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§ 83 Rechtsbehelfe

Abschnitt 16
Kriminologische Forschung

§ 84 Fortentwicklung des Vollzugs und kriminologische Forschung

Buch 1

Gemeinsame Regelungen und Organisation
(JVollzGB I)

Abschnitt 1

Anwendungsbereich und Aufgaben

§ 1
Anwendungsbereich
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 (1) Dieses Gesetz regelt den Vollzug

1. der Untersuchungshaft, der einstweiligen Unterbringung, der sichernden Unterbringung bei vor-
behaltener oder nachträglicher Sicherungsverwahrung, der Sicherungshaft, der Haft nach § 127 b
Absatz 2, § 230 Absatz 2, §§ 236, 275 a Absatz 5, § 329 Absatz 4 Satz 1, § 412 Satz 1 und § 453 c
Absatz 1 der Strafprozessordnung (StPO),

 

2. der Freiheitsstrafe und des Strafarrestes,

 

3. der Jugendstrafe nach den §§ 17 und 18 des Jugendgerichtsgesetzes (JGG) und der Freiheitsstrafe
nach § 114 JGG und

 

4. der Maßregel der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung sowie anderer freiheitsentziehen-
der Maßregeln der Besserung und Sicherung.

 

 (2) Die Regelungen der Strafprozessordnung zur Vollziehung der Untersuchungshaft, namentlich zur Ab-
wehr einer Flucht-, Verdunkelungs- oder Wiederholungsgefahr (§ 119 StPO), sowie die Vorschriften über
die Kontaktsperre (§§ 31 bis 38 a des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz) bleiben un-
berührt.

§ 2
Ziele des Vollzugs

 (1) Die kriminalpräventive Zielsetzung des Strafvollzugs und des Jugendstrafvollzugs in Baden-Württem-
berg liegt im Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor weiteren Straftaten. Strafvollzug und Jugendstraf-
vollzug leisten einen Beitrag für die Eingliederung der Gefangenen in die Gesellschaft, die innere Sicher-
heit und für den Rechtsfrieden.

 (2) Der Vollzug der Untersuchungshaft dient dem Zweck, durch sichere Unterbringung der Untersu-
chungsgefangenen die Durchführung eines geordneten Strafverfahrens zu gewährleisten und eine spä-
tere Strafvollstreckung sicherzustellen.

 (3) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung dient dem Ziel, die Gefährlichkeit der Untergebrachten für
die Allgemeinheit so zu mindern, dass die Vollstreckung der Unterbringung möglichst bald zur Bewäh-
rung ausgesetzt oder für erledigt erklärt werden kann. Im Vollzug der Sicherungsverwahrung sollen die
Untergebrachten fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.
Der Vollzug der Sicherungsverwahrung bezweckt zugleich den Schutz der Allgemeinheit vor erheblichen
Straftaten.

Abschnitt 2

Grundsätze der Unterbringung

§ 3
Grundsätze zum Vollzug der Haftarten

 (1) Die Freiheitsstrafe und der Strafarrest werden in Justizvollzugsanstalten des Landes vollzogen.

 (2) Die Untersuchungshaft wird in besonderen Justizvollzugsanstalten, in Teilanstalten, Außenstellen
oder Abteilungen von Justizvollzugsanstalten vollzogen.

 (3) Die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung wird in besonderen Justizvollzugsanstalten, in Teil-
anstalten, Außenstellen oder Abteilungen von Justizvollzugsanstalten (Einrichtungen der Sicherungsver-
wahrung) vollzogen.

 (4) Die Jugendstrafe wird in besonderen Justizvollzugsanstalten, in Teilanstalten oder Außenstellen von
Justizvollzugsanstalten (Jugendstrafanstalten) oder in besonderen Abteilungen von Justizvollzugsanstal-
ten vollzogen.
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 (5) Das Justizministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Sozialministerium die für den Jugend-
strafvollzug in freier Form zugelassenen Einrichtungen. Während der Unterbringung im Jugendstrafvoll-
zug in freier Form besteht das Vollzugsverhältnis der Gefangenen zur Justizvollzugsanstalt fort.

§ 4
Trennungsgrundsätze

 (1) Frauen sind getrennt von Männern in besonderen Justizvollzugsanstalten für Frauen oder in ge-
trennten Abteilungen in Justizvollzugsanstalten für Männer unterzubringen. Sie sind auch sonst von den
männlichen Gefangenen und männlichen Untergebrachten getrennt zu halten.

 (2) Untersuchungsgefangene sollen soweit möglich von anderen Gefangenen, insbesondere Strafgefan-
genen, getrennt gehalten werden. Mit ihrer Zustimmung darf hiervon abgewichen werden.

 (3) Der Vollzug der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung erfolgt vom Strafvollzug getrennt in
Einrichtungen nach § 3 Absatz 3. Von einer getrennten Unterbringung nach Satz 1 darf ausnahmsweise
abgewichen werden

1. zur Behandlung, insbesondere in einer sozialtherapeutischen Anstalt,

 

2. zur Durchführung einer Behandlungsuntersuchung oder Begutachtung,

 

3. zur Behandlung einer Krankheit oder besseren medizinischen Versorgung in einem Justizvollzugs-
krankenhaus oder in einer Krankenabteilung einer Justizvollzugsanstalt,

 

4. auf Antrag der Untergebrachten aus wichtigem Grund,

 

5. zur Entlassungsvorbereitung in einer Einrichtung des offenen Vollzugs oder

 

6. vorübergehend zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die Sicherheit der Justizvollzugsanstalt
oder für Leib oder Leben von Untergebrachten oder Dritten.

 

Die Unterbringungsbedingungen sollen sich im Rahmen der vorhandenen Gegebenheiten von denen der
Strafgefangenen unterscheiden, soweit dies mit der Aufgabenerfüllung der aufnehmenden Anstalt ver-
einbar ist. Im Übrigen bleiben die Rechte der Untergebrachten nach diesem Gesetz unberührt.

 (4) Im Jugendstrafvollzug sollen Jugendliche, Heranwachsende und junge Erwachsene (junge Gefange-
ne) getrennt untergebracht und altersgemäß erzogen werden. Die sozialtherapeutische Behandlung jun-
ger Gefangener erfolgt in einer Außenstelle einer sozialtherapeutischen Anstalt oder in gesonderten Ab-
teilungen von Jugendstrafanstalten. Die Unterbringung von jungen weiblichen Gefangenen erfolgt in
getrennten Abteilungen einer Justizvollzugsanstalt für Frauen oder einer Jugendstrafanstalt für junge
männliche Gefangene.

 (5) Soweit junge Gefangene, ohne vom Jugendstrafvollzug ausgenommen zu sein, aus besonderen
Gründen in Justizvollzugsanstalten gemeinsam mit Erwachsenen untergebracht sind, sollen sie von den
anderen Gefangenen getrennt werden. Der Vollzug erfolgt nach den Vorschriften dieses Gesetzes über
den Jugendstrafvollzug.

 (6) Von der Trennung nach den Absätzen 1 und 3 bis 5 darf abgewichen werden, soweit es erforder-
lich ist, Gefangenen oder Untergebrachten die Teilnahme an Beschäftigungs-, Behandlungs- und Erzie-
hungsmaßnahmen sowie Freizeitangeboten und Angeboten der Religionsausübung zu ermöglichen. Jun-
ge Gefangene sind vor schädlichen Einflüssen zu schützen.

 (7) Beim Vollzug der Untersuchungshaft darf von der getrennten Unterbringung nach den Absätzen 1
und 2 abgesehen werden, um es Untersuchungsgefangenen zu ermöglichen, zu arbeiten oder an Bil-
dungsmaßnahmen oder Freizeitangeboten teilzunehmen. Ausnahmen von der getrennten Unterbrin-
gung nach Absatz 2 sind darüber hinaus zulässig
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1. im Fall der Unterbringung von Untersuchungsgefangenen in einer Krankenabteilung einer Justiz-
vollzugsanstalt oder in einem Justizvollzugskrankenhaus oder

 

2. wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt, der Vollzugsorgani-
sation oder aus anderen wichtigen Gründen erforderlich ist.

 

 (8) Während eines Transports zur Durchführung einer Verlegung, Überstellung, Ausantwortung oder
Vorführung von in der Sicherungsverwahrung Untergebrachten darf von der Trennung nach Absatz 3
Satz 1 abgewichen werden.

§ 5
Differenzierung

 (1) Für den Vollzug der Freiheitsstrafe und der Jugendstrafe sind Haftplätze in verschiedenen Justizvoll-
zugsanstalten oder Abteilungen vorzusehen, in denen eine auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der
Gefangenen abgestimmte Behandlung gewährleistet ist.

 (2) Justizvollzugsanstalten des geschlossenen Vollzugs sehen eine sichere Unterbringung vor, Einrich-
tungen des offenen Vollzugs keine oder nur verminderte Vorkehrungen gegen Entweichungen.

§ 6
Gestaltung der Justizvollzugsanstalten

 (1) Justizvollzugsanstalten sind entsprechend ihrem Zweck und den jeweiligen Erkenntnissen der Erfor-
dernisse eines zeitgemäßen Justizvollzugs auszugestalten. Völkerrechtlichen Vorgaben und den interna-
tionalen Standards mit Menschenrechtsbezug, wie sie in den von den Vereinten Nationen oder Organen
des Europarats beschlossenen einschlägigen Richtlinien und Empfehlungen enthalten sind, ist Rech-
nung zu tragen.

 (2) Justizvollzugsanstalten sollen eine bedarfsgerechte Anzahl und Ausstattung von Plätzen insbesonde-
re für therapeutische Maßnahmen, für Maßnahmen der Beschäftigung, Freizeit, Sport und Seelsorge vor-
sehen. Sie sollen so gegliedert werden, dass die Gefangenen und Untergebrachten in überschaubaren
Betreuungs- und Behandlungsgruppen zusammengefasst werden können. Die Gestaltung von Einrich-
tungen der Sicherungsverwahrung muss therapeutischen Erfordernissen entsprechen und Wohngrup-
penvollzug ermöglichen.

 (3) Um die Entlassung aus dem Strafvollzug oder Jugendstrafvollzug vorzubereiten, sollen den geschlos-
senen Justizvollzugsanstalten offene Einrichtungen angegliedert oder zugeordnet oder gesonderte offe-
ne Justizvollzugsanstalten vorgesehen werden.

§ 7
Festsetzung der Belegungsfähigkeit

 (1) Die Aufsichtsbehörde setzt die Belegungsfähigkeit der Justizvollzugsanstalten fest. Sie geht dabei
von der Grundfläche der Hafträume ohne Einbeziehung der Fläche der Sanitäreinrichtungen (Netto-
grundfläche) aus. Die Aufsichtsbehörde berücksichtigt, dass eine ausreichende Anzahl von Plätzen für
Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung sowie von Räumen für Seelsorge, Freizeit, Sport, therapeutische
Maßnahmen und Besuche zur Verfügung steht.

 (2) In Justizvollzugsanstalten, mit deren Errichtung vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen wurde,
haben Gemeinschaftshafträume bei Doppelbelegung eine Nettogrundfläche von mindestens 4,5 Qua-
dratmetern, bei einer höheren Belegung mindestens sechs Quadratmeter je Gefangener oder Gefange-
nem aufzuweisen. Für An- und Zubauten bei Anstalten nach Satz 1, mit deren Errichtung nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes begonnen wurde, gilt Absatz 3 entsprechend.

 (3) Bei Justizvollzugsanstalten, mit deren Errichtung nach Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen wur-
de, ist im geschlossenen Vollzug eine Einzelunterbringung der Gefangenen zur Ruhezeit zugrunde zu
legen. Einzelhafträume haben eine Nettogrundfläche von mindestens neun Quadratmetern, Gemein-
schaftshafträume von mindestens sieben Quadratmetern je Gefangener oder Gefangenem aufzuweisen.
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 (4) Gemeinschaftshafträume müssen über eine baulich abgetrennte und entlüftete Sanitäreinrichtung
verfügen, falls nicht ein ständiger Zugang zu einer Toilette außerhalb des Haftraums besteht.

 (5) Im geschlossenen Vollzug ist eine gemeinschaftliche Unterbringung von mehr als sechs Gefangenen
nicht zulässig.

 (6) In Einrichtungen der Sicherungsverwahrung haben Zimmer der Untergebrachten eine Nettogrundflä-
che in Höhe der doppelten Quadratmeterzahl der für Gefangene in einem Gemeinschaftshaftraum nach
Absatz 3 vorgesehenen Fläche.

§ 8
Belegung der Hafträume

 (1) Hafträume dürfen nicht mit mehr Personen als zugelassen belegt werden. Über Ausnahmen ent-
scheidet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

 (2) Die Mehrfachunterbringung in einem Haftraum entgegen § 7 Abs. 4 sowie bei Unterschreiten der
Mindestfläche je Gefangenem bei vor Inkrafttreten dieser Vorschrift errichteten Justizvollzugsanstalten
ist nur mit schriftlicher Zustimmung der Gefangenen zulässig. Die Zustimmung kann jederzeit schriftlich
oder zur Niederschrift der Vollzugsgeschäftsstelle widerrufen werden.

§ 9
Ausgestaltung der Räume und Kostenbeteiligung

 (1) Räume für den Aufenthalt während der Ruhe- und Freizeit sowie Gemeinschafts- und Besuchsräume
sind wohnlich oder sonst ihrem Zweck entsprechend auszustatten. Sie müssen hinreichend Luftinhalt
haben und für eine gesunde Lebensführung ausreichend mit Heizung und Lüftung sowie Fensterfläche
ausgestattet sein.

 (2) Die Gefangenen und Untergebrachten können an den Betriebskosten der in ihrem Besitz befindli-
chen Geräte beteiligt werden.

§ 10
Mutter-Kind-Abteilung

 (1) Eine Gefangene kann mit ihrem Kind, das das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben soll, in
eine Mutter-Kind-Abteilung in einer Justizvollzugsanstalt für weibliche Gefangene aufgenommen werden,
wenn beide für die Unterbringung dort geeignet sind, ein Platz für Mutter und Kind zur Verfügung steht,
dies dem Wohl des Kindes entspricht und die oder der Aufenthaltsbestimmungsberechtigte zustimmt.
Vor der Unterbringung ist das Jugendamt zu hören.

 (2) Die Kosten der Unterbringung des Kindes einschließlich der Gesundheitsfürsorge werden vom Justiz-
vollzug regelmäßig nicht übernommen.

§ 11
Ausbildung und Beschäftigung

 (1) In den Justizvollzugsanstalten sind Einrichtungen zur schulischen und beruflichen Bildung, zur ar-
beitstherapeutischen Beschäftigung sowie Arbeitsbetriebe vorzusehen.

 (2) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen und Betriebe sind den Verhältnissen außerhalb der Justiz-
vollzugsanstalt anzugleichen. Die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften sind zu beachten.

 (3) Die Schule im Jugendstrafvollzug soll als Ganztageseinrichtung betrieben werden.

Abschnitt 3

Organisation der Justizvollzugsanstalten

§ 12
Aufgabenwahrnehmung
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 (1) Die Aufgaben in den Justizvollzugsanstalten werden grundsätzlich von beamteten Bediensteten des
Landes wahrgenommen. Sie können anderen Bediensteten sowie nebenamtlich oder vertraglich ver-
pflichteten Personen übertragen werden.

 (2) Die Erledigung von nicht hoheitlichen Aufgaben kann freien Trägern und privaten Dienstleistern
übertragen werden.

 (3) Mit der Erziehung junger Gefangener soll nur betraut werden, wer für die Erziehungsaufgabe des Ju-
gendstrafvollzugs geeignet und ausgebildet ist.

 (4) Für jede Justizvollzugsanstalt ist entsprechend ihrer Aufgabe die erforderliche Anzahl von Bedienste-
ten, namentlich des allgemeinen Vollzugsdienstes, des Verwaltungsdienstes und des Werkdienstes so-
wie von Personen der verschiedenen Berufsgruppen, insbesondere der Seelsorger, Ärzte, Pädagogen,
Psychologen und Sozialarbeiter, vorzusehen.

 (5) Fortbildungsmaßnahmen für die in den Justizvollzugsanstalten tätigen Personen werden regelmäßig
durchgeführt.

 (6) Für den Vollzug der Sicherungsverwahrung ist die erforderliche Anzahl von Bediensteten der ver-
schiedenen Fachrichtungen, des allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes vorzusehen, um
eine an den Vollzugszielen orientierte Behandlung und Betreuung der Untergebrachten zu gewährleis-
ten. Die in Einrichtungen der Sicherungsverwahrung tätigen Bediensteten müssen hierfür persönlich ge-
eignet und fachlich qualifiziert sein. Fortbildungen sowie Praxisberatung und Praxisbegleitung werden
regelmäßig durchgeführt. Die Bediensteten des allgemeinen Vollzugsdienstes, des psychologischen und
des sozialen Dienstes sollen Wohngruppen zugeordnet werden. Eine Betreuung in den Wohngruppen ist
auch in der beschäftigungsfreien Zeit der Untergebrachten, insbesondere am Wochenende, in dem er-
forderlichen Umfang zu gewährleisten. Entsprechendes gilt für Bedienstete, die mit der Betreuung und
Behandlung von Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung betraut
sind.

 (7) Anstaltsseelsorgerinnen und Anstaltsseelsorger werden im Einvernehmen mit der jeweiligen Religi-
onsgemeinschaft haupt- oder nebenamtlich bestellt. Das Nähere regeln Vereinbarungen zwischen dem
Land und den Religionsgemeinschaften. Wenn die geringe Zahl der Angehörigen einer Religionsgemein-
schaft eine Seelsorge nach Satz 1 nicht rechtfertigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf andere Wei-
se zuzulassen. Mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters dürfen die Anstaltsseelsor-
ger sich freier Seelsorgehelfer bedienen und für Gottesdienste sowie für andere religiöse Veranstaltun-
gen Seelsorgerinnen und Seelsorger von außen zuziehen.

§ 13
Anstaltsleitung

 (1) Für jede Justizvollzugsanstalt bestellt die Aufsichtsbehörde eine Beamtin oder einen Beamten des
höheren Dienstes zur hauptamtlichen Anstaltsleiterin oder zum hauptamtlichen Anstaltsleiter. Aus be-
sonderen Gründen kann eine Justizvollzugsanstalt auch von einer Beamtin oder einem Beamten des ge-
hobenen Dienstes geleitet werden.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter vertritt die Justizvollzugsanstalt nach außen und trägt die
Verantwortung für den gesamten Vollzug.

§ 14
Mitverantwortung

 (1) Den Gefangenen und den Untergebrachten ist zu ermöglichen, eine Vertretung zu wählen. Diese
kann in Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse, die sich ihrer Eigenart und der Aufgabe der Jus-
tizvollzugsanstalt nach für eine Mitwirkung eignen, Vorschläge und Anregungen an die Anstaltsleiterin
oder den Anstaltsleiter herantragen. Die Vorschläge und Anregungen sollen mit der Vertretung erörtert
werden. Die Gefangenen und die Untergebrachten werden zur Mitarbeit ermutigt.

 (2) Wird die Unterbringung in der Sicherungsverwahrung in Teilanstalten, Außenstellen oder Abteilun-
gen von Justizvollzugsanstalten vollzogen, ist der Mitverantwortung der Untergebrachten zu gestatten,
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an der Gefangenenmitverantwortung mitzuwirken, soweit Interessen und Belange der Untergebrachten
berührt sind.

§ 15
Hausordnung

 (1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter erlässt mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde eine Haus-
ordnung. Dabei soll die Gefangenenmitverantwortung gehört werden. In die Hausordnung sind insbe-
sondere Regelungen aufzunehmen über

1. die Besuchszeiten, die Häufigkeit und Dauer der Besuche,

 

2. die Arbeitszeit, die Freizeit und Ruhezeit sowie

 

3. die Gelegenheit, Anträge und Beschwerden anzubringen oder sich an einen Vertreter der Auf-
sichtsbehörde zu wenden.

 

 (2) Die Hausordnung ist den Gefangenen in geeigneter Weise zugänglich zu machen.

 (3) Die Hausordnung oder zumindest wichtige Auszüge aus ihr sollen in den Muttersprachen der wesent-
lichen Gefangenengruppen der Justizvollzugsanstalt vorliegen.

§ 16
Zusammenarbeit und Einbeziehung Dritter

 (1) Alle im Justizvollzug Tätigen arbeiten zusammen und wirken an der Erfüllung der Aufgaben des Voll-
zugs mit.

 (2) Die Justizvollzugsanstalten arbeiten mit anderen Einrichtungen, Organisationen und Personen, die
für die Gefangenen und Untergebrachten förderliche soziale Hilfestellungen leisten oder deren Einfluss
ihre Eingliederung, Behandlung oder Erziehung fördern können, eng zusammen. Die Unterstützung ins-
besondere der in Sicherungsverwahrung Untergebrachten durch ehrenamtliche Betreuerinnen und Be-
treuer ist zu fördern.

 (3) Im Untersuchungshaftvollzug wirken Justizvollzugsanstalten, Gerichte und Staatsanwaltschaften so
zusammen, dass insbesondere Möglichkeiten der Haftvermeidung ergriffen und die Sicherheit sowie die
Ordnung der Justizvollzugsanstalt gewahrt werden. Sie unterrichten sich gegenseitig unverzüglich über
Umstände, deren Kenntnis für die Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben erforderlich sind. Bei Erhebung
der öffentlichen Klage ist der Justizvollzugsanstalt eine Mehrfertigung der Anklageschrift zu übermitteln.

§ 17
Konferenzen

 Zur Aufstellung und Überprüfung des Vollzugs- oder Erziehungsplans sowie zur Vorbereitung wichtiger
Entscheidungen im Strafvollzug und im Jugendstrafvollzug führt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltslei-
ter Konferenzen mit an der Behandlung und Erziehung maßgeblich Beteiligten durch.

§ 18
Anstaltsbeiräte

 (1) Bei den Justizvollzugsanstalten sind Beiräte zu bilden. Das Nähere regelt die Aufsichtsbehörde.

 (2) Die Mitglieder des Beirats wirken bei der Gestaltung des Vollzugs und bei der Betreuung der Gefan-
genen mit. Sie unterstützen die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter durch Anregungen und Verbesse-
rungsvorschläge und helfen bei der Eingliederung der Gefangenen nach der Entlassung. Im Jugendstraf-
vollzug sollen die Mitglieder in der Erziehung junger Menschen erfahren oder dazu befähigt sein.

 (3) Die Mitglieder des Beirats können namentlich Wünsche, Anregungen und Beanstandungen entge-
gennehmen. Sie können sich über die Unterbringung, Beschäftigung, berufliche Bildung, Verpflegung,
ärztliche Versorgung und Behandlung unterrichten, die Justizvollzugsanstalt und ihre Einrichtungen be-
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sichtigen und die Gefangenen in ihren Räumen aufsuchen. Aussprache und Schriftwechsel werden nicht
überwacht.

 (4) Die Mitglieder des Beirats haben über die ihnen in ihrem Amt bekannt gewordenen Angelegenhei-
ten, soweit sie ihrer Natur nach vertraulich sind, Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt auch nach Been-
digung ihres Amts.

 (5) Vollzugsbedienstete dürfen nicht Mitglieder des Beirats sein.

Abschnitt 4

Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten

§ 19
Aufsichtsbehörde

 Das Justizministerium (Aufsichtsbehörde) führt die Aufsicht über die Justizvollzugsanstalten. Die Aufsicht
über Einrichtungen im Jugendstrafvollzug in freien Formen wird im Einvernehmen mit dem Sozialminis-
terium geregelt.

§ 20
Vollstreckungsplan

 Die Aufsichtsbehörde regelt die örtliche und sachliche Zuständigkeit der Justizvollzugsanstalten nach
allgemeinen Merkmalen in einem Vollstreckungsplan. Der Vollstreckungsplan soll im Jugendstrafvollzug
dazu beitragen, dass Jugendliche, Heranwachsende und junge Erwachsene getrennt werden.

§ 21
Zuständigkeit für Verlegungen

 Die Aufsichtsbehörde kann Entscheidungen über Verlegungen in eine sozialtherapeutische Einrichtung
oder in eine Behandlungsabteilung einer Justizvollzugsanstalt einer zentralen Stelle übertragen.

Abschnitt 5

Verhinderung von Mobilfunkverkehr; Videobeobachtung

§ 22
Feststellung von Mobilfunkendgeräten und

Störung des Mobilfunkverkehrs

 (1) Gefangenen ist der Besitz und Betrieb von Mobilfunkendgeräten auf dem Gelände der Justizvollzugs-
anstalten untersagt. Für Einrichtungen, die der Unterbringung von Freigängern dienen, können Ausnah-
men zugelassen werden.

 (2) Die Justizvollzugsanstalten dürfen auf ihrem Gelände technische Geräte

1. zur Aktivierung von Mobilfunkendgeräten zum Zweck ihres Auffindens sowie

 

2. zur Störung von Frequenzen, die der Herstellung unerlaubter Mobilfunkverbindungen dienen,

 

betreiben. Der Mobilfunkverkehr außerhalb des Geländes der Justizvollzugsanstalten darf hierdurch
nicht beeinträchtigt werden.

§ 23
Videobeobachtung

 Die Justizvollzugsanstalten können das Anstaltsgelände sowie das Innere der Anstaltsgebäude offen mit-
tels Videotechnik beobachten. Die Anfertigung von Aufzeichnungen hiervon sowie die Beobachtung der
unmittelbaren Anstaltsumgebung ist zulässig, sofern dies zum Zweck der Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten oder
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Ordnungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet
wird, erforderlich ist.

Abschnitt 6

Nichtraucher- und Gesundheitsschutz

§ 24
Rauchverbot in Justizvollzugsanstalten

 In Gebäuden und sonstigen vollständig umschlossenen Räumen von Justizvollzugsanstalten ist das Rau-
chen nach Maßgabe von § 25 verboten.

§ 25
Ausnahmen vom Rauchverbot

 (1) In Hafträumen darf geraucht werden, wenn alle in ihnen untergebrachten Gefangenen damit einver-
standen sind.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Ausnahmen vom Rauchverbot bei besonderen Ver-
anstaltungen zulassen. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann das Rauchen zudem in bestimm-
ten baulich abgeschlossenen Räumen oder in entlüfteten Einrichtungen gestatten, wenn und soweit die
Belange des Nichtraucherschutzes dadurch nicht beeinträchtigt werden.

§ 26
Gesundheitsschutz in Jugendstrafanstalten

 In Einrichtungen des Jugendstrafvollzugs, in denen überwiegend Jugendliche untergebracht sind, darf
aus Gründen des Gesundheitsschutzes nicht geraucht und kein Alkohol getrunken werden; §§ 24 und 25
finden keine Anwendung.

Abschnitt 7

Datenschutz

Unterabschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

§ 27
Aufgabe und Anwendungsbereich

 (1) Aufgabe der Vorschriften dieses Abschnitts ist es, bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im
Justizvollzug des Landes die Persönlichkeitsrechte von Gefangenen und sonstigen Betroffenen zu wah-
ren, den Justizvollzugsanstalten die effiziente Erfüllung ihrer Aufgaben zu ermöglichen, die Sicherheit
oder Ordnung der Justizvollzugsanstalten zu gewährleisten und einen Beitrag für die innere Sicherheit
zu leisten.

 (2) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für den Vollzug von gerichtlich angeordneten Freiheitsent-
ziehungen in Justizvollzugsanstalten. Sie finden mit Ausnahme von § 31 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 und §§ 32
und 33 entsprechende Anwendung auf den Vollzug des Jugendarrests.

 (3) Beim Vollzug von Freiheitsentziehungen, die nicht wegen des Verdachts oder des Nachweises einer
rechtswidrigen Tat angeordnet worden sind, finden § 37 Abs. 1 Nr. 3 sowie §§ 38 bis 40 keine Anwen-
dung, wenn unter Berücksichtigung der Art der Daten und der Rechtsstellung der Gefangenen die Be-
troffenen ein schutzwürdiges Interesse am Ausschluss der Übermittlung haben.

§ 28
Begriffsbestimmungen

 (1) Die Begriffsbestimmungen in § 3 des Landesdatenschutzgesetzes (LDSG) gelten entsprechend.
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 (2) Erkennungsdienstliche Unterlagen sind die nach Maßgabe von § 31 Abs. 1 Satz 2 erhobenen Daten
mit Bezug auf Gefangene. Sie sind vom Begriff der personenbezogenen Daten im Sinne dieses Gesetzes
mit umfasst, sofern das Gesetz ihre Verarbeitung nicht ausdrücklich ausschließt.

§ 29
Zulässigkeit der Datenverarbeitung

 Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten verarbeiten, wenn dieses Gesetz oder eine an-
dere Rechtsvorschrift es erlaubt oder die Betroffenen eingewilligt haben.

§ 30
Einwilligung

 (1) Die Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur wirksam, wenn sie auf der
freien Entscheidung der Betroffenen beruht. Sie bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer
Umstände eine andere Form angemessen ist. Die Betroffenen sind über den vorgesehenen Zweck der
Verarbeitung zu belehren sowie, soweit nach den Umständen des Einzelfalls erforderlich oder auf Ver-
langen, auf die Folgen einer Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. Soll die Einwilligung zusammen
mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist sie besonders hervorzuheben.

 (2) Bei beschränkt geschäftsfähigen Gefangenen bestimmt sich die Einwilligungsfähigkeit nach der tat-
sächlichen Einsichtsfähigkeit. Die Justizvollzugsanstalt kann nach angemessener Belehrung von der Ein-
willigungsfähigkeit der Gefangenen ausgehen, sofern nicht Tatsachen bekannt sind, die eine Einsichts-
fähigkeit ausschließen.

Unterabschnitt 2

Erhebung von Daten

§ 31
Datenerhebung

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten erheben, soweit deren Kenntnis für den ihr
aufgegebenen Vollzug der Freiheitsentziehung erforderlich ist. Als erkennungsdienstliche Maßnahmen
zu diesem Zweck sind mittels analoger oder digitaler Technik zulässig:

1. die Abnahme von Finger- und Handflächenabdrücken,

 

2. die Aufnahme von Lichtbildern,

 

3. die Feststellung äußerlicher körperlicher Merkmale,

 

4. Messungen und

 

5. die Erfassung biometrischer Daten des Körpers und der Stimme.

 

 (2) Personenbezogene Daten sind vorrangig bei den Betroffenen zu erheben. Werden sie auf Grund ei-
ner Rechtsvorschrift erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Voraus-
setzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, so sind die Betroffenen hierauf, sonst auf die Freiwillig-
keit ihrer Angaben hinzuweisen.

 (3) Sofern es für die Aufgabenerfüllung der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist und keine Anhaltspunk-
te dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt werden,
kann die Erhebung bei den Betroffenen auch ohne deren Kenntnis sowie bei anderen Personen oder
Stellen erfolgen. Erfolgt die Erhebung bei einer nichtöffentlichen Stelle, so ist diese auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

 (4) Daten über Personen, die nicht Gefangene sind, dürfen ohne ihre Mitwirkung bei Personen oder Stel-
len außerhalb der Justizvollzugsanstalt nur erhoben werden, wenn sie für Hilfsmaßnahmen für Angehöri-
ge der Gefangenen, die Behandlung von Gefangenen, die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsan-
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stalt oder die Sicherung des Vollzugs der Freiheitsentziehung erforderlich sind und die Art der Erhebung
nicht überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt.

 (5) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung personenbezogener Daten werden die Be-
troffenen unter Angabe dieser Daten unterrichtet, sofern sie nicht bereits auf andere Weise Kenntnis er-
langt haben oder der in Absatz 1 genannte Zweck dadurch nicht gefährdet wird. Sind die Daten bei an-
deren Personen oder Stellen erhoben worden, kann die Unterrichtung unterbleiben, wenn

1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen des überwie-
genden berechtigten Interesses eines Dritten, geheim gehalten werden müssen oder

 

2. der Aufwand der Unterrichtung außer Verhältnis zum Schutzzweck steht und keine Anhaltspunk-
te dafür bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt
werden.

 

§ 32
Datenerhebung durch Videotechnik

 (1) Die Beobachtung von Hafträumen mittels Videotechnik ist nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin
oder des Anstaltsleiters und zur Abwehr von erheblichen Gefahren für Leib oder Leben von Gefangenen
oder Dritten sowie zur Verhinderung und Verfolgung von erheblichen Straftaten zulässig. Die Anstaltslei-
terin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass besonders gesicherte Hafträume mittels Vi-
deotechnik zu beobachten sind. Die Anfertigung von Videoaufzeichnungen ist im Einzelfall zulässig. So-
fern in Hafträumen eine Beobachtung über einen Zeitraum von aufeinanderfolgend mehr als zwei Wo-
chen erfolgt, bedarf sie der Zustimmung der Aufsichtsbehörde.

 (2) In hierfür besonders eingerichteten Hafträumen des Justizvollzugskrankenhauses ist auf ärztliche An-
ordnung eine optische und akustische Beobachtung von Gefangenen mittels Videotechnik zulässig, so-
fern zureichende Anhaltspunkte für Fremd- oder Eigengefährdung vorliegen oder dies aus Gründen der
therapeutischen Sicherheit angezeigt ist. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

 (3) Die Überwachung mittels Videotechnik und die Anfertigung von Videoaufzeichnungen nach diesem
Gesetz dürfen auch durchgeführt werden, wenn Personen, hinsichtlich derer die Voraussetzungen der
Datenerhebung nicht vorliegen, unvermeidbar betroffen werden. Für die Dauer der seelsorgerischen Be-
treuung ist die Überwachung auf Verlangen der Seelsorgerin oder des Seelsorgers auszusetzen. Die Vi-
deoüberwachung und -aufzeichnung ist durch geeignete Hinweise erkennbar zu machen, soweit nicht
der Zweck der Maßnahme dadurch vereitelt wird.

 (4) Werden die durch Videotechnik erhobenen Daten einer bestimmten Person zugeordnet, so ist diese
über eine weitere Verarbeitung zu benachrichtigen, soweit sie nicht auf andere Weise Kenntnis von der
weiteren Verarbeitung erlangt oder die Unterrichtung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.
Die Unterrichtung darf unterbleiben, solange durch sie der Zweck der Maßnahme vereitelt oder soweit
die Aufgabenerfüllung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde.

§ 33
Datenerhebung durch Radio-Frequenz-Identifikation (RFID)

 (1) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder zur Überwachung des Auf-
enthaltsorts von Gefangenen auf dem Anstaltsgelände kann die Justizvollzugsanstalt Daten über den
Aufenthaltsort und den Zeitpunkt der Datenerhebung mittels RFID-Transponder durch Empfangsgeräte
automatisiert erheben.

 (2) Mit Einwilligung der oder des Gefangenen kann ein RFID-Transponder zur automatisierten Identifika-
tion und Lokalisierung so mit ihrem oder seinem Körper verbunden werden, dass eine ordnungsgemäße
Trennung nur durch die Justizvollzugsanstalt erfolgen kann. Von der Einwilligung können die Rücknahme
besonderer Sicherungsmaßnahmen oder die Einteilung der oder des Gefangenen zu einer in bestimm-
ten Bereichen auf dem Anstaltsgelände zu leistenden Arbeit abhängig gemacht werden.

Unterabschnitt 3

Übermittlung, Nutzung, Veränderung und
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Speicherung von Daten

§ 34
Übermittlung, Nutzung, Veränderung und

Speicherung von Daten zu Vollzugszwecken

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten übermitteln, nutzen, verändern und spei-
chern, soweit dies für den ihr aufgegebenen Vollzug der Freiheitsentziehung erforderlich ist.

 (2) Die erhobenen personenbezogenen Daten können zu den Gefangenenpersonalakten genommen so-
wie elektronisch in Dateien gespeichert werden. Erkennungsdienstliche Unterlagen können auch in kri-
minalpolizeilichen Sammlungen verwahrt werden.

 (3) Die Justizvollzugsanstalt kann anordnen, dass Gefangene einen Lichtbildausweis mit sich führen.

 (4) Sofern es aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder zur Überwachung
des Aufenthaltsorts von Gefangenen in der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist, kann die Justizvollzugs-
anstalt Ausweise mit einem RFID-Transponder ausstatten und anordnen, dass diese offen zu tragen
sind.

§ 35
Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Speicherung von Daten zu

vollzugsbegleitenden Zwecken

 (1) Eine Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Speicherung personenbezogener Daten zu vollzugs-
begleitenden Zwecken ist der Verarbeitung zu Vollzugszwecken gleichgestellt, soweit sie gerichtlichen
Verfahren sowie deren außergerichtlicher Bearbeitung, der Wahrnehmung von Aufsichts- und Kontroll-
befugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für die
verantwortliche Stelle dient.

 (2) Das gilt auch für die Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Speicherung zu Ausbildungs- und Prü-
fungszwecken durch die verantwortliche Justizvollzugsanstalt und die Justizvollzugsschule sowie zu Zwe-
cken wissenschaftlicher Forschung durch den Kriminologischen Dienst Baden-Württemberg, soweit nicht
überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen entgegenstehen. Sofern der Ausbildungs-, Prü-
fungs- oder Forschungszweck es erlaubt und der Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem
angestrebten Schutzzweck steht, sind die personenbezogenen Daten zu anonymisieren.

 (3) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten von Gefangenen mit Ausnahme der erken-
nungsdienstlichen Unterlagen an Mitglieder des Anstaltsbeirats übermitteln, soweit dies für die Wahr-
nehmung der gesetzlichen Aufgaben der Beiräte erforderlich ist. Die Anstaltsleiterin oder der Anstalts-
leiter kann die Einsichtnahme von Akten durch Mitglieder des Anstaltsbeirats zulassen, soweit eine sol-
che zur Aufgabenerfüllung unerlässlich ist; Gesundheitsakten und Krankenblätter dürfen nur mit Einwil-
ligung der oder des Gefangenen eingesehen werden. Die Regelung über das Datengeheimnis nach § 46
Abs. 1 gilt entsprechend.

§ 36
Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Speicherung

von Daten zum Schutz der Allgemeinheit

 (1) Die Übermittlung, Nutzung, Veränderung und Speicherung personenbezogener Daten durch die Jus-
tizvollzugsanstalt ist auch zulässig, soweit dies

1. zur Abwehr von sicherheitsgefährdenden oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde
Macht oder von Bestrebungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die durch Anwendung von
Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen

a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes gerichtet sind,

 

b) eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes
oder eines Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder
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c) auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden,

 

 

2. zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Gemeinwohl oder einer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit,

 

3. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person,

 

4. zur Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten sowie zur Verhinderung oder Verfolgung von
Ordnungswidrigkeiten, durch welche die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt ge-
fährdet werden,

 

5. zur Identifizierung, Fahndung oder Festnahme von Gefangenen durch Vollstreckungs- und Straf-
verfolgungsbehörden in den Fällen, in denen eine Gefangene oder ein Gefangener entwichen ist
oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvollzugsanstalt aufhält, oder

 

6. für ausländerrechtliche Maßnahmen

 

erforderlich ist.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt darf den für die Eingabe von Daten in das polizeiliche Informations- und
Auskunftssystem zuständigen Polizeidienststellen den Beginn, die Unterbrechung und die Beendigung
von Freiheitsentziehungen, die wegen des Verdachts oder des Nachweises einer rechtswidrigen Tat von
einer Richterin oder von einem Richter angeordnet worden sind, Verlegungen in eine andere Justizvoll-
zugsanstalt, die Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen einschließlich des Verlassens der Justiz-
vollzugsanstalt aus wichtigem Anlass, die Entlassungsadresse sowie die zur Identifizierung der Gefange-
nen erforderlichen personenbezogenen Daten auch anlassunabhängig übermitteln.

§ 37
Übermittlung, Nutzung, Veränderung und

Speicherung von Daten zu vollzugsunterstützenden Zwecken

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten mit Ausnahme der erkennungsdienstlichen
Unterlagen nutzen, verändern und speichern sowie an die zuständigen öffentlichen Stellen sowie geeig-
nete nichtöffentliche Stellen und Personen übermitteln, soweit dies

1. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe und Führungsaufsicht,

 

2. für Hilfsmaßnahmen für Angehörige der Gefangenen oder

 

3. zur Vorbereitung und Durchführung sonstiger Maßnahmen, die die Fähigkeit der Gefangenen för-
dern, in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen, einschließlich der Entlas-
sungsvorbereitung und Nachsorge

 

erforderlich ist.

 (2) Die Befugnisse nach Absatz 1 finden auch auf die Vorbereitung und Durchführung von Maßnahmen
Anwendung, die erst nach der Haftentlassung zum Tragen kommen und der Eingliederung der Gefange-
nen in ein soziales und berufliches Umfeld dienen.

§ 38
Datenübermittlung zu vollzugsfremden Zwecken

 (1) Die Übermittlung personenbezogener Daten mit Ausnahme der erkennungsdienstlichen Unterlagen
durch die Justizvollzugsanstalt an die zuständigen öffentlichen Stellen ist auch zulässig, soweit dies für

1. Maßnahmen der Strafvollstreckung oder strafvollstreckungsrechtliche Entscheidungen,
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2. Entscheidungen in Gnadensachen,

 

3. gesetzlich angeordnete Statistiken der Rechtspflege,

 

4. sozialrechtliche Maßnahmen,

 

5. dienstliche Maßnahmen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Aufnahme und Entlassung
von Soldaten oder

 

6. die Durchführung der Besteuerung sowie die Geltendmachung von sonstigen Forderungen von ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts

 

erforderlich ist.

 (2) An die zuständige Meldebehörde darf die Justizvollzugsanstalt die Aufnahme sowie die Entlassung
von Gefangenen sowie die zur Aufgabenerfüllung der Meldebehörde erforderlichen Daten mitteilen. Die
erforderlichen Personalpapiere dürfen übersandt werden.

 (3) Eine Übermittlung zu den in Absatz 1 und 2 genannten Zwecken ist auch zulässig, soweit sie der Si-
cherung von eigenen Mitteilungs- und Meldepflichten der Gefangenen dient. In diesen Fällen können
Gefangene die von Amts wegen erfolgende Datenübermittlung durch den Nachweis abwenden, dass sie
ihrer Verpflichtung innerhalb von vier Wochen nach Eintritt des mitteilungs- oder meldepflichtigen Er-
eignisses nachgekommen sind oder eine Verpflichtung aus anderen Gründen nicht oder nicht mehr be-
steht. Hierüber sind die Gefangenen bei der Aufnahme in eine Justizvollzugsanstalt zu belehren.

§ 39
Datenübermittlung zum Zweck des Gläubiger- und Opferschutzes

 (1) Öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen darf die Justizvollzugsanstalt auf schriftlichen Antrag mit-
teilen, ob sich eine Person in Haft befindet sowie ob und wann ihre Entlassung voraussichtlich innerhalb
eines Jahres bevorsteht, soweit

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben
erforderlich ist oder

 

2. von nichtöffentlichen Stellen ein berechtigtes Interesse an dieser Mitteilung glaubhaft darge-
legt wird und die oder der Gefangene kein überwiegendes schutzwürdiges Interesse an dem Aus-
schluss der Übermittlung hat.

 

Bei Untersuchungsgefangenen besteht die Mitteilung in der Angabe, ob sich eine Person in der Justiz-
vollzugsanstalt in Untersuchungshaft befindet.

 (2) Öffentlichen Stellen können darüber hinaus in der Vergangenheit liegende Inhaftierungen und die
Entlassungsadresse von Gefangenen mitgeteilt werden, soweit die Mitteilung zur Erfüllung der in der
Zuständigkeit der öffentlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist.

 (3) Der oder dem Verletzten sowie sonst aus einer Straftat Anspruchsberechtigten können über Absatz
1 hinaus auf schriftlichen Antrag Auskünfte über die Entlassungsadresse und die Vermögensverhältnis-
se von rechtskräftig verurteilten Gefangenen erteilt werden, wenn die Erteilung zur Feststellung oder
Durchsetzung von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit der Straftat erforderlich ist.

 (4) In Haft befindliche Gefangene werden vor der Mitteilung gehört, sofern nicht zu besorgen ist, dass
dadurch die Verfolgung des Interesses der Antragstellerin oder des Antragstellers vereitelt oder wesent-
lich erschwert werden würde, und eine Abwägung ergibt, dass dieses Interesse das Interesse der oder
des Gefangenen an einer vorherigen Anhörung überwiegt. Ist eine Anhörung unterblieben, wird die oder
der Gefangene über die Mitteilung der Justizvollzugsanstalt nachträglich unterrichtet.

 (5) Die Justizvollzugsanstalt darf den nach § 406 d Abs. 2 StPO auskunftspflichtigen Stellen die für die
Erteilung von Auskünften an die Verletzte oder den Verletzten erforderlichen Daten über die Vollziehung
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freiheitsentziehender Maßnahmen sowie die Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen einschließ-
lich des Verlassens der Justizvollzugsanstalt aus wichtigem Anlass übermitteln.

§ 40
Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke

 (1) Für die Auskunft und Akteneinsicht für wissenschaftliche Zwecke gilt § 476 StPO entsprechend.

 (2) Die Befugnisse des Kriminologischen Dienstes Baden-Württemberg nach § 35 Abs. 2 und § 52 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 bleiben unberührt.

§ 41
Besondere Übermittlungsbefugnisse bei Untersuchungsgefangenen

 (1) Wird Untersuchungshaft vollzogen oder ist Untersuchungshaft als Überhaft notiert, darf die Justiz-
vollzugsanstalt personenbezogene Daten an das zuständige Gericht übermitteln, soweit dies für die
vom Gericht anzuordnenden Maßnahmen sowie für die sonstigen die Untersuchungshaft betreffenden
gerichtlichen Entscheidungen erforderlich ist. Soweit Aufgaben oder Befugnisse auf die Staatsanwalt-
schaft oder deren Ermittlungspersonen übertragen sind, ist auch eine Übermittlung an diese Stelle zu-
lässig.

 (2) Die nach § 37 Abs. 1 Nr. 3 sowie §§ 38 bis 40 zulässigen Übermittlungen unterbleiben, wenn unter
Berücksichtigung der Art der Information und der Rechtsstellung von Untersuchungsgefangenen die
Betroffenen ein überwiegendes schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung haben.
Durch die Übermittlung darf nicht der Eindruck entstehen, dass an der oder dem Untersuchungsgefan-
genen eine Strafe vollzogen wird.

§ 42
Besondere Übermittlungsbefugnisse bei jungen Gefangenen

 (1) Über die §§ 34 bis 41 hinaus darf die Justizvollzugsanstalt personenbezogene Daten mit Ausnahme
der erkennungsdienstlichen Unterlagen an die in § 16 Abs. 2 dieses Buchs und § 2 Abs. 9 des Vierten
Buchs genannten Stellen und Personen übermitteln, soweit eine Einwilligung erteilt wurde (§ 30 Abs. 1
und 2) oder im Diagnoseverfahren die Erforderlichkeit der der Datenübermittlung zu Grunde liegenden
Maßnahme festgestellt worden ist.

 (2) Bei minderjährigen Gefangenen ist die Übermittlung personenbezogener Daten mit Ausnahme der
erkennungsdienstlichen Unterlagen an die Personensorgeberechtigten zulässig, sofern sie das Kindes-
wohl nicht gefährdet.

 (3) Die sonstigen Befugnisse der Justizvollzugsanstalt zur Datenverarbeitung bleiben unberührt.

§ 43
Überlassung von Akten

 (1) Akten mit personenbezogenen Daten dürfen von der Justizvollzugsanstalt nur

1. anderen Justizvollzugsanstalten,

 

2. den zur Dienst- oder Fachaufsicht oder zu dienstlichen Weisungen befugten Stellen,

 

3. den für strafvollzugs-, strafvollstreckungs- und strafrechtliche Entscheidungen zuständigen Ge-
richten,

 

4. den Strafvollstreckungs- und Strafverfolgungsbehörden,

 

5. den mit Gutachten über Gefangene beauftragten Stellen sowie

 

6. den mit der Übernahme von Aufgaben des Vollzugs beauftragten Stellen (§ 54)
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überlassen werden, sofern dies für die Aufgabenerfüllung der genannten Stellen erforderlich ist. Die
Überlassung an andere öffentliche Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung einer Auskunft einen unver-
tretbaren Aufwand erfordert oder nach Darlegung der Akteneinsicht begehrenden Stellen für die Erfül-
lung der Aufgabe nicht ausreicht. Entsprechendes gilt für die Überlassung an die für Maßnahmen der
Gerichtshilfe, Jugendgerichtshilfe, Bewährungshilfe und Führungsaufsicht zuständigen Stellen sowie für
die in die Entlassungsvorbereitung oder Nachsorge eingebundenen Stellen.

 (2) Sind mit personenbezogenen Daten, die nach §§ 34 bis 38 und 40 bis 42 übermittelt werden dürfen,
weitere personenbezogene Daten der Betroffenen oder Dritter in Akten so verbunden, dass eine Tren-
nung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Übermittlung auch dieser Daten
zulässig, soweit nicht berechtigte Interessen der Betroffenen oder Dritten an deren Geheimhaltung of-
fensichtlich überwiegen; eine Verarbeitung dieser Daten durch den Empfänger ist unzulässig.

 (3) Für die elektronische Versendung einer Gesamtheit von Dateien über eine Gefangene oder einen
Gefangenen (elektronische Akte) gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Die Art der Versendung wird
durch Verwaltungsvorschrift geregelt.

§ 44
Einschränkungen der Verarbeitung und Übermittlungsverantwortung

 (1) Bei der Überwachung der Besuche, des Schriftwechsels, der Telekommunikation sowie des Paketver-
kehrs bekannt gewordene personenbezogene Daten dürfen nur für die in § 35 Abs. 1, § 36 Abs. 1, § 37
Abs. 1 und § 38 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 aufgeführten Zwecke, zur Wahrung der Sicherheit oder Ordnung
der Justizvollzugsanstalt oder nach Anhörung der Gefangenen für Zwecke der Behandlung verarbeitet
werden.

 (2) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten unterbleibt, soweit die in § 47 Abs. 2 sowie in § 48
Abs. 3 und 6 geregelten Einschränkungen oder besondere gesetzliche Verwendungsregelungen entge-
genstehen.

 (3) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die Justizvollzugsanstalt. Erfolgt die
Übermittlung auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft
die Justizvollzugsanstalt nur, ob das Übermittlungsersuchen im Rahmen der Aufgaben des Empfängers
liegt und die Absätze 1 und 2 der Übermittlung nicht entgegenstehen, es sei denn, dass besonderer An-
lass zur Prüfung der Zulässigkeit der Übermittlung besteht.

§ 45
Zweckbindung

 (1) Von der Justizvollzugsanstalt übermittelte personenbezogene Daten dürfen nur zu dem Zweck verar-
beitet werden, zu dessen Erfüllung sie übermittelt worden sind. Der Empfänger darf die Daten für ande-
re Zwecke nur verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese Zwecke hätten übermittelt werden dürfen und
wenn im Falle einer Übermittlung an nichtöffentliche Stellen die übermittelnde Justizvollzugsanstalt zu-
gestimmt hat. Die Justizvollzugsanstalt hat nichtöffentliche Empfänger auf die Zweckbindung nach Satz
1 und die Geltung des Datengeheimnisses (§ 46 Abs. 1) hinzuweisen.

 (2) Personenbezogene Daten, die nach § 31 Abs. 4 über Personen, die nicht Gefangene sind, erhoben
worden sind, dürfen nur zur Erfüllung des Erhebungszweckes sowie für die in § 36 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und
§ 37 Abs. 1 geregelten Zwecke verarbeitet werden.

Unterabschnitt 4

Schutzmaßnahmen und Rechte der Betroffenen

§ 46
Datengeheimnis und Schutz der Daten in Akten und Dateien

 (1) Den bei Justizvollzugsanstalten beschäftigten Personen ist es untersagt, personenbezogene Daten
unbefugt zu verarbeiten oder sonst zu verwenden (Datengeheimnis). Personen, die keine Amtsträger
sind, sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit nach dem Verpflichtungsgesetz vom 2. März 1974 (BGBl. I S.
469, 547) geändert durch Gesetz vom 15. August 1974 (BGBl. S. 1942) in der jeweils geltenden Fassung
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auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung der Tätig-
keit fort.

 (2) Alle im Justizvollzug Tätigen dürfen sich von personenbezogenen Daten Kenntnis verschaffen, soweit
dies zur Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben oder für die zur gemeinsamen Aufgabenerfüllung ge-
botene Zusammenarbeit aller Vollzugsbediensteten erforderlich ist.

 (3) Akten und Dateien mit personenbezogenen Daten sind durch die erforderlichen technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen gegen unbefugten Zugang und unbefugten Gebrauch zu schützen. Erfor-
derlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestreb-
ten Schutzzweck steht. Zur Wahrung des Datengeheimnisses innerhalb einer Justizvollzugsanstalt sind
technische Maßnahmen nur erforderlich, wenn durch organisatorische Maßnahmen die Rechte der Be-
troffenen nicht ausreichend geschützt werden können. Im Übrigen gilt für die Art und den Umfang der
Schutzvorkehrungen § 9 Abs. 3 und 5 LDSG. Das Justizministerium wird ermächtigt, die Maßnahmen
durch Verordnung fortzuschreiben.

 (4) Die Justizvollzugsanstalten führen ein Verzeichnis der automatisierten Verfahren, mit Ausnahme der
zu allgemeinen Verwaltungszwecken dienenden Verfahren, mit denen personenbezogene Daten verar-
beitet werden (Verfahrensverzeichnis). Das Verfahrensverzeichnis kann von einer Stelle für die Justiz-
vollzugsanstalten zusammengefasst dargestellt werden. Einzutragen sind:

1. Name und Anschrift der verantwortlichen Stelle,

 

2. die Bezeichnung des Verfahrens,

 

3. eine Beschreibung der betroffenen Personengruppen und der Art der gespeicherten Daten,

 

4. die zugriffsberechtigten Personengruppen,

 

5. Regelfristen für die Löschung der Daten,

 

6. eine allgemeine Beschreibung der eingesetzten Hardware, der Vernetzung und der Software und

 

7. eine allgemeine Beschreibung, die es ermöglicht, vorläufig zu beurteilen, ob die technischen und
organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Datenverarbeitung ange-
messen sind.

 

§ 47
Schutz besonderer Daten

 (1) Personenbezogene Daten, die anlässlich ärztlicher Untersuchungen erhoben worden sind, sowie die
freiwillig offenbarten Angaben zum religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnis von Gefangenen dür-
fen in der Justizvollzugsanstalt nicht allgemein kenntlich gemacht werden. Gesundheitsakten und Kran-
kenblätter sind getrennt von anderen Unterlagen zu führen und besonders zu sichern. Andere perso-
nenbezogene Daten über Gefangene dürfen innerhalb der Justizvollzugsanstalt allgemein kenntlich ge-
macht werden, soweit dies für ein geordnetes Zusammenleben in der Justizvollzugsanstalt erforderlich
ist; § 44 Abs. 1 und 2 sowie § 45 Abs. 2 bleiben unberührt.

 (2) Personenbezogene Daten, die durch die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 des Strafgesetzbuchs (StGB),
genannten Personen oder den seelsorgerlichen Dienst erhoben oder diesen sonst bekannt geworden
sind, unterliegen auch gegenüber der Justizvollzugsanstalt der Schweigepflicht. Die in § 203 Abs. 1 Nr.
1, 2 und 5 StGB genannten Personen haben sich gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltslei-
ter zu offenbaren, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit der Justizvollzugsanstalt oder
für Leib oder Leben von Gefangenen oder Dritten erforderlich ist oder die Tatsachen sonst für die Auf-
gabenerfüllung der Justizvollzugsanstalt erforderlich sind. Die Angehörigen der anderen Fachdienste im
Justizvollzug mit Ausnahme des seelsorgerlichen Dienstes sowie alle anderen Vollzugsbediensteten ha-
ben sich gegenüber der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter zu offenbaren, sofern dies für den Voll-
zug der Freiheitsentziehung dienlich ist. Sonstige Offenbarungspflichten und -befugnisse bleiben unbe-
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rührt. Die Gefangenen sind bei Eintritt in die Justizvollzugsanstalt über die nach Satz 2 und 3 bestehen-
den Offenbarungspflichten zu unterrichten.

 (3) Die nach Absatz 2 Satz 2 offenbarten Daten dürfen nur für den Zweck, für den sie offenbart wurden
oder für den eine Offenbarung zulässig gewesen wäre, und nur unter denselben Voraussetzungen ver-
arbeitet werden, unter denen die in § 203 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB genannten Personen selbst hierzu
befugt wären. Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann unter diesen Voraussetzungen die unmit-
telbare Offenbarung gegenüber bestimmten Anstaltsbediensteten oder der Vollzugskonferenz allgemein
zulassen. Medizinische Warnhinweise, die keinen Rückschluss auf konkrete Erkrankungen zulassen, sind
in Akten und Dateien zulässig, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für Leib oder Leben von Gefange-
nen oder Dritten erforderlich ist.

 (4) Sofern Angehörige von Fachdiensten außerhalb des Vollzugs mit der Untersuchung, Behandlung
oder Betreuung einer oder eines Gefangenen beauftragt werden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe ent-
sprechend, dass die beauftragte Person auch zur Unterrichtung des entsprechenden Fachdienstes in der
Justizvollzugsanstalt befugt ist.

§ 48
Löschung, Anonymisierung, Sperrung und Berichtigung

 (1) Die in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten von Gefangenen und ihnen zuordenbaren
Dritten sind fünf Jahre nach der Entlassung oder Verlegung der Gefangenen in eine andere Justizvoll-
zugsanstalt zu löschen oder so zu anonymisieren, dass die Daten nicht mehr einer bestimmten oder be-
stimmbaren Person zugeordnet werden können. Hiervon können bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist
für die Gefangenenpersonalakte Angaben über Familienname, Vorname, Geburtsname, Geburtstag, Ge-
burtsort, Eintritts- und Austrittsdatum, die nach Verlegung zuständige Justizvollzugsanstalt sowie akten-
bezogene Vermerke ausgenommen werden, die für das Auffinden und die weitere Verwendung der Ge-
fangenenpersonalakte erforderlich sind. In Dateien gespeicherte personenbezogene Daten von Dritten
ohne Bezug zu Gefangenen sind drei Jahre nach ihrer Erhebung zu löschen oder nach Satz 1 zu anony-
misieren.

 (2) Video-Aufzeichnungen und mittels RFID-Technik erhobene personenbezogene Daten sind vier Wo-
chen nach ihrer Erhebung zu löschen, sofern nicht ihre fortdauernde Speicherung oder Aufbewahrung
im Einzelfall zur Aufklärung oder Verfolgung der dokumentierten Vorkommnisse erforderlich ist. Sie sind
unverzüglich zu löschen, wenn überwiegende schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer weiteren
Speicherung entgegenstehen.

 (3) Personenbezogene Daten in Akten dürfen nach Ablauf von fünf Jahren seit der Entlassung der Gefan-
genen nur übermittelt oder genutzt werden, soweit dies

1. zur Verfolgung von Straftaten,

 

2. für die Durchführung von Evaluations- oder Forschungsvorhaben,

 

3. zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,

 

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder Abwehr von Rechtsansprüchen im Zusammenhang mit dem
Vollzug einer Freiheitsentziehung oder

 

5. zur Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit einer Justizvollzugsanstalt

 

erforderlich ist. Diese Verwendungsbeschränkungen enden, wenn Gefangene erneut aufgenommen
werden oder die Betroffenen eingewilligt haben.

 (4) Bei der Aufbewahrung von Akten mit nach Absatz 3 gesperrten Daten dürfen folgende Fristen nicht
überschritten werden:

1. bei Gefangenenpersonalakten, Gesundheitsakten und Krankenblättern 20 Jahre,
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2. bei Gefangenenbüchern 30 Jahre.

 

Dies gilt nicht, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass die Aufbewahrung für die
in Absatz 3 Satz 1 genannten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem
auf das Jahr der aktenmäßigen Weglegung folgenden Kalenderjahr.

 (5) Vor einer Löschung von Daten oder einer Vernichtung von Akten sind diese nach § 3 des Landesar-
chivgesetzes dem Landesarchiv zur Übernahme anzubieten.

 (6) Für die Berichtigung, Löschung und Sperrung personenbezogener Daten gelten im Übrigen die §§ 22
bis 24 LDSG entsprechend.

§ 49
Auskunft an Betroffene, Akteneinsicht

 (1) Betroffene erhalten über die zu ihrer Person gespeicherten Daten sowie deren Herkunft und Verar-
beitungszweck nach Maßgabe von § 21 Abs. 2 LDSG Auskunft, sofern nicht überwiegende Interessen der
Justizvollzugsanstalt oder die Schutzbedürftigkeit der Informationsquelle entgegenstehen. Soweit eine
Auskunft für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen der Betroffenen nicht ausreicht und sie auf
die Einsichtnahme angewiesen sind, erhalten sie Akteneinsicht; im Übrigen gilt § 21 Abs. 3 bis 6 LDSG
entsprechend.

 (2) Die Auskunft und die Gewährung von Akteneinsicht können versagt werden, wenn sie den Zweck der
Untersuchungshaft gefährden.

 (3) Weitergehende Auskunftsrechte nach allgemeinen Gesetzen finden für den Bereich des Justizvoll-
zugs keine Anwendung.

§ 50
Unabdingbare Rechte der Betroffenen

 Die Rechte nach § 48 auf Löschung, Anonymisierung, Sperrung und Berichtigung, nach § 49 auf Aus-
kunft und Akteneinsicht sowie nach § 55 in Verbindung mit § 27 LDSG auf Anrufung des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz können nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt wer-
den.

Unterabschnitt 5

Besondere Bestimmungen

§ 51
Anstaltsübergreifende Datenverarbeitung

 (1) Die Justizvollzugsanstalt darf personenbezogene Daten von in anderen Justizvollzugsanstalten des
Landes inhaftierten Gefangenen verarbeiten, soweit diese

1. zur anstaltsübergreifenden Steuerung der Belegung, insbesondere für Überstellungen und Verle-
gungen, oder

 

2. für die Erstellung von Kriminalprognosen über Gefangene

 

erforderlich sind.

 (2) Die Befugnisse zur anstaltsübergreifenden Datenverarbeitung bestehen auch, sofern zureichende
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt durch
anstaltsübergreifende Kontakte oder Strukturen dieser Gefangenen in besonderem Maße gefährdet ist.
Aus diesen Gründen darf die Justizvollzugsanstalt auch personenbezogene Daten mit Ausnahme erken-
nungsdienstlicher Unterlagen von Dritten verarbeiten, soweit zureichende tatsächliche Anhaltspunkte
dafür vorliegen, dass diese in Kommunikationsstrukturen der Gefangenen eingebunden sind.
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 (3) Sofern die Aufsichtsbehörde Aufgaben der Justizvollzugsanstalten selbst wahrnimmt oder Stellen in-
nerhalb des Justizvollzugs des Landes mit der Wahrnehmung anstaltsübergreifender vollzuglicher Auf-
gaben beauftragt, stehen der Aufsichtsbehörde sowie den von ihr beauftragten Stellen die Befugnisse
zur Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Gesetz zu.

 (4) Bestehen auf Grund einer entsprechenden Vereinbarung Vollzugsgemeinschaften mit anderen Län-
dern, ist die Übermittlung personenbezogener Daten direkt an die beteiligten Justizvollzugsanstalten so-
wie deren Aufsichtsbehörde zulässig, soweit dies für die vereinbarte länderübergreifende Aufgabener-
füllung erforderlich ist. Näheres regelt eine Verwaltungsvorschrift.

§ 52
Automatisierte Übermittlungs- und Abrufverfahren

 (1) Für die Übermittlung und den Abruf personenbezogener Daten dürfen automatisierte Verfahren ein-
gerichtet werden, soweit dies unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Betroffenen
und der Aufgaben der beteiligten Stellen angemessen ist.

 (2) Am automatisierten Abrufverfahren können neben bestimmten Bediensteten der Justizvollzugsan-
stalten sowie der Aufsichtsbehörde beteiligt werden:

1. der Kriminologische Dienst Baden-Württemberg,

 

2. die Vollstreckungsbehörden sowie deren Aufsichtsbehörden,

 

3. die Jugendrichter als Vollstreckungsleiter und

 

4. die Strafvollstreckungskammern bei den Landgerichten.

 

Darüber hinaus kann die Übermittlung personenbezogener Daten nach § 36 Abs. 2 automatisiert erfol-
gen. Das Justizministerium wird ermächtigt, durch Verordnung weitere Beteiligte an automatisierten
Übermittlungs- und Abrufverfahren zu benennen.

 (3) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des Übermittlungs- oder Abruf-
verfahrens kontrolliert werden kann. Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:

1. den Anlass und Zweck des Verfahrens,

 

2. die Empfänger der Übermittlung,

 

3. die Art der abzurufenden oder zu übermittelnden Daten und

 

4. die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen.

 

Die verantwortliche Stelle hat insbesondere durch Zuweisung von beschränkten Abrufrechten sicher-
zustellen, dass nur die zur Aufgabenerfüllung des Empfängers erforderlichen Daten übermittelt werden
können. Die erforderlichen Festlegungen können auch durch die Aufsichtsbehörde mit Wirkung für die
ihrer Aufsicht unterliegenden Stellen des Landes getroffen werden.

 (4) Die Zulässigkeit einzelner Übermittlungen und Abrufe beurteilt sich nach den für die Erhebung und
Übermittlung geltenden Vorschriften. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt
der Empfänger. Die verantwortliche Stelle prüft die Zulässigkeit des Abrufs nur, wenn dazu ein besonde-
rer Anlass besteht. Die verantwortliche Stelle hat zu gewährleisten, dass der Abruf personenbezogener
Daten durch geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann.

§ 53
Datenverarbeitung im Auftrag
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 (1) Die Justizvollzugsanstalten dürfen personenbezogene Daten durch andere Personen oder Stellen im
Auftrag verarbeiten lassen. Dies gilt auch für Prüfungs- oder Wartungsarbeiten und vergleichbare Hilfs-
tätigkeiten einschließlich der Fernwartung, über deren Durchführung neben der verantwortlichen Stelle
auch die Aufsichtsbehörde mit Wirkung für die ihrer Aufsicht unterliegenden Stellen entscheiden kann.

 (2) Soweit zur Auftragserfüllung erforderlich, darf der Auftragnehmer auf personenbezogene Daten zu-
greifen. Die Justizvollzugsanstalten bleiben für die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes verant-
wortlich. Die den Betroffenen zustehenden Rechte sind den Justizvollzugsanstalten gegenüber geltend
zu machen.

 (3) Für das Verhältnis zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer gilt § 7 Abs. 2 LDSG entsprechend.

 (4) Ist der Auftragnehmer eine Stelle innerhalb des Justizvollzugs, finden für die Datenschutzkontrol-
le und die Aufsicht die §§ 46 und 55 entsprechende Anwendung. Andernfalls gilt § 7 Abs. 3 und 4 LDSG
entsprechend.

§ 54
Datenverarbeitung bei Übertragung von Vollzugsaufgaben

 (1) Werden Aufgaben des Vollzugs ganz oder teilweise an öffentliche oder nichtöffentliche Stellen oder
Personen zur Erledigung übertragen, dürfen die für die Aufgabenwahrnehmung erforderlichen personen-
bezogenen Daten an diese übermittelt werden. Soweit erforderlich, dürfen ihnen Dateien und Akten zur
Aufgabenerfüllung überlassen werden.

 (2) Die Aufgaben sind von der Justizvollzugsanstalt oder der Aufsichtsbehörde mit Wirkung für die Justiz-
vollzugsanstalt an einen sorgfältig auszuwählenden Auftragnehmer zu übertragen. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, ob der Auftragnehmer ausreichend Gewähr dafür bietet, dass er die für eine datenschutz-
gerechte Datenverarbeitung erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen
in der Lage ist. Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen und hat Angaben zu Gegenstand und Umfang der
erforderlichen Datenüberlassung sowie das Erfordernis der Verpflichtung des einzusetzenden Personals
nach dem Verpflichtungsgesetz zu enthalten. Der Auftraggeber hat sich das Recht vorzubehalten, die
Einhaltung datenschutzrechtlicher Maßnahmen zu überprüfen.

 (3) Soweit die übertragenen Vollzugsaufgaben innerhalb von Justizvollzugsanstalten geleistet werden,
finden die für die Verarbeitung personenbezogener Daten geltenden Vorschriften dieses Abschnitts ent-
sprechende Anwendung (§ 27 Abs. 2 Satz 1).

Unterabschnitt 6

Anwendung des Landesdatenschutzgesetzes

§ 55
Anwendung des Landesdatenschutzgesetzes

 Die Regelung des Landesdatenschutzgesetzes im Hinblick auf den behördlichen Datenschutzbeauftrag-
ten (§ 10 LDSG) gilt entsprechend. Die Regelungen des Landesdatenschutzgesetzes im Hinblick auf den
Schadensersatz (§ 25 LDSG), die Straf- und Bußgeldvorschriften (§§ 40, 41 LDSG) sowie die Bestimmun-
gen über die Kontrolle durch den Landesbeauftragten für den Datenschutz (§§ 27 bis 30 LDSG) bleiben
unberührt.

Abschnitt 8

Strafvollzugsbeauftragte

§ 56
Strafvollzugsbeauftragte

 (1) Je einem von dem Präsidenten des Landtags von Baden-Württemberg der Aufsichtsbehörde benann-
ten Mitglied der im Landtag vertretenen Fraktionen (Strafvollzugsbeauftragte) ist der Zutritt zu den Jus-
tizvollzugsanstalten des Landes ohne Anmeldung gestattet.
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 (2) Bei ihren Besuchen in den Justizvollzugsanstalten können sich die Strafvollzugsbeauftragten über die
Unterbringungs- und sonstigen Lebensverhältnisse der Gefangenen, die Arbeitsbedingungen der Voll-
zugsbediensteten sowie den baulichen Zustand der Anstalten unterrichten. Gespräche mit Gefangenen
werden nicht überwacht. § 119 StPO bleibt unberührt.

Abschnitt 9

Einschränkung von Grundrechten

§ 57
Einschränkung von Grundrechten

 Die Grundrechte auf freie Entfaltung der Persönlichkeit (Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes), körperliche
Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes) und der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2
Satz 2 und Artikel 104 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes) sowie das Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nis (Artikel 10 Abs. 1 des Grundgesetzes) werden durch dieses Gesetzbuch eingeschränkt.

Buch 2

Untersuchungshaftvollzug
(JVollzGB II)

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 1
Gestaltung des Vollzugs

 (1) Die Untersuchungsgefangenen sind unter Achtung ihrer Grund- und Menschenrechte zu behandeln.
Niemand darf unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung unterworfen werden.

 (2) Das Leben im Untersuchungshaftvollzug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit wie mög-
lich angeglichen werden.

 (3) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. Die Untersuchungsgefangenen sind
vor Übergriffen zu schützen. Die Justizvollzugsanstalten bieten den Untersuchungsgefangenen Hilfen zur
Verbesserung ihrer sozialen Situation an, soweit dies die besonderen Bedingungen der Untersuchungs-
haft zulassen.

 (4) Bei der Gestaltung des Vollzugs und bei allen Einzelmaßnahmen werden die unterschiedlichen Le-
benslagen und Bedürfnisse der weiblichen und männlichen Untersuchungsgefangenen berücksichtigt.

§ 2
Stellung der Untersuchungsgefangenen

 (1) Untersuchungsgefangene gelten als unschuldig.

 (2) Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen den Untersuchungsgefangenen
nur Beschränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung ei-
ner schwerwiegenden Störung der Ordnung der Justizvollzugsanstalt unerlässlich sind.

§ 3
Zuständigkeit

 Die nach diesem Gesetz notwendigen Entscheidungen trifft die Justizvollzugsanstalt unter Beachtung
der Belange des Strafverfahrens.

Abschnitt 2

Vollzugsverlauf
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§ 4
Aufnahme in die Justizvollzugsanstalt

 Bei der Aufnahme werden die Untersuchungsgefangenen über ihre Rechte und Pflichten in einer für
sie verständlichen Form unterrichtet. Nach der Aufnahme werden sie alsbald ärztlich untersucht und
der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter oder den von diesen beauftragten Bediensteten vorgestellt.
Beim Aufnahmeverfahren und bei der ärztlichen Untersuchung dürfen andere Gefangene nicht zugegen
sein; Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der oder des Untersuchungsgefangenen.

§ 5
Verlegung, Überstellung und Ausantwortung

 (1) Untersuchungsgefangene können abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Justizvollzugs-
anstalt überstellt oder verlegt werden, wenn dies aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justiz-
vollzugsanstalt, der Vollzugsorganisation oder aus sonstigen wichtigen Gründen erforderlich ist.

 (2) Die Überstellung oder Verlegung bedarf der vorherigen Zustimmung des Gerichts.

 (3) In begründeten Fällen ist das befristete Überlassen von Untersuchungsgefangenen in den Gewahr-
sam einer Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde (Ausantwortung) zulässig. Die Justizvollzugsanstalt kann
zur Durchführung der Ausantwortung Anordnungen treffen. Die Staatsanwaltschaft und das Gericht sind
über Ausantwortungsersuchen unverzüglich zu unterrichten.

§ 6
Vorführung und Ausführung

 (1) Vorführungen erfolgen auf Grund gerichtlicher oder staatsanwaltschaftlicher Anordnung. Über Vor-
führungsersuchen in anderen Verfahren als dem der Inhaftierung zu Grunde liegenden, hat die Justiz-
vollzugsanstalt die Staatsanwaltschaft und das Gericht unverzüglich zu unterrichten.

 (2) Aus wichtigem Anlass können Untersuchungsgefangene auf ihren Antrag hin auf eigene Kosten aus-
geführt werden. Die Justizvollzugsanstalt kann in begründeten Fällen die Kosten der Ausführung in an-
gemessenem Umfang übernehmen.

 (3) Untersuchungsgefangene dürfen auch ohne ihren Antrag ausgeführt werden, wenn dies aus beson-
deren Gründen notwendig ist.

 (4) Vor der Ausführung von Untersuchungsgefangenen sind die Staatsanwaltschaft und das Gericht zu
unterrichten.

§ 7
Beendigung der Untersuchungshaft

 (1) Untersuchungsgefangene sind ausschließlich auf gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Anord-
nung hin unverzüglich aus der Haft zu entlassen, es sei denn, es ist in anderer Sache eine richterlich an-
geordnete Freiheitsentziehung zu vollstrecken. Die schriftliche Anordnung ist mit einem Dienstsiegel zu
versehen. Im Fall einer fernmündlichen, durch Telefax oder elektronisch übermittelten Anordnung ist
deren Echtheit vor der Entlassung zu prüfen.

 (2) Aus fürsorgerischen Gründen kann Untersuchungsgefangenen auf Kosten der Justizvollzugsanstalt
der freiwillige Verbleib in der Anstalt bis zum Vormittag des zweiten auf den Eingang der Entlassungs-
anordnung folgenden Werktags gestattet werden. Die oder der Untersuchungsgefangene ist darauf hin-
zuweisen, dass in diesen Fällen kein Anspruch auf eine Entlassung in der Zeit zwischen 18.00 Uhr und
8.00 Uhr besteht.

 (3) Bei Verurteilung zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung aus-
gesetzt wird und die nicht durch Anrechnung der Untersuchungshaft bereits erledigt ist, sind Untersu-
chungsgefangene mit Rechtskraft des Urteils als Strafgefangene zu behandeln, soweit sich dies schon
vor der Aufnahme zum Strafvollzug durchführen lässt. Die Justizvollzugsanstalt ist von dem für die Ertei-
lung der Rechtskraftbescheinigung zuständigen Gericht über den Eintritt der Rechtskraft unverzüglich
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zu unterrichten. Satz 1 gilt nicht, wenn auf Grund eines anderen Haftbefehls weiterhin Untersuchungs-
haft zu vollziehen ist.

 (4) Absatz 3 gilt bei rechtskräftiger Anordnung einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maßregel der
Besserung und Sicherung entsprechend.

Abschnitt 3

Grundversorgung

§ 8
Unterbringung

 (1) Während der Ruhezeit werden Untersuchungsgefangene allein in ihren Hafträumen untergebracht.
Mit ihrer Zustimmung können Untersuchungsgefangene auch während der Ruhezeit gemeinsam unter-
gebracht werden. Auch ohne ihre Zustimmung ist eine gemeinsame Unterbringung zulässig, wenn Un-
tersuchungsgefangene hilfsbedürftig sind oder eine Gefahr für Leben oder Gesundheit Gefangener be-
steht. Unter den Voraussetzungen des Satzes 3 ist auch eine gemeinsame Unterbringung mit Strafge-
fangenen zulässig, bis die Gefahr auf andere Weise abgewendet oder der Hilfsbedürftigkeit begegnet
werden kann.

 (2) Untersuchungsgefangenen soll Gelegenheit gegeben werden, sich außerhalb der Ruhezeit in Ge-
meinschaft mit anderen Untersuchungsgefangenen aufzuhalten, soweit es die räumlichen, personellen
und organisatorischen Verhältnisse der Justizvollzugsanstalt gestatten.

 (3) Soweit es die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erfordert, kann

1. die gemeinschaftliche Unterbringung während der Ruhezeit ausgeschlossen,

 

2. der gemeinschaftliche Aufenthalt außerhalb der Ruhezeit eingeschränkt sowie

 

3. die Trennung von einzelnen anderen Gefangenen, insbesondere solchen, die der Täterschaft,
Teilnahme, Begünstigung, Strafvereitelung oder Hehlerei bezüglich derselben Tat verdächtig oder
bereits abgeurteilt sind oder als Zeuginnen oder Zeugen in Betracht kommen,

 

angeordnet werden.

§ 9
Ausstattung des Haftraums

 Untersuchungsgefangene dürfen ihren Haftraum in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen
ausstatten. Hierdurch darf die Übersichtlichkeit des Haftraums sowie die Sicherheit und Ordnung der
Justizvollzugsanstalt nicht beeinträchtigt werden.

§ 10
Wäsche

 (1) Untersuchungsgefangene dürfen eigene Kleidung tragen und eigene Bettwäsche benutzen, sofern
sie für Reinigung, Instandhaltung und regelmäßigen Wechsel sorgen. Hierzu dürfen für Untersuchungs-
gefangene Kleidungsstücke und Bettwäsche in der Justizvollzugsanstalt abgegeben und von dort abge-
holt oder von den Gefangenen versandt werden. Die Justizvollzugsanstalt kann anordnen, dass abwei-
chend von Satz 2 Reinigung und Instandhaltung der Wäsche durch ihre Vermittlung auf Kosten der Un-
tersuchungsgefangenen erfolgen.

 (2) Untersuchungsgefangene, die keine geeignete eigene Kleidung oder Bettwäsche besitzen, erhalten
diese von der Justizvollzugsanstalt.

§ 11
Verpflegung, Einkauf und Fernsehen
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 (1) Die Verpflegung wird in Übereinstimmung mit den jeweils gültigen Werten für eine ausreichende und
ausgewogene Ernährung in Gemeinschaftsverpflegung angeboten. Den Untersuchungsgefangenen soll
ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen.

 (2) Untersuchungsgefangene können aus einem von der Justizvollzugsanstalt vermittelten Angebot Wa-
ren kaufen sowie auf eigene Kosten fernsehen. Hierzu können sie monatlich einen Betrag verwenden,
der im Regelfall den 20-fachen Tagessatz der Eckvergütung nicht übersteigen soll. Erhalten Untersu-
chungsgefangene Bezüge nach diesem Gesetz, soll der Betrag nach Satz 2 den 30-fachen Tagessatz der
Eckvergütung nicht übersteigen. Das Warenangebot ist auf die Bedürfnisse der Untersuchungsgefange-
nen abzustimmen. Gegenstände, die die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden,
sind vom Verkauf ausgeschlossen. Der Einkauf kann in Form eines Listeneinkaufs durchgeführt werden.

 (3) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wenn ein zugelassener Artikel sonst nicht beschafft
werden kann, kann die Justizvollzugsanstalt einen Einkauf über andere sichere Bezugsquellen gestatten.

Abschnitt 4

Verkehr mit der Außenwelt

§ 12
Pflege sozialer Beziehungen

 (1) Untersuchungsgefangene haben das Recht, mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt im
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zu verkehren. Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von de-
nen ein günstiger Einfluss auf die Untersuchungsgefangenen erwartet werden kann, wird gefördert.

 (2) Untersuchungsgefangene dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindes-
tens eine Stunde im Monat.

 (3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie persönlichen, rechtlichen oder ge-
schäftlichen Angelegenheiten dienen, die von den Untersuchungsgefangenen weder schriftlich erledigt,
noch durch Dritte wahrgenommen oder bis zur Entlassung aufgeschoben werden können.

 (4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt kann ein Besuch davon abhängig
gemacht werden, dass sich die Besucherin oder der Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln
oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lässt. Aus den gleichen Gründen kann
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Personen beschränkt werden.

§ 13
Verbot von Besuchen

 Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen, wenn die Sicherheit oder Ordnung
der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde.

§ 14
Überwachung von Besuchen

 (1) Besuche dürfen aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt überwacht wer-
den, es sei denn, es liegen im Einzelfall Erkenntnisse dafür vor, dass es der Überwachung nicht bedarf.
Die Unterhaltung darf überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus diesen Gründen erforderlich ist.

 (2) Die optische Überwachung von Besuchen kann durch technische Hilfsmittel erfolgen. Auf eine Über-
wachung nach Satz 1 sind die Untersuchungsgefangenen und ihre Besucher vorher hinzuweisen. Zur
Verhinderung der Übergabe von Gegenständen können besondere Vorkehrungen, insbesondere durch
Tischaufsätze oder Trennscheiben, getroffen werden, wenn bei der oder dem Untersuchungsgefange-
nen verbotene Gegenstände gefunden wurden oder sonst konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass es zu
einer verbotenen Übergabe von Gegenständen kommt.

 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Zustimmung der Justizvollzugsanstalt übergeben werden.
Untersuchungsgefangenen dürfen Nahrungs- und Genussmittel in geringer Menge übergeben werden.
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Die Justizvollzugsanstalt kann anordnen, dass die Nahrungs- und Genussmittel durch ihre Vermittlung
beschafft werden.

 (4) Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Untersuchungsgefangene oder ihre Besucherinnen oder
Besucher gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen
trotz Ermahnung verstoßen. Einer Ermahnung bedarf es nicht, wenn es unerlässlich ist, den Besuch so-
fort abzubrechen.

§ 15
Besuche bestimmter Personen

 (1) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwälten und Notaren in einer die Untersuchungsgefan-
gene oder den Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Die Justizvoll-
zugsanstalt kann die Modalitäten der Besuche entsprechend ihren organisatorischen Möglichkeiten re-
geln. Der Besuch kann davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucher vorher aus Gründen
der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder
sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lassen. Eine Kenntnisnahme von dem ge-
danklichen Inhalt der von Verteidigern mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist unzuläs-
sig.

 (2) Besuche von Verteidigern werden nicht überwacht. Zur Übergabe von Schriftstücken und sonsti-
gen Unterlagen bedürfen Verteidiger, Rechtsanwälte oder Notare keiner Erlaubnis, sofern diese unmit-
telbar der Vorbereitung oder Durchführung der Verteidigung oder der Erledigung einer die Untersu-
chungsgefangene oder den Untersuchungsgefangenen betreffenden Rechtssache dienen. Beim Besuch
von Rechtsanwälten und Notaren kann die Übergabe von Schriftstücken oder sonstigen Unterlagen aus
Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt von der Erlaubnis abhängig gemacht
werden.

 (3) § 148 Abs. 2 und § 148 a StPO bleiben unberührt.

§ 16
Recht auf Schriftwechsel

 (1) Untersuchungsgefangene haben das Recht, unbeschränkt Schreiben abzusenden und zu empfan-
gen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen unter-
sagen, wenn die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde.

 (3) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Untersuchungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der La-
ge, kann die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang überneh-
men.

§ 17
Überwachung des Schriftwechsels

 (1) Der Schriftwechsel der Untersuchungsgefangenen darf überwacht werden, soweit dies aus Gründen
der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist.

 (2) Der Schriftwechsel der Untersuchungsgefangenen mit ihren Verteidigern wird nicht überwacht. Die
Schreiben dürfen, ohne sie zu öffnen, auf verbotene Gegenstände untersucht werden. § 148 Abs. 2 und
§ 148 a StPO bleiben unberührt.

 (3) Absatz 2 gilt entsprechend für Schreiben von Untersuchungsgefangenen an

1. die Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder,

 

2. das Europäische Parlament und dessen Mitglieder,

 

3. den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,
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4. den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe,

 

5. die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder sowie die Aufsichtsbehörden nach § 38
Bundesdatenschutzgesetz,

 

6. den Europäischen Datenschutzbeauftragten,

 

7. den Europäischen Bürgerbeauftragten,

 

8. den Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen sowie

 

9. den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur Verhü-
tung von Folter und die entsprechenden nationalen Präventionsmechanismen,

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und den Absender zutreffend ange-
ben. Schreiben der in Satz 1 genannten Stellen, die an Untersuchungsgefangene gerichtet sind, dürfen
nicht überwacht werden, wenn die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht.

§ 18
Weiterleitung und Aufbewahrung von Schreiben

 (1) Untersuchungsgefangene haben Absendung und Empfang ihrer Schreiben durch die Justizvollzugs-
anstalt vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist.

 (2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.

 (3) Untersuchungsgefangene haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts
anderes gestattet wird. Die Schreiben können auch verschlossen zur Habe gegeben werden.

§ 19
Anhalten von Schreiben

 (1) Schreiben können angehalten werden, wenn

1. die Sicherheit oder Ordnung einer Justizvollzugsanstalt gefährdet würde,

 

2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichen wür-
de,

 

3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhältnissen enthal-
ten,

 

4. sie grobe Beleidigungen enthalten oder

 

5. sie in Geheimschrift, unlesbar, unverständlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind; ein zwingender Grund zur Abfassung eines Schreibens in fremder Spra-
che liegt in der Regel nicht vor bei einem Schriftwechsel zwischen deutschen Gefangenen und
Dritten, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder ihren Lebensmittelpunkt im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes haben.

 

 (2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beige-
fügt werden, wenn die oder der Untersuchungsgefangene auf der Absendung besteht.

 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird dies der oder dem Untersuchungsgefangenen mitgeteilt.
Hiervon kann vorübergehend abgesehen werden, wenn dies die Sicherheit oder Ordnung der Justizvoll-
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zugsanstalt erfordert. Angehaltene Schreiben werden an die Absenderin oder den Absender zurückge-
geben oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen untunlich ist, behördlich verwahrt.

 (4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 20
Telefongespräche

 (1) Untersuchungsgefangenen kann gestattet werden, zu telefonieren.

 (2) Im Übrigen gelten für Telefonate die für den Besuch geltenden Vorschriften mit Ausnahme von §
12 Abs. 2 entsprechend. Die Überwachung der Unterhaltung ist den Gesprächspartnern der Untersu-
chungsgefangenen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung von der Justizvollzugsanstalt oder den
Untersuchungsgefangenen mitzuteilen. Die Untersuchungsgefangenen sind rechtzeitig vor Beginn des
Telefongesprächs über die beabsichtigte Überwachung und die Mitteilungspflicht zu unterrichten.

 (3) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Untersuchungsgefangenen. Sind sie dazu nicht in der
Lage, kann die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang über-
nehmen.

§ 21
Pakete

 (1) Der Empfang von Paketen bedarf der vorherigen Erlaubnis der Justizvollzugsanstalt. Für den Aus-
schluss von Gegenständen gilt § 11 Abs. 2 Satz 5 entsprechend. Pakete mit Nahrungs- und Genussmit-
teln sind ausgeschlossen.

 (2) Pakete sind in Gegenwart der oder des Untersuchungsgefangenen zu öffnen. Ausgeschlossene Ge-
genstände können zur Habe der oder des Untersuchungsgefangenen genommen oder an die Absende-
rin oder den Absender zurückgesandt werden. Nicht ausgehändigte Gegenstände, durch die bei der Auf-
bewahrung Personen verletzt oder Sachschäden verursacht werden können oder die verderblich sind,
dürfen vernichtet werden. Die hiernach getroffenen Maßnahmen werden der oder dem Untersuchungs-
gefangenen eröffnet.

 (3) Untersuchungsgefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. Der Inhalt kann aus Grün-
den der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt überprüft werden.

 (4) Die Kosten des Paketverkehrs tragen die Untersuchungsgefangenen. Die Justizvollzugsanstalt kann
die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 5

Religionsausübung

§ 22
Seelsorge

 (1) Untersuchungsgefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger
ihrer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorge-
rin oder einem Seelsorger in Verbindung zu treten. Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unverletz-
lich.

 (2) Untersuchungsgefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur
bei grobem Missbrauch entzogen werden.

 (3) Untersuchungsgefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang
zu belassen.

§ 23
Religiöse Veranstaltungen
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 (1) Untersuchungsgefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstal-
tungen ihres Bekenntnisses teilzunehmen.

 (2) Untersuchungsgefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer an-
deren Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt.

 (3) Untersuchungsgefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Ver-
anstaltungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Justizvollzugsanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört wer-
den.

§ 24
Weltanschauungsgemeinschaften

 Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 22 und 23 entsprechend.

Abschnitt 6

Gesundheitsfürsorge

§ 25
Gesundheitsschutz und Aufenthalt im Freien

 (1) Die Justizvollzugsanstalt kann Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene treffen.

 (2) Untersuchungsgefangenen wird täglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im Freien ermöglicht,
wenn die Witterung dem nicht zwingend entgegensteht.

§ 26
Anspruch auf medizinische Leistung

 (1) Untersuchungsgefangene haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige
medizinische Versorgung unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch um-
fasst Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten und Vorsorgeleistungen. Die Beurteilung der
Notwendigkeit orientiert sich an der Versorgung der gesetzlich Versicherten. Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation und ergänzende Leistungen werden erbracht, soweit die Belange des Vollzugs dem
nicht entgegenstehen.

 (2) Der Anspruch nach Absatz 1 umfasst nicht die Versorgung mit Hilfsmitteln (§ 33 des Fünften Buchs
Sozialgesetzbuch).

 (3) An den Kosten für medizinische Leistungen können die Untersuchungsgefangenen in angemesse-
nem Umfang beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum Umfang der Beteiligung gesetzlich Versicher-
ter. Kosten für Zahnersatz einschließlich Zahnkronen und Suprakonstruktionen werden nicht übernom-
men.

 (4) Über Ausnahmen von Absatz 2 und Absatz 3 Satz 2 in besonderen Fällen entscheidet die Anstaltslei-
terin oder der Anstaltsleiter mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde und nach Anhörung der Ärztin oder
des Arztes.

§ 27
Verlegung aus medizinischen Gründen

 (1) Kranke, pflegebedürftige oder hilfsbedürftige Untersuchungsgefangene können in eine zur Behand-
lung ihrer Krankheit oder in eine für ihre Versorgung besser geeignete Justizvollzugsanstalt oder in ein
Justizvollzugskrankenhaus überstellt oder verlegt werden.

 (2) Erforderlichenfalls können Untersuchungsgefangene für die notwendige Dauer der Behandlung oder
Versorgung in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs gebracht werden. Eine möglichst rasche Rück-
verlegung in ein Justizvollzugskrankenhaus oder eine Justizvollzugsanstalt ist anzustreben.
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 (3) Vor der Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 oder 2 sind nach Möglichkeit die Staatsanwalt-
schaft und das Gericht zu unterrichten.

§ 28
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft

 (1) Auf den gesundheitlichen Zustand einer schwangeren Untersuchungsgefangenen oder einer Unter-
suchungsgefangenen, die unlängst entbunden hat, ist Rücksicht zu nehmen. Die Vorschriften des Mut-
terschutzgesetzes über die Gestaltung des Arbeitsplatzes und über das Bestehen von Beschäftigungs-
verboten gelten entsprechend.

 (2) Die Untersuchungsgefangene hat während der Schwangerschaft sowie bei und nach der Entbindung
Anspruch auf ärztliche Betreuung einschließlich der Untersuchungen zur Feststellung der Schwanger-
schaft und zur Schwangerenvorsorge sowie auf Hebammenhilfe. Die ärztliche Betreuung umfasst die
Beratung der Schwangeren zur Bedeutung der Mundgesundheit für Mutter und Kind einschließlich des
Zusammenhangs zwischen Ernährung und Krankheitsrisiko sowie die Einschätzung oder Bestimmung
des Übertragungsrisikos von Karies.

 (3) Bei Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusammenhang mit der Entbindung werden Arznei-, Ver-
bands- und Heilmittel geleistet.

§ 29
Entbindung und Geburtsanzeige

 (1) Eine schwangere Untersuchungsgefangene ist zur Entbindung in ein Krankenhaus außerhalb des
Vollzugs zu bringen. Ist dies aus besonderen Gründen nicht angezeigt, ist die Entbindung in einer Justiz-
vollzugsanstalt mit Entbindungsabteilung vorzunehmen. Bei der Entbindung wird Hilfe durch eine Heb-
amme und falls erforderlich durch eine Ärztin oder einen Arzt gewährt.

 (2) In der Anzeige der Geburt an das Standesamt dürfen die Justizvollzugsanstalt als Geburtsstätte des
Kindes, das Verhältnis der anzeigenden Person zur Justizvollzugsanstalt und die Gefangenschaft der
Mutter nicht vermerkt sein.

§ 30
Wahlärztliche Behandlung

 (1) Die Justizvollzugsanstalt soll nach Anhörung der Anstaltsärztin oder des Anstaltsarztes Untersu-
chungsgefangenen auf ihren Antrag hin gestatten, sich nach eigener Wahl und auf eigene Kosten ärzt-
lich behandeln zu lassen. Die Behandlung soll in der Justizvollzugsanstalt stattfinden.

 (2) Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn Untersuchungsgefangene die gewählte Ärztin oder den ge-
wählten Arzt sowie den ärztlichen Dienst der Justizvollzugsanstalt nicht wechselseitig von der Schweige-
pflicht entbinden oder wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erfordert.

§ 31
Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

 (1) Erkranken Untersuchungsgefangene schwer, ist eine Angehörige oder ein Angehöriger, eine Vertrau-
ensperson oder eine gesetzliche Vertreterin oder ein gesetzlicher Vertreter unverzüglich zu benachrich-
tigen. Hiervon kann auf Wunsch der oder des Untersuchungsgefangenen abgesehen werden. Im Fall des
Todes von Untersuchungsgefangenen, ist eine der in Satz 1 genannten Personen unverzüglich zu be-
nachrichtigen.

 (2) Dem Wunsch von Untersuchungsgefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach
Möglichkeit entsprochen werden.

Abschnitt 7

Soziale Hilfe

§ 32
Soziale Hilfe
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 (1) Untersuchungsgefangenen wird die soziale Hilfe der Justizvollzugsanstalt angeboten, um ihre per-
sönlichen Schwierigkeiten zu lösen und sie in die Lage zu versetzen, ihre Angelegenheiten selbst zu re-
geln. Bei der Aufnahme wird ihnen geholfen, die notwendigen Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehöri-
ge zu veranlassen und ihre Habe außerhalb der Justizvollzugsanstalt sicherzustellen. Ihnen soll während
des Vollzugs geholfen werden, soziale Beziehungen aufrechtzuerhalten, Arbeitsplatz und Wohnung zu
erhalten und für Unterhaltsberechtigte zu sorgen. Angebote zur Vermeidung oder Bewältigung persönli-
cher Krisen sind vorzusehen.

 (2) Die Beratung soll die Benennung von Stellen und Einrichtungen außerhalb der Justizvollzugsanstalt
umfassen, die sich um eine Vermeidung der weiteren Untersuchungshaft bemühen oder Hilfen in beson-
deren sozialen oder gesundheitlichen Problemlagen anbieten. Auf Wunsch sind Untersuchungsgefange-
nen Einrichtungen und Organisationen zu benennen, die sie in ihrem Bemühen unterstützen können, ei-
nen Ausgleich mit dem Tatopfer zu erreichen.

§ 33
Entlassungsbeihilfe

 (1) Untersuchungsgefangene erhalten, soweit ihre eigenen Mittel nicht ausreichen, bei ihrer Entlassung
aus der Haft von der Justizvollzugsanstalt eine Beihilfe zu den Reisekosten sowie erforderlichenfalls aus-
reichende Kleidung. Bedürftige Untersuchungsgefangene erhalten darüber hinaus eine Beihilfe, die sie
in die Lage versetzt, ohne Inanspruchnahme fremder Hilfe ihren notwendigen Lebensunterhalt zu be-
streiten, bis sie ihn voraussichtlich anderweitig decken können (Überbrückungsbeihilfe). Die Justizvoll-
zugsanstalt kann die Überbrückungsbeihilfe ganz oder teilweise der Bewährungshilfe oder einer mit der
Entlassenenbetreuung befassten Stelle überweisen, die darüber entscheidet, wie das Geld nach der Ent-
lassung an die Untersuchungsgefangenen ausbezahlt wird. Die Bewährungshilfe und die mit der Entlas-
senenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, die Überbrückungsbeihilfe von ihrem Vermögen ge-
sondert zu halten.

 (2) Der Anspruch auf Beihilfe zu den Reisekosten und die ausgezahlte Reisebeihilfe sind unpfändbar. Für
den Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe und für Bargeld nach Auszahlung einer Überbrückungsbeihilfe
an Untersuchungsgefangene gilt § 52 Abs. 4 Satz 1 und 3, Abs. 5 des Dritten Buchs entsprechend.

Abschnitt 8

Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung

§ 34
Arbeit, Bildungsmaßnahmen und Selbstbeschäftigung

 (1) Untersuchungsgefangene sind nicht zur Arbeit verpflichtet.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt soll Untersuchungsgefangenen nach Möglichkeit wirtschaftlich ergiebige
Arbeit anbieten und dabei ihre Fähigkeiten und Neigungen nach Möglichkeit berücksichtigen. Untersu-
chungsgefangene können auch zu Hilfstätigkeiten in der Justizvollzugsanstalt herangezogen werden.

 (3) Gehen Untersuchungsgefangene einer Arbeit oder Hilfstätigkeit nach, dürfen sie diese nicht zur Un-
zeit niederlegen.

 (4) Geeigneten Untersuchungsgefangenen soll nach Möglichkeit Gelegenheit zum Erwerb oder zur Ver-
besserung schulischer oder beruflicher Kenntnisse gegeben werden, soweit es die besonderen Bedin-
gungen der Untersuchungshaft zulassen. Aus dem Zeugnis über eine Bildungsmaßnahme darf die Inhaf-
tierung einer Teilnehmerin oder eines Teilnehmers nicht erkennbar sein.

 (5) Untersuchungsgefangenen kann gestattet werden, sich selbst zu beschäftigen.

§ 35
Arbeitsentgelt

 (1) Üben Untersuchungsgefangene eine angebotene Arbeit oder Hilfstätigkeit aus, so erhalten sie ein
Arbeitsentgelt. Der Bemessung des Arbeitsentgelts sind fünf Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des
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Vierten Buchs Sozialgesetzbuch zu Grunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der zweihundert-
fünfzigste Teil der Eckvergütung; das Arbeitsentgelt kann nach einem Stundensatz bemessen werden.

 (2) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der Untersuchungsgefangenen und der Art der Arbeit ge-
stuft werden. 75 Prozent der Eckvergütung dürfen nur dann unterschritten werden, wenn die Arbeits-
leistung der oder des Untersuchungsgefangenen den Mindestanforderungen nicht genügt.

 (3) Die Höhe des Arbeitsentgelts ist den Untersuchungsgefangenen schriftlich bekannt zu geben.

 (4) Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Durchführung von Absatz 1 und 2 sowie § 75 Abs. 4, im
Einvernehmen mit dem Finanz- und Wirtschaftsministerium, die Vergütungsstufen und die Höhe der
Vergütung in den einzelnen Vergütungsstufen einschließlich der Gewährung von Zulagen durch Rechts-
verordnung zu regeln.

§ 36
Haftkostenbeitrag

 Nach rechtskräftiger Verurteilung von Untersuchungsgefangenen sind die nach den gleichen Grundsät-
zen wie die Haftkostenbeiträge von Strafgefangenen zu ermittelnden Kosten der Untersuchungshaft
umgehend an die Vollstreckungsbehörde mitzuteilen. Die Kostenermittlung unterbleibt, wenn auf ei-
ne Rechtsfolge nach dem Jugendgerichtsgesetz erkannt ist. Sind zu Jugendstrafe verurteilte Untersu-
chungsgefangene vom Jugendstrafvollzug ausgenommen, findet Satz 1 Anwendung.

§ 37
Sondergeld

 (1) Für Untersuchungsgefangene kann monatlich ein Betrag in angemessener Höhe einbezahlt werden,
der als Sondergeld gutzuschreiben ist und für den Einkauf oder anderweitig verwendet werden kann.

 (2) Über Absatz 1 hinaus kann Sondergeld in angemessener Höhe für folgende Zwecke eingezahlt wer-
den:

1. Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und
Fortbildung sowie

 

2. Maßnahmen zur Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten.

 

 (3) Soweit das Guthaben des Sondergelds nach Absatz 1 die Summe von drei Monatseinzahlungen über-
steigt, ist es dem Eigengeld zuzuschreiben. Sondergeld im Sinne von Absatz 2 ist dem Eigengeld zuzu-
schreiben, wenn es zum bezeichneten Zweck nicht eingesetzt werden kann und eine Rückerstattung an
die Einzahler nicht möglich ist.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Sondergelds nach Absatz 1 und 2 ist unpfändbar.

§ 38
Einbehaltung von Beitragsteilen

 Soweit die Justizvollzugsanstalt Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten hat, kann sie von
dem Arbeitsentgelt einen Betrag einbehalten, der dem Anteil der oder des Untersuchungsgefangenen
am Beitrag entsprechen würde, wenn sie oder er diese Bezüge als Arbeitnehmer erhielte.

Abschnitt 9

Freizeit

§ 39
Allgemeines

 Untersuchungsgefangenen ist Gelegenheit zu geben, sich in ihrer Freizeit zu beschäftigen. Insbesondere
sollen Sportmöglichkeiten, Freizeitgruppen, Gemeinschaftsveranstaltungen, Veranstaltungen zur Wei-
terbildung und die Benutzung einer Anstaltsbücherei angeboten werden.
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§ 40
Besitz von Gegenständen zur Freizeitbeschäftigung

 (1) Untersuchungsgefangene dürfen in angemessenem Umfang Gegenstände zur Freizeitbeschäftigung
besitzen. Die Angemessenheit des Umfangs kann auch an der in der Justizvollzugsanstalt verfügbaren
Kapazität für Haftraumkontrollen und am Wert eines Gegenstands ausgerichtet werden.

 (2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der Besitz, die Überlassung oder die Benutzung eines Gegenstands

1. mit Strafe oder Geldbuße bedroht wäre,

 

2. die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden würde oder

 

3. die Überprüfung des Gegenstands auf eine mögliche missbräuchliche Verwendung mit vertretba-
rem Aufwand von der Justizvollzugsanstalt nicht leistbar wäre.

 

 (3) Die Zulassung von bestimmten Gerätetypen, insbesondere der elektronischen Unterhaltungsmedi-
en, durch die Justizvollzugsanstalt kann der Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorbehalten sein. Die
Aufsichtsbehörde kann allgemeine Richtlinien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine ohne Zustim-
mung nach Satz 1 erfolgte Zulassung kann zurückgenommen werden.

 (4) Die Erlaubnis kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 widerrufen werden.

§ 41
Hörfunk und Fernsehen

 (1) Der Besitz von Hörfunk- und Fernsehgeräten ist nach Maßgabe von § 40 zulässig.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann den Betrieb von Empfangsanlagen und die Ausgabe von Hörfunk- und
Fernsehgeräten einem Dritten übertragen. Sofern sie hiervon Gebrauch macht, können Untersuchungs-
gefangene nicht den Besitz eigener Geräte verlangen.

 (3) Die Justizvollzugsanstalt entscheidet über die Einspeisung einzelner Rundfunk- und Fernsehprogram-
me in die Empfangsanlage. Vor der Entscheidung soll die Gefangenenmitverantwortung gehört werden.

 (4) Der Empfang von Bezahlfernsehen und der Einsatz von zusätzlichen Empfangseinrichtungen im
Haftraum sind nicht statthaft.

§ 42
Zeitungen und Zeitschriften

 Untersuchungsgefangene dürfen Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermitt-
lung der Justizvollzugsanstalt beziehen. § 40 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

§ 43
Grundsatz

 (1) Das Verantwortungsbewusstsein der Untersuchungsgefangenen für ein geordnetes Zusammenleben
in der Justizvollzugsanstalt ist zu wecken und zu fördern.

 (2) Die Pflichten und Beschränkungen, die Untersuchungsgefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicher-
heit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem an-
gemessenen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die Untersuchungsgefangenen nicht mehr und nicht
länger als notwendig beeinträchtigen.

§ 44
Verhaltensvorschriften
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 (1) Die Untersuchungsgefangenen haben sich nach der Tageseinteilung der Justizvollzugsanstalt (Ar-
beitszeit, Freizeit, Ruhezeit) zu richten. Sie dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Vollzugsbediensteten,
Mitgefangenen und anderen Personen das geordnete Zusammenleben nicht stören.

 (2) Die Untersuchungsgefangenen haben die Anordnungen der Vollzugsbediensteten zu befolgen, auch
wenn sie sich durch sie beschwert fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Er-
laubnis verlassen.

 (3) Die Untersuchungsgefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der Justizvollzugsanstalt
überlassenen Sachen in Ordnung zu halten und schonend zu behandeln.

 (4) Die Untersuchungsgefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche
Gefahr für die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 45
Persönlicher Gewahrsam und Eigengeld

 (1) Die Untersuchungsgefangenen dürfen nur Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihnen
von der Justizvollzugsanstalt oder mit ihrer Zustimmung überlassen werden. Ohne Zustimmung dürfen
sie Sachen weder abgeben noch annehmen, außer solche von geringem Wert. Die Justizvollzugsanstalt
kann Abgabe, Annahme und den Gewahrsam auch dieser Sachen von ihrer Zustimmung abhängig ma-
chen.

 (2) Eingebrachte Sachen, die die Untersuchungsgefangenen nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für
sie aufzubewahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich ist. Eingebrachtes Geld wird als Eigengeld
gutgeschrieben. Untersuchungsgefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Sachen, die sie während
des Vollzugs und für die Entlassung nicht benötigen, abzusenden oder über das Eigengeld zu verfügen.

 (3) Weigern sich Untersuchungsgefangene, eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art
oder Umfang nicht möglich ist, aus der Justizvollzugsanstalt zu verbringen, so ist die Justizvollzugsan-
stalt berechtigt, diese auf Kosten der oder des Untersuchungsgefangenen entfernen zu lassen.

 (4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer Justiz-
vollzugsanstalt vermitteln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 46
Durchsuchung und Kontrollen auf Suchtmittelmissbrauch

 (1) Untersuchungsgefangene, ihre Sachen und die Hafträume dürfen durchsucht werden. Die Durchsu-
chung männlicher Untersuchungsgefangener darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Unter-
suchungsgefangener nur von Frauen vorgenommen werden; dies gilt nicht für das Absuchen der Unter-
suchungsgefangenen mit technischen Mitteln oder mit sonstigen Hilfsmitteln. Das Schamgefühl ist zu
schonen.

 (2) Nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters oder bei Gefahr im Verzug ist es im
Einzelfall zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie
darf bei männlichen Untersuchungsgefangenen nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Untersu-
chungsgefangenen nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durch-
zuführen. Andere Gefangene dürfen nicht anwesend sein.

 (3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass Untersuchungsgefangene
bei der Aufnahme, nach Besuchen und nach jeder Abwesenheit von der Justizvollzugsanstalt nach Ab-
satz 2 durchsucht werden können.

 (4) Untersuchungsgefangene können Suchtmittelkontrollen unterzogen werden, wenn der Verdacht be-
steht, dass sie Suchtmittel besitzen oder konsumieren. Die ergriffenen Maßnahmen dürfen nicht mit
einem körperlichen Eingriff verbunden sein. Bei Untersuchungsgefangenen, die die Mitwirkung an der
Durchführung der Kontrolle verweigern, ist in der Regel davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit
nicht gegeben ist.

§ 47
Besondere Sicherungsmaßnahmen
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 (1) Gegen Untersuchungsgefangene können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden,
wenn nach ihrem Verhalten oder auf Grund ihres seelischen Zustands in erhöhtem Maß die Gefahr der
Entweichung, von Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstver-
letzung besteht.

 (2) Besondere Sicherungsmaßnahmen sind:

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

 

2. die Beobachtung bei Nacht,

 

3. die Absonderung von anderen Gefangenen,

 

4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,

 

5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände
und

 

6. die Fesselung.

 

 (3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder
einer erheblichen Störung der Anstaltsordnung anders nicht vermieden oder behoben werden kann.

 (4) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn
aus anderen Gründen als denen des Absatzes 1 die Gefahr der Entweichung besteht.

 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur soweit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck er-
fordert.

§ 48
Einzelhaft

 (1) Die unausgesetzte Absonderung Untersuchungsgefangener (Einzelhaft) ist nur zulässig, wenn dies
aus Gründen, die in der Person der oder des Untersuchungsgefangenen liegen, unerlässlich ist.

 (2) Einzelhaft von mehr als drei Monaten Gesamtdauer in einem Jahr bedarf der Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass Untersuchungsgefangene am Gottes-
dienst oder am gemeinschaftlichen Aufenthalt im Freien teilnehmen.

§ 49
Fesselung

 In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der
oder des Untersuchungsgefangenen kann eine andere Art der Fesselung angeordnet werden. Die Fesse-
lung wird zeitweise gelockert oder aufgehoben, soweit dies notwendig ist.

§ 50
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen

 (1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr
im Verzug können auch andere Bedienstete der Justizvollzugsanstalt die Maßnahmen vorläufig anord-
nen. Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

 (2) Werden Untersuchungsgefangene ärztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zu-
stand den Anlass der Maßnahme, ist vor der Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen die Ärztin
oder der Arzt zu hören. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird die Stellungnahme unver-
züglich eingeholt.

§ 51
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Festnahmerecht

 Untersuchungsgefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvoll-
zugsanstalt aufhalten, können durch die Justizvollzugsanstalt oder auf ihre Veranlassung hin festgenom-
men und in die Justizvollzugsanstalt zurückgebracht werden, solange ein unmittelbarer Bezug zum Un-
tersuchungshaftvollzug besteht.

§ 52
Ärztliche Überwachung

 (1) Sind Untersuchungsgefangene in einem besonders gesicherten Haftraum untergebracht oder gefes-
selt, sucht sie die Ärztin oder der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei
einer Fesselung während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transports.

 (2) Solange Untersuchungsgefangenen der tägliche Aufenthalt im Freien entzogen wird, ist in regelmä-
ßigen Abständen eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.

§ 53
Ersatz von Aufwendungen

 (1) Untersuchungsgefangene sind verpflichtet, der Justizvollzugsanstalt Aufwendungen zu ersetzen, die
sie durch eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Selbstverletzung oder Verletzung anderer Gefangener
verursacht haben. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

 (2) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen der in Absatz 1 genannten Forderungen ist abzuse-
hen, wenn hierdurch die Wiedereingliederung der oder des Untersuchungsgefangenen behindert würde.
Für die in Absatz 1 genannten Forderungen ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

§ 54
Allgemeine Voraussetzungen

 (1) Bedienstete der Justizvollzugsanstalten dürfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs-
und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere
Weise erreicht werden kann.

 (2) Gegen andere Personen als Untersuchungsgefangene darf unmittelbarer Zwang angewendet wer-
den, wenn sie es unternehmen, Untersuchungsgefangene zu befreien, in den Anstaltsbereich wider-
rechtlich einzudringen oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

 (3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 55
Begriffsbestimmungen

 (1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre
Hilfsmittel und durch Waffen.

 (2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

 (3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln.

 (4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- und Schusswaffen sowie Reizstoffe.

§ 56
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

 (1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen
zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.
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 (2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 57
Handeln auf Anordnung

 (1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind Voll-
zugsbedienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

 (2) Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgen
Vollzugsbedienstete sie trotzdem, trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennen oder wenn es nach den
ihnen bekannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

 (3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung haben die Vollzugsbediensteten der anordnen-
den Person gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Umständen möglich ist. Abweichende Vor-
schriften des allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung solcher Bedenken an Vorgesetzte sind
nicht anzuwenden.

§ 58
Androhung

 Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Um-
stände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechts-
widrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Ge-
fahr abzuwenden.

§ 59
Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig,
wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird.

 (2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Vollzugsbediensteten gebrauchen und nur, um an-
griffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte
mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.

 (3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss.
Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 60
Besondere Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Gegen Untersuchungsgefangene dürfen Schusswaffen gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung
nicht ablegen,

 

2. wenn sie eine Gefangenenmeuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder

 

3. um ihre Flucht zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen.

 

 (2) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Unter-
suchungsgefangene gewaltsam zu befreien oder gewaltsam in eine Justizvollzugsanstalt einzudringen.

§ 61
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge
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 (1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernährung sind zwangsweise nur bei Lebensge-
fahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit von Untersuchungsgefangenen oder bei Gefahr
für die Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maßnahmen müssen für die Beteiligten zumutbar und
dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder Gesundheit der Untersuchungsgefangenen verbun-
den sein. Zur Durchführung der Maßnahmen ist die Justizvollzugsanstalt nicht verpflichtet, solange von
einer freien Willensbestimmung der oder des Untersuchungsgefangenen ausgegangen werden kann.

 (2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung außer im
Fall des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist.

 (3) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durch-
geführt werden, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht
rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.

Abschnitt 12

Disziplinarmaßnahmen

§ 62
Voraussetzungen

 (1) Verstoßen Untersuchungsgefangene schuldhaft gegen Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder
auf Grund dieses Gesetzes oder durch § 119 StPO oder auf Grund dieser Vorschrift auferlegt sind, kön-
nen gegen sie, möglichst in engem zeitlichen Zusammenhang mit der Pflichtverletzung, Disziplinarmaß-
nahmen angeordnet werden.

 (2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es genügt, Untersuchungsgefangene zu ver-
warnen.

 (3) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch zulässig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Buß-
geldverfahren eingeleitet wird.

 (4) Durch die Anordnung und den Vollzug einer Disziplinarmaßnahme darf die Verteidigung und die Ver-
handlungsfähigkeit von Untersuchungsgefangenen nicht beeinträchtigt werden. Eine Disziplinarmaß-
nahme kann ganz oder zum Teil auch während einer der Untersuchungshaft unmittelbar nachfolgenden
Untersuchungshaft in anderer Sache oder Strafhaft vollzogen werden.

§ 63
Arten der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Die zulässigen Disziplinarmaßnahmen sind:

1. Verweis,

 

2. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über das Sondergeld und des Einkaufs bis zu
drei Monaten,

 

3. die Beschränkung oder der Entzug des Hörfunk- und Fernsehempfangs bis zu drei Monaten; der
gleichzeitige Entzug jedoch nur bis zu zwei Wochen,

 

4. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für eine Beschäftigung in der Freizeit oder
der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu drei Monaten,

 

5. die getrennte Unterbringung während der Freizeit bis zu vier Wochen,

 

6. der Entzug der Arbeit oder Beschäftigung bis zu vier Wochen unter Wegfall der in diesem Gesetz
geregelten Bezüge,
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7. die Beschränkung des Verkehrs mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt auf dringende
Fälle bis zu drei Monaten,

 

8. Arrest bis zu vier Wochen.

 

 (2) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederholter Verfehlungen verhängt werden.

 (3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbunden werden.

§ 64
Vollstreckung und Vollzug der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

 (2) Eine Disziplinarmaßnahme kann ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausge-
setzt werden.

 (3) Wird die Verfügung über das Sondergeld beschränkt oder entzogen, ist das in dieser Zeit anfallende
Geld dem Eigengeld hinzuzurechnen.

 (4) Wird der Verkehr von Untersuchungsgefangenen mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt
eingeschränkt, ist ihnen Gelegenheit zu geben, dies einer Person, mit der sie im Schriftwechsel stehen
oder die sie zu besuchen pflegt, mitzuteilen. Der Schriftwechsel mit den in § 17 genannten Personen
und Institutionen bleibt unbeschränkt. Gleiches gilt für den Schriftverkehr mit Gerichten und Justizbe-
hörden in der Bundesrepublik sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer die Untersuchungsgefan-
genen betreffenden Rechtssache.

 (5) Arrest wird in Einzelhaft vollzogen. Die Untersuchungsgefangenen können in einem besonderen Ar-
restraum untergebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, die an einen zum Aufent-
halt bei Tag und Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet wird,
ruhen die Befugnisse der Untersuchungsgefangenen aus § 9 Satz 1, § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 2 und 3, § 34
Abs. 2, 4 und 5 und §§ 39 bis 42.

§ 65
Disziplinarbefugnis

 (1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf
dem Weg in eine andere Justizvollzugsanstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter
der Bestimmungsanstalt zuständig. Die Befugnis, Disziplinarmaßnahmen nach § 63 anzuordnen, kann
nur auf Mitglieder der Anstalts- oder Vollzugsabteilungsleitung übertragen werden.

 (2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich Verfehlungen von Untersuchungsgefangenen gegen
die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter richten.

 (3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Untersuchungsgefangene in einer anderen Justizvollzugsanstalt
oder während einer anderen Haft angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt, soweit sie
nicht zur Bewährung ausgesetzt sind. § 64 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 66
Disziplinarverfahren

 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Die oder der Untersuchungsgefangene wird gehört. Die Erhebungen
werden in einer Niederschrift festgelegt; die Einlassung der oder des Untersuchungsgefangenen wird
vermerkt.

 (2) Bei schweren Verstößen soll sich die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter vor der Entscheidung mit
Personen besprechen, die an der Betreuung der oder des Untersuchungsgefangenen mitwirken. Vor der
Anordnung einer Disziplinarmaßnahme gegen Untersuchungsgefangene in ärztlicher Behandlung, ge-
gen Schwangere oder stillende Mütter ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.
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 (3) Die Entscheidung wird der oder dem Untersuchungsgefangenen von der Anstaltsleiterin oder von
dem Anstaltsleiter oder im Falle einer Übertragung der Disziplinarbefugnis nach § 65 Abs. 1 Satz 3 von
der beauftragten Person mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

§ 67
Ärztliche Mitwirkung

 (1) Bevor der Arrest vollzogen wird, ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Während des Arrests
steht die oder der Untersuchungsgefangene unter ärztlicher Aufsicht.

 (2) Der Vollzug des Arrests unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn die Gesundheit der oder des Un-
tersuchungsgefangenen gefährdet würde.

Abschnitt 13

Beschwerderecht und Rechtsbehelfe

§ 68
Beschwerderecht und Rechtsbehelfe

 (1) Die Untersuchungsgefangenen haben das Recht, sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden
in Angelegenheiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden.
Regelmäßige Sprechstunden sind einzurichten.

 (2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Justizvollzugsanstalt, so ist zu gewährleisten, dass
die Untersuchungsgefangenen sich in sie selbst betreffenden Angelegenheiten an diese wenden kön-
nen.

 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt. Eingaben, Beschwerden und
Dienstaufsichtsbeschwerden, die nach Form oder Inhalt nicht den im Verkehr mit Behörden üblichen An-
forderungen entsprechen oder bloße Wiederholungen enthalten, brauchen nicht beschieden zu werden.
Die Untersuchungsgefangenen sind entsprechend zu unterrichten. Eine Überprüfung von Amts wegen
bleibt unberührt.

 (4) Die bundesrechtlichen Vorschriften über den gerichtlichen Rechtsschutz bleiben unberührt.

Abschnitt 14

Junge Untersuchungsgefangene

§ 69
Anwendungsbereich

 (1) Auf Untersuchungsgefangene, die zur Tatzeit noch nicht 21 Jahre alt waren und die das 24. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben (junge Untersuchungsgefangene) finden die Vorschriften dieses Ab-
schnitts ergänzende Anwendung.

 (2) Von einer Anwendung der Vorschriften dieses Abschnitts auf volljährige junge Untersuchungsgefan-
gene kann abgesehen werden, wenn eine Vollzugsgestaltung nach § 72 Abs. 2 nicht oder nicht mehr an-
gezeigt ist.

§ 70
Trennungsgrundsätze

 (1) Bei jungen Untersuchungsgefangenen erfolgt der Vollzug der Untersuchungshaft nach Möglichkeit in
besonderen Justizvollzugsanstalten, anderenfalls in Außenstellen oder in getrennten Abteilungen von Ju-
gendstrafanstalten oder anderen Justizvollzugsanstalten. Sie sind soweit möglich von anderen Gefange-
nen getrennt zu halten.
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 (2) Von Absatz 1 darf aus den in § 4 Abs. 7 des Ersten Buchs genannten Gründen abgewichen werden,
wenn eine Vollzugsgestaltung nach § 72 Abs. 2 gewährleistet bleibt und die jungen Untersuchungsge-
fangenen vor schädlichen Einflüssen geschützt sind.

 (3) Untersuchungsgefangene, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben (jugendliche
Untersuchungsgefangene) sollen nach Möglichkeit von den übrigen jungen Untersuchungsgefangenen
getrennt werden.

§ 71
Aufgabenwahrnehmung

 Mit dem Vollzug der Untersuchungshaft an jungen Untersuchungsgefangenen soll nur betraut werden,
wer hierfür geeignet und ausgebildet ist.

§ 72
Gestaltung des Vollzugs

 (1) Die Justizvollzugsanstalt soll sich mit der Erforschung der Persönlichkeit junger Untersuchungsgefan-
gener befassen. Die Persönlichkeitserforschung dient der Gestaltung des Untersuchungshaftvollzugs.
Sie soll in Zusammenarbeit mit der Jugendgerichtshilfe durchgeführt werden.

 (2) Während des Vollzugs der Untersuchungshaft sind die jungen Untersuchungsgefangenen in der Ent-
wicklung ihrer Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie in ihrer Bereitschaft zu einer eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfähigen Lebensführung zu fördern. Hierzu sollen den jungen Untersuchungsgefan-
genen neben altersgemäßen Bildungs-, Beschäftigungs- und Freizeitmöglichkeiten auch sonstige ent-
wicklungsfördernde Hilfestellungen angeboten werden. Die Bereitschaft zur Annahme der Angebote ist
zu wecken und zu fördern. Auf die körperliche, geistige und seelische Entwicklung der jungen Untersu-
chungsgefangenen ist Rücksicht zu nehmen.

 (3) In diesem Buch vorgesehene Beschränkungen können jugendlichen Untersuchungsgefangenen auch
auferlegt werden, soweit dies dringend geboten ist, um sie vor einer Gefährdung ihrer Entwicklung zu
bewahren.

 (4) Die Personensorgeberechtigten sind von der Inhaftierung und dem jeweiligen Aufenthaltsort jugend-
licher Untersuchungsgefangener zu unterrichten, sofern sie noch keine Kenntnis darüber haben. Die
Personensorgeberechtigten erhalten Gelegenheit, Anregungen und Vorschläge zur Gestaltung des Voll-
zugs der Untersuchungshaft anzubringen. Diese sollen, soweit sie mit dem Zweck der Untersuchungs-
haft und der Vollzugsgestaltung nach Absatz 2 vereinbar sind, berücksichtigt werden.

§ 73
Betreuung und Unterbringung

 (1) Jungen Untersuchungsgefangenen soll eine ständige Betreuungsperson oder Betreuungsgruppe aus
dem Kreis der Vollzugsbediensteten zugeordnet werden.

 (2) Junge Untersuchungsgefangene sollen nach Möglichkeit in Wohngruppen untergebracht werden, zu
denen neben den Hafträumen zur Unterbringung während der Nachtzeit die für die gemeinsame Benut-
zung notwendigen weiteren Räume und Einrichtungen gehören.

 (3) Junge Untersuchungsgefangene können aus der Wohngruppe ausgeschlossen werden, wenn dies die
Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erfordert, sie auf Grund ihres Verhaltens nicht grup-
penfähig sind oder sie die Freiräume der Wohngruppe wiederholt missbraucht haben. Eine Wiederauf-
nahme kann erfolgen, wenn die Gruppenfähigkeit wieder hergestellt ist.

 (4) In der Wohngruppe sollen insbesondere Werte, die ein sozialverträgliches Zusammenleben ermögli-
chen, gewaltfreie Konfliktlösungen, gegenseitige Toleranz und Verantwortung für den eigenen Lebens-
bereich vermittelt und eingeübt werden.

 (5) Während der Ruhezeit werden die jungen Untersuchungsgefangenen einzeln in ihren Hafträumen
untergebracht; § 8 bleibt unberührt.

§ 74
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Verkehr mit der Außenwelt

 (1) Junge Untersuchungsgefangene dürfen im Rahmen der Vorschriften dieses Gesetzes mindestens vier
Stunden Besuch im Monat empfangen.

 (2) Besuche bei jugendlichen Untersuchungsgefangenen und ihr Schriftwechsel mit einzelnen Personen
können außer unter den Voraussetzungen von §§ 13 und 19 Abs. 1 auch unterbunden werden, wenn die
Personensorgeberechtigten nicht einverstanden sind.

 (3) Der Jugendgerichtshilfe ist der Verkehr mit jungen Untersuchungsgefangenen in demselben Umfang
wie einem Verteidiger oder einer Verteidigerin gestattet. Dasselbe gilt in den Fällen, in denen junge Un-
tersuchungsgefangene der Betreuung und Aufsicht von Betreuungshelfern unterstehen, für diese oder,
wenn für sie ein Erziehungsbeistand bestellt ist, für die Erziehungsbeistände.

§ 75
Bildung und Arbeit

 (1) Schulpflichtige junge Untersuchungsgefangene nehmen in der Justizvollzugsanstalt an Unterricht
teil.

 (2) Jungen Untersuchungsgefangenen soll die Teilnahme an schulischen und beruflichen Orientierungs-
, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, speziellen Fördermaßnahmen, insbesondere sozialem Training,
Arbeit, arbeitspädagogischer oder sonstiger ihren Fähigkeiten entsprechender Beschäftigung oder Hilfs-
tätigkeiten, angeboten werden.

 (3) Jugendliche Untersuchungsgefangene können zur Teilnahme an den in Absatz 2 genannten Maßnah-
men verpflichtet werden, soweit dies nach ihrem Entwicklungsstand angezeigt ist und ihre Personensor-
geberechtigten nicht widersprechen.

 (4) Üben junge Untersuchungsgefangene eine Arbeit, sonstige Beschäftigung oder eine Hilfstätigkeit
aus, sind der Bemessung des Arbeitsentgelts neun Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten
Buchs Sozialgesetzbuch zu Grunde zu legen. Üben sie eine arbeitstherapeutische Beschäftigung aus, er-
halten sie ein Arbeitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Beschäftigung und Arbeitsleistung entspricht.

 (5) Nehmen junge Untersuchungsgefangene während der Arbeitszeit an einer Berufsausbildung, berufli-
chen Weiterbildung, an Unterricht, am sozialen Training, an Deutschkursen oder an vergleichbaren Maß-
nahmen teil, erhalten sie eine Ausbildungsbeihilfe, soweit ihnen keine Leistungen zum Lebensunterhalt
zustehen, die freien Personen aus solchem Anlass gewährt werden. Der Nachrang der Sozialhilfe nach §
2 Abs. 2 des Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch wird nicht berührt. Für die Bemessung der Ausbildungs-
beihilfe gelten § 35 sowie für die Einbehaltung von Beitragsteilen § 38 entsprechend. Nehmen junge Un-
tersuchungsgefangene während der Arbeitszeit stunden- oder tageweise an Maßnahmen nach Satz 1
teil, so erhalten sie in Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsentgelts eine Ausbildungsbeihilfe.

§ 76
Freizeit

 Junge Untersuchungsgefangene sind zur Teilnahme und Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestal-
tung zu motivieren und dabei anzuleiten. Jugendgemäße Angebote zur sportlichen Betätigung, insbe-
sondere während des Aufenthalts im Freien, sind vorzuhalten, um jungen Untersuchungsgefangenen ei-
ne sportliche Betätigung von mindestens zwei Stunden wöchentlich zu ermöglichen.

§ 77
Aufenthalt im Freien

 Jungen Untersuchungsgefangenen wird an Werktagen ein Aufenthalt im Freien von mindestens einer St-
unde, an arbeitsfreien Tagen von mindestens zwei Stunden ermöglicht, wenn die Witterung dem nicht
zwingend entgegensteht.

§ 78
Einzelhaft
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 Einzelhaft von mehr als einer Woche Gesamtdauer in einem Jahr bedarf der Zustimmung der Aufsichts-
behörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass junge Untersuchungsgefangene am Gottes-
dienst oder am gemeinschaftlichen Aufenthalt im Freien teilnehmen.

§ 79
Schusswaffengebrauch

 Um die Flucht oder Entweichung junger Untersuchungsgefangener aus einer Justizvollzugsanstalt, in der
überwiegend Jugendliche untergebracht sind, zu vereiteln, dürfen keine Schusswaffen gebraucht wer-
den.

§ 80
Erzieherische Maßnahmen und Disziplinarmaßnahmen

 (1) Bei schuldhaften Verstößen junger Untersuchungsgefangener gegen Pflichten, die ihnen durch die-
ses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes oder durch § 119 StPO oder auf Grund dieser Vorschrift auf-
erlegt sind, können anstelle von Disziplinarmaßnahmen in möglichst engem zeitlichen Zusammenhang
zu der Pflichtverletzung erzieherische Maßnahmen angeordnet werden, die geeignet sind, den jungen
Untersuchungsgefangenen ihr Fehlverhalten bewusst zu machen. Es kommen namentlich in Betracht
das erzieherische Gespräch, die Konfliktschlichtung, die Verwarnung, die Erteilung von Weisungen und
Auflagen sowie beschränkende Anordnungen in Bezug auf die Freizeitgestaltung bis zur Dauer von einer
Woche.

 (2) Die zulässigen Disziplinarmaßnahmen gegen junge Untersuchungsgefangene sind:

1. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über das Sondergeld und des Einkaufs bis zu
zwei Monaten,

 

2. die Beschränkung oder der Entzug des Hörfunk- und Fernsehempfangs bis zu zwei Monaten; der
gleichzeitige Entzug jedoch nur bis zu zwei Wochen,

 

3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für eine Beschäftigung in der Freizeit oder
der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu zwei Monaten,

 

4. die getrennte Unterbringung während der Freizeit bis zu vier Wochen,

 

5. der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschäftigung bis zu vier Wochen unter Wegfall der in
diesem Gesetz geregelten Bezüge,

 

6. die Beschränkung des Verkehrs mit Personen außerhalb der Jugendstrafanstalt auf dringende Fäl-
le bis zu drei Monaten,

 

7. Arrest bis zu zwei Wochen.

 

Abschnitt 15

Sonstige Freiheitsentziehungen

§ 81
Einstweilige Unterbringung

 (1) Die einstweilige Unterbringung wird in den Zentren für Psychiatrie nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Unter-
bringungsgesetzes (UBG) vollzogen.

 (2) Die Unterbringung in einer Justizvollzugsanstalt ist für höchstens 24 Stunden und nur dann zulässig,
wenn eine sofortige Überführung in das zuständige Zentrum für Psychiatrie nicht möglich ist.
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 (3) Für den Vollzug der einstweiligen Unterbringung gelten die §§ 1, 2 Abs. 1, §§ 4 bis 7 dieses Buchs so-
wie die §§ 7 bis 10 und 12 UBG entsprechend.

§ 82
Sonstige Arten der Haft und Unterbringung

 Für den Vollzug der Unterbringung oder Haft nach § 127 b Abs. 2, § 230 Abs. 2, §§ 236, 275 a Abs. 5, §
329 Abs. 4 Satz 1, § 412 Satz 1 und § 453 c Abs. 1 StPO und bei Haft auf Grund vorläufiger Festnahme,
die in einer Justizvollzugsanstalt vollzogen wird, gelten die Vorschriften über den Vollzug der Untersu-
chungshaft entsprechend, soweit nicht die Eigenart der Unterbringung oder der Haft entgegenstehen.

Buch 3

Strafvollzug
(JVollzGB III)

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 1
Vollzugsziel

 Im Vollzug der Freiheitsstrafe sollen die Gefangenen fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein
Leben ohne Straftaten zu führen.

§ 2
Behandlungsgrundsätze

 (1) Die Gefangenen sind unter Achtung ihrer Grund- und Menschenrechte zu behandeln. Niemand darf
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung unterworfen werden.

 (2) Das Leben im Vollzug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit wie möglich angeglichen
werden.

 (3) Schädlichen Folgen des Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. Die Gefangenen sind vor Übergriffen
zu schützen.

 (4) Der Vollzug ist darauf auszurichten, dass er den Gefangenen hilft, sich in das Leben in Freiheit einzu-
gliedern.

 (5) Zur Erreichung des Vollzugsziels sollen die Einsicht in die dem Opfer zugefügten Tatfolgen geweckt
und geeignete Maßnahmen zum Ausgleich angestrebt werden.

 (6) Bei der Gestaltung des Vollzugs und bei allen Einzelmaßnahmen werden die unterschiedlichen Le-
benslagen und Bedürfnisse der weiblichen und männlichen Gefangenen berücksichtigt.

§ 3
Stellung der Gefangenen

 (1) Die Gefangenen wirken an ihrer Behandlung und an der Erreichung des Vollzugsziels mit. Ihre Bereit-
schaft hierzu ist zu wecken und zu fördern.

 (2) Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen den Gefangenen nur Beschränkun-
gen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwie-
genden Störung der Ordnung der Justizvollzugsanstalt unerlässlich sind.

Abschnitt 2

Planung, Ablauf und Öffnung des Vollzugs

§ 4
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Aufnahme und Behandlungsuntersuchung

 (1) Bei der Aufnahme werden die Gefangenen über ihre Rechte und Pflichten in einer für sie verständli-
chen Form unterrichtet. Nach der Aufnahme werden sie alsbald ärztlich untersucht und der Anstaltslei-
terin oder dem Anstaltsleiter oder den von diesen beauftragten Bediensteten vorgestellt. Beim Aufnah-
meverfahren und bei der ärztlichen Untersuchung dürfen andere Gefangene nicht zugegen sein; Aus-
nahmen bedürfen der Zustimmung der oder des Gefangenen.

 (2) Nach der Aufnahme werden die Umstände erhoben, deren Kenntnis für eine planvolle Behandlung
der Gefangenen im Vollzug und für die Eingliederung nach der Entlassung erforderlich sind. Hiervon
kann abgesehen werden, wenn dies mit Rücksicht auf die Vollzugsdauer nicht geboten erscheint. Es ist
zu prüfen, ob eine Verlegung in eine sozialtherapeutische Einrichtung oder andere therapeutische Maß-
nahmen angezeigt sind.

§ 5
Vollzugsplan

 (1) Auf Grund der Behandlungsuntersuchung wird ein Vollzugsplan erstellt.

 (2) Der Vollzugsplan enthält mindestens Angaben über

1. die Unterbringung im geschlossenen oder offenen Vollzug,

 

2. die Verlegung in eine sozialtherapeutische Einrichtung,

 

3. die Zuweisung zu Wohngruppen und Behandlungsgruppen,

 

4. den Arbeitseinsatz, Maßnahmen der schulischen Bildung und der beruflichen Aus- oder Weiterbil-
dung,

 

5. die Teilnahme an Veranstaltungen der Weiterbildung,

 

6. besondere Hilfs- und Behandlungsmaßnahmen,

 

7. vollzugsöffnende Maßnahmen sowie

 

8. Entlassungsvorbereitung und Nachsorge.

 

 (3) Die Vollzugsplanung wird mit der oder dem Gefangenen erörtert. Ihnen wird Gelegenheit gegeben,
eine Stellungnahme in der Vollzugsplankonferenz abzugeben.

 (4) Der Vollzugsplan wird mit der Billigung durch die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter wirksam.
Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass der Vollzugsplan in bestimmten Fällen erst mit ihrer
Zustimmung wirksam wird.

 (5) Der Vollzugsplan ist in regelmäßigen Abständen auf seine Umsetzung hin zu überprüfen und mit der
Entwicklung der oder des Gefangenen sowie weiteren für die Behandlung bedeutsamen Erkenntnissen
in Einklang zu halten. Hierfür sind im Vollzugsplan angemessene Fristen vorzusehen. Die Fortschreibung
des Vollzugsplans wird mit den Gefangenen erörtert.

§ 6
Verlegung, Überstellung und Ausantwortung

 (1) Gefangene können abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Justizvollzugsanstalt über-
stellt oder verlegt werden,

1. wenn ihre Behandlung oder Eingliederung nach der Entlassung hierdurch gefördert wird,
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2. zur Prüfung ihrer Eignung für die Behandlung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung,

 

3. zur Durchführung einer kriminalprognostischen Begutachtung oder

 

4. wenn dies aus Gründen der Vollzugsorganisation oder aus sonstigen wichtigen Gründen erforder-
lich ist.

 

 (2) In begründeten Fällen ist das befristete Überlassen von Gefangenen in den Gewahrsam einer Polizei-
, Zoll- oder Finanzbehörde zulässig. Die Justizvollzugsanstalt kann zur Durchführung der Ausantwortung
Anordnungen treffen.

§ 7
Offener und geschlossener Vollzug

 (1) Gefangene sollen in einer Justizvollzugsanstalt oder Abteilung des offenen Vollzugs untergebracht
werden, wenn sie den besonderen Anforderungen des offenen Vollzugs genügen und insbesondere nicht
zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die Möglichkeiten des of-
fenen Vollzugs zu Straftaten missbrauchen werden.

 (2) Eignen sich Gefangene nicht für den offenen Vollzug, so werden sie im geschlossenen Vollzug un-
tergebracht. Erweisen sich Gefangene für die Unterbringung im offenen Vollzug während des Aufent-
halts dort als nicht geeignet, werden sie in den geschlossenen Vollzug zurückverlegt. Gefangene kön-
nen auch dann im geschlossenen Vollzug untergebracht oder dorthin zurückverlegt werden, wenn dies
zu ihrer Behandlung notwendig ist.

§ 8
Verlegung in eine sozialtherapeutische Einrichtung

 (1) Gefangene sollen in eine sozialtherapeutische Einrichtung verlegt werden, wenn deren besondere
therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen zu ihrer Resozialisierung angezeigt und erfolgversprechend
sind, von ihnen ohne Behandlung erhebliche Straftaten zu erwarten sind und die Anstaltsleiterin oder
der Anstaltsleiter der sozialtherapeutischen Einrichtung zustimmt. Ist die Entscheidung über Verlegun-
gen in eine sozialtherapeutische Einrichtung einer zentralen Stelle übertragen, bedarf es der Zustim-
mung nach Satz 1 nicht.

 (2) Vor einer Verlegung ist die Bereitschaft der Gefangenen zur Teilnahme an therapeutischen Maßnah-
men zu wecken und zu fördern.

 (3) Gefangene sind zurückzuverlegen, wenn der Zweck der Behandlung aus Gründen, die in ihrer Person
liegen, nicht erreicht werden kann.

 (4) § 6 Abs. 1 und § 65 bleiben unberührt.

§ 9
Vollzugsöffnende Maßnahmen

 (1) Gefangenen können mit ihrer Zustimmung vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt werden, wenn sie
für die jeweilige Maßnahme geeignet sind, insbesondere ihre Persönlichkeit ausreichend gefestigt und
nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen oder die Maßnahme zur
Begehung von Straftaten missbrauchen werden.

 (2) Als vollzugsöffnende Maßnahme kann insbesondere angeordnet werden, dass Gefangene

1. einer regelmäßigen Beschäftigung außerhalb der Justizvollzugsanstalt unter Aufsicht einer oder
eines Vollzugsbediensteten (Außenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Freigang) nachgehen dür-
fen,

 

2. die Justizvollzugsanstalt für eine bestimmte Tageszeit unter Aufsicht einer oder eines Vollzugs-
bediensteten (Ausführung) oder ohne Aufsicht (Ausgang), gegebenenfalls in Begleitung einer Be-
zugsperson (Ausgang in Begleitung), verlassen dürfen oder
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3. bis zu 21 Kalendertage in einem Vollstreckungsjahr aus der Haft freigestellt werden (Freistellung
aus der Haft).

 

 (3) Freistellung aus der Haft soll in der Regel erst gewährt werden, wenn sich Gefangene mindestens
sechs Monate im Strafvollzug befunden haben. Zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilte Gefangene
können aus der Haft freigestellt werden, wenn sie sich einschließlich einer vorhergehenden Untersu-
chungshaft oder einer anderen Freiheitsentziehung zehn Jahre im Vollzug befunden haben oder wenn
sie in den offenen Vollzug überwiesen oder hierfür geeignet sind.

 (4) Durch vollzugsöffnende Maßnahmen wird die Vollstreckung der Freiheitsstrafe nicht unterbrochen.

§ 10
Verlassen der Justizvollzugsanstalt aus wichtigem Anlass

 (1) Aus wichtigem Anlass kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter Gefangenen Ausgang gewäh-
ren oder sie bis zu sieben Tage von der Haft freistellen; Freistellung aus anderem wichtigen Anlass als
wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung oder wegen des Todes Angehöriger darf sieben Tage im
Vollstreckungsjahr nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 und 4 gilt entsprechend.

 (2) Eine Freistellung aus wichtigem Anlass wird nicht auf die Freistellung aus der Haft angerechnet.

 (3) Kann Ausgang oder Freistellung aus den in § 9 Abs. 1 genannten Gründen nicht gewährt werden,
kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter Gefangene ausführen lassen. Die Aufwendungen hier-
für haben die oder der Gefangene zu tragen, es sei denn, dies würde die Behandlung oder die Eingliede-
rung behindern.

 (4) Gefangene dürfen auch ohne ihre Zustimmung ausgeführt werden, wenn dies aus besonderen Grün-
den notwendig ist.

 (5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Teilnahme von Gefangenen an gerichtlichen Terminen entspre-
chend. Auf Ersuchen eines Gerichts lässt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter Gefangene auch oh-
ne deren Zustimmung vorführen, sofern ein Vorführungsbefehl vorliegt. Die Justizvollzugsanstalt unter-
richtet das Gericht über das Veranlasste.

§ 11
Weisungen und Aufhebung vollzugsöffnender Maßnahmen

 (1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Gefangenen für vollzugsöffnende Maßnahmen, das
Verlassen der Justizvollzugsanstalt aus wichtigem Anlass oder zur Teilnahme an gerichtlichen Terminen
Weisungen, insbesondere hinsichtlich ihres Aufenthaltsorts sowie der Freistellungsgestaltung, erteilen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 widerrufen, wenn

1. sie oder er auf Grund nachträglich eingetretener Umstände berechtigt wäre, die Maßnahme zu
versagen,

 

2. Gefangene Weisungen nicht nachkommen oder

 

3. Gefangene die Maßnahme missbrauchen; bei schweren Verstößen sind die Maßnahmen zu wider-
rufen.

 

Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 mit Wirkung für die
Zukunft zurücknehmen, wenn die Voraussetzungen für ihre Bewilligung nicht vorgelegen haben.

§ 12
Zustimmung der Aufsichtsbehörde

 Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass in bestimmten Fällen die Entscheidung über die Un-
terbringung von Gefangenen im offenen Vollzug, die Gewährung vollzugsöffnender Maßnahmen mit
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Ausnahme der Ausführung sowie die Gewährung von Maßnahmen nach § 10 Abs. 1 dieses Buchs, auch
in Verbindung mit Absatz 5 Satz 1, erst mit ihrer Zustimmung wirksam wird.

Abschnitt 3

Grundversorgung

§ 13
Unterbringung

 (1) Gefangene sollen während der Ruhezeit allein in ihren Hafträumen untergebracht werden. Mit ihrer
Zustimmung können Gefangene auch während der Ruhezeit gemeinsam untergebracht werden, wenn
eine schädliche Beeinflussung nicht zu befürchten ist.

 (2) Auch ohne ihre Zustimmung ist eine gemeinsame Unterbringung zulässig, wenn Gefangene hilfsbe-
dürftig sind oder eine Gefahr für Leben oder Gesundheit Gefangener besteht.

§ 14
Einschränkung gemeinschaftlicher Unterbringung

während der Arbeit und der Freizeit

 Die gemeinschaftliche Unterbringung während der Arbeitszeit und Freizeit kann eingeschränkt werden,

1. wenn ein schädlicher Einfluss auf andere Gefangene zu befürchten ist,

 

2. wenn Gefangene nach § 4 Abs. 2 untersucht werden, aber nicht länger als zwei Monate,

 

3. wenn es die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erfordert oder

 

4. wenn die oder der Gefangene zustimmt.

 

§ 15
Ausstattung des Haftraums

 Gefangene dürfen ihren Haftraum in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstatten.
Hierdurch dürfen die Übersichtlichkeit des Haftraums sowie die Sicherheit und Ordnung der Justizvoll-
zugsanstalt nicht beeinträchtigt werden.

§ 16
Kleidung

 (1) Gefangene tragen Anstaltskleidung. Für die Freizeit erhalten sie besondere Oberbekleidung.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter gestattet den Gefangenen bei einer Ausführung eigene
Kleidung zu tragen, wenn zu erwarten ist, dass sie nicht entweichen werden. Die Anstaltsleiterin oder
der Anstaltsleiter kann dies auch sonst gestatten, sofern die Gefangenen für Reinigung, Instandsetzung
und regelmäßigen Wechsel auf eigene Kosten sorgen.

§ 17
Verpflegung

 (1) Die Verpflegung wird in Übereinstimmung mit den jeweils gültigen Werten für eine ausreichende und
ausgewogene Ernährung in Gemeinschaftsverpflegung angeboten.

 (2) Den Gefangenen soll ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen.

§ 18
Einkauf

 (1) Gefangene können von ihrem Haus- oder Taschengeld aus einem von der Justizvollzugsanstalt ver-
mittelten Angebot Waren kaufen. Das Warenangebot ist auf die Bedürfnisse der Gefangenen abzustim-
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men. Gegenstände, die die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden, sind vom Ein-
kauf ausgeschlossen. Der Einkauf kann in Form eines Listeneinkaufs durchgeführt werden.

 (2) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wenn ein zugelassener Artikel sonst nicht beschafft
werden kann, kann die Justizvollzugsanstalt einen Einkauf über andere sichere Bezugsquellen gestatten.

 (3) Verfügen Gefangene weder über Sondergeld nach § 54 Abs. 1 noch ohne eigenes Verschulden über
Haus- oder Taschengeld, wird ihnen gestattet, in angemessenem Umfang vom Eigengeld einzukaufen.

Abschnitt 4

Verkehr mit der Außenwelt

§ 19
Pflege sozialer Beziehungen

 (1) Gefangene haben das Recht, mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt im Rahmen der Vor-
schriften dieses Gesetzes zu verkehren. Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von denen ein güns-
tiger Einfluss auf die Gefangenen erwartet werden kann, wird gefördert.

 (2) Gefangene dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindestens eine Stun-
de im Monat.

 (3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie die Behandlung oder Eingliederung der
Gefangenen fördern oder persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen, die
von den Gefangenen weder schriftlich erledigt, noch durch Dritte wahrgenommen oder bis zur Entlas-
sung aufgeschoben werden können.

 (4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt kann ein Besuch davon abhängig
gemacht werden, dass sich die Besucherin oder der Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln
oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lässt. Aus den gleichen Gründen kann
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Personen beschränkt werden.

§ 20
Verbot von Besuchen

 Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde,

 

2. bei Besuchern, die nicht Angehörige der oder des Gefangenen im Sinne des Strafgesetzbuchs
sind, wenn zu befürchten ist, dass sie einen schädlichen Einfluss auf die Gefangene oder den Ge-
fangenen haben oder die Eingliederung behindern würden.

 

§ 21
Überwachung von Besuchen

 (1) Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung oder der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsan-
stalt überwacht werden, es sei denn, es liegen im Einzelfall Erkenntnisse dafür vor, dass es der Überwa-
chung nicht bedarf. Die Unterhaltung darf überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus diesen Grün-
den erforderlich ist.

 (2) Die optische Überwachung von Besuchen kann durch technische Hilfsmittel erfolgen. Auf eine Über-
wachung nach Satz 1 sind die Gefangenen und ihre Besucher vorher hinzuweisen. Zur Verhinderung der
Übergabe von Gegenständen können besondere Vorkehrungen, insbesondere durch Tischaufsätze oder
Trennscheiben, getroffen werden, wenn bei der oder dem Gefangenen verbotene Gegenstände gefun-
den wurden oder sonst konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass es zu einer verbotenen Übergabe von
Gegenständen kommt.
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 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis der Justizvollzugsanstalt übergeben werden. Ge-
fangenen dürfen Nahrungs- und Genussmittel in geringer Menge übergeben werden. Die Justizvollzugs-
anstalt kann anordnen, dass die Nahrungs- und Genussmittel durch ihre Vermittlung beschafft werden.

 (4) Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Gefangene oder ihre Besucherinnen oder Besucher ge-
gen Vorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Ermah-
nung verstoßen. Einer Ermahnung bedarf es nicht, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort abzubre-
chen.

§ 22
Besuche bestimmter Personen

 (1) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwälten und Notaren in einer die Gefangene oder den
Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Die Justizvollzugsanstalt kann die Modalitäten
der Besuche entsprechend ihren organisatorischen Möglichkeiten regeln. Der Besuch kann davon ab-
hängig gemacht werden, dass sich die Besucher vorher aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der
Justizvollzugsanstalt durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbote-
ne Gegenstände absuchen lassen. Eine Kenntnisnahme vom gedanklichen Inhalt der von Verteidigern
mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist unzulässig.

 (2) Besuche von Verteidigern werden nicht überwacht. Zur Übergabe von Schriftstücken und sonstigen
Unterlagen bedürfen Verteidiger, Rechtsanwälte und Notare keiner Erlaubnis, sofern diese unmittelbar
der Vorbereitung oder Durchführung der Verteidigung oder der Erledigung einer die Gefangene oder
den Gefangenen betreffenden Rechtssache dienen. Beim Besuch von Rechtsanwälten und Notaren kann
die Übergabe von Schriftstücken oder sonstigen Unterlagen aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung
der Justizvollzugsanstalt von der Erlaubnis abhängig gemacht werden.

 (3) § 24 Abs. 2 Satz 3 und 4 bleibt unberührt.

§ 23
Recht auf Schriftwechsel

 (1) Gefangene haben das Recht, unbeschränkt Schreiben abzusenden und zu empfangen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen unter-
sagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde,

 

2. bei Personen, die nicht Angehörige der oder des Gefangenen sind, wenn zu befürchten ist, dass
der Schriftwechsel einen schädlichen Einfluss auf die Gefangene oder den Gefangenen haben
oder ihre oder seine Eingliederung behindern würde.

 

 (3) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Jus-
tizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 24
Überwachung des Schriftwechsels

 (1) Der Schriftwechsel der Gefangenen darf überwacht werden, soweit dies aus Gründen der Behand-
lung oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist.

 (2) Der Schriftwechsel der Gefangenen mit ihren Verteidigern wird nicht überwacht. Die Schreiben dür-
fen, ohne sie zu öffnen, auf verbotene Gegenstände untersucht werden. Liegt dem Vollzug der Freiheits-
strafe eine Straftat nach § 129 a StGB, auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1 StGB, zu Grunde, gelten
§ 148 Abs. 2 und § 148 a StPO entsprechend; dies gilt nicht, wenn die Gefangenen sich in einer Einrich-
tung des offenen Vollzugs befinden, ihnen vollzugsöffnende Maßnahmen oder Freistellung aus der Haft
nach § 89 Abs. 3 gewährt worden sind und ein Grund, der die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter
zum Widerruf oder zur Zurücknahme von vollzugsöffnenden Maßnahmen oder der Freistellung ermäch-
tigt, nicht vorliegt. Satz 3 gilt auch, wenn gegen Gefangene im Anschluss an die dem Vollzug der Frei-
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heitsstrafe zu Grunde liegende Verurteilung eine Freiheitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129 a StGB,
auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1 StGB, zu vollstrecken ist.

 (3) Absatz 2 gilt entsprechend für Schreiben von Gefangenen an

1. die Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder,

 

2. das Europäische Parlament und dessen Mitglieder,

 

3. den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,

 

4. den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe,

 

5. die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder sowie die Aufsichtsbehörden nach § 38
Bundesdatenschutzgesetz,

 

6. den Europäischen Datenschutzbeauftragten,

 

7. den Europäischen Bürgerbeauftragten,

 

8. den Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen sowie

 

9. den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur Verhü-
tung von Folter und die entsprechenden nationalen Präventionsmechanismen,

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und den Absender zutreffend an-
geben. Schreiben der in Satz 1 genannten Stellen, die an Gefangene gerichtet sind, dürfen nicht über-
wacht werden, wenn die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht.

§ 25
Weiterleitung und Aufbewahrung von Schreiben

 (1) Gefangene haben Absendung und Empfang ihrer Schreiben durch die Justizvollzugsanstalt vermit-
teln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist.

 (2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.

 (3) Gefangene haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts anderes ge-
stattet wird. Die Schreiben können auch verschlossen zur Habe gegeben werden.

§ 26
Anhalten von Schreiben

 (1) Schreiben können angehalten werden, wenn

1. das Ziel des Vollzugs oder die Sicherheit oder Ordnung einer Justizvollzugsanstalt gefährdet wür-
de,

 

2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichen wür-
de,

 

3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhältnissen enthal-
ten,

 

4. sie grobe Beleidigungen enthalten,
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5. sie die Eingliederung anderer Gefangener gefährden können oder

 

6. sie in Geheimschrift, unlesbar, unverständlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind; ein zwingender Grund zur Abfassung eines Schreibens in fremder Spra-
che liegt in der Regel nicht vor bei einem Schriftwechsel zwischen deutschen Gefangenen und
Dritten, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder ihren Lebensmittelpunkt im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes haben.

 

 (2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beige-
fügt werden, wenn die oder der Gefangene auf der Absendung besteht.

 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird dies der oder dem Gefangenen mitgeteilt. Hiervon kann
vorübergehend abgesehen werden, wenn dies die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt er-
fordert. Angehaltene Schreiben werden an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben oder, so-
fern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen untunlich ist, behördlich verwahrt.

 (4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 27
Telefongespräche

 (1) Gefangenen kann gestattet werden, zu telefonieren.

 (2) Im Übrigen gelten für Telefonate die für den Besuch geltenden Vorschriften mit Ausnahme von § 19
Abs. 2 entsprechend. Die Überwachung der Unterhaltung ist den Gesprächspartnern der Gefangenen
unmittelbar nach Herstellung der Verbindung von der Justizvollzugsanstalt oder den Gefangenen mitzu-
teilen. Die Gefangenen sind rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs über die beabsichtigte Über-
wachung und die Mitteilungspflicht zu unterrichten.

 (3) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die
Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 28
Pakete

 (1) Der Empfang von Paketen bedarf der vorherigen Erlaubnis der Justizvollzugsanstalt. Für den Aus-
schluss von Gegenständen gilt § 18 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. Pakete mit Nahrungs- und Genussmit-
teln sind ausgeschlossen.

 (2) Pakete sind in Gegenwart der oder des Gefangenen zu öffnen. Ausgeschlossene Gegenstände kön-
nen zur Habe der oder des Gefangenen genommen oder an die Absenderin oder den Absender zurück-
gesandt werden. Nicht ausgehändigte Gegenstände, durch die bei der Aufbewahrung Personen verletzt
oder Sachschäden verursacht werden können oder die verderblich sind, dürfen vernichtet werden. Die
hiernach getroffenen Maßnahmen werden der oder dem Gefangenen eröffnet.

 (3) Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt überprüft werden.

 (4) Die Kosten des Paketverkehrs tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Jus-
tizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 5

Religionsausübung

§ 29
Seelsorge

 (1) Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer Religions-
gemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder einem
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Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist
unverletzlich.

 (2) Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei grobem
Missbrauch entzogen werden.

 (3) Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu belassen.

§ 30
Religiöse Veranstaltungen

 (1) Gefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen ihres Be-
kenntnisses teilzunehmen.

 (2) Gefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Religions-
gemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt.

 (3) Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltungen
ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justiz-
vollzugsanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden.

§ 31
Weltanschauungsgemeinschaften

 Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 29 und 30 entsprechend.

Abschnitt 6

Gesundheitsfürsorge

§ 32
Gesunde Lebensführung und Aufenthalt im Freien

 (1) Den Gefangenen ist die Bedeutung einer gesunden Lebensführung in geeigneter Form zu vermitteln.
Sie sind insbesondere über die schädlichen Wirkungen des Suchtmittelkonsums aufzuklären.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene treffen.

 (3) Den Gefangenen wird täglich mindestens eine Stunde Aufenthalt im Freien ermöglicht, wenn die
Witterung dem nicht zwingend entgegensteht.

§ 33
Anspruch auf medizinische Leistung

 (1) Gefangene haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige medizinische
Versorgung unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch umfasst Untersu-
chungen zur Früherkennung von Krankheiten und Vorsorgeleistungen. Die Beurteilung der Notwendig-
keit orientiert sich an der Versorgung der gesetzlich Versicherten. Leistungen zur medizinischen Rehabi-
litation und ergänzende Leistungen werden erbracht, soweit die Belange des Vollzugs dem nicht entge-
genstehen.

 (2) Der Anspruch nach Absatz 1 umfasst die Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 33 des Fünften Buchs
Sozialgesetzbuch, wenn dies nicht mit Rücksicht auf die Kürze des Freiheitsentzugs unangemessen ist.

 (3) An den Kosten für medizinische Leistungen können die Gefangenen in angemessenem Umfang be-
teiligt werden, höchstens jedoch bis zum Umfang der Beteiligung gesetzlich Versicherter.

§ 34
Verlegung aus medizinischen Gründen
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 (1) Kranke, pflegebedürftige oder hilfsbedürftige Gefangene können in eine zur Behandlung ihrer Krank-
heit oder in eine für ihre Versorgung besser geeignete Justizvollzugsanstalt oder in ein Justizvollzugs-
krankenhaus überstellt oder verlegt werden.

 (2) Erforderlichenfalls können Gefangene für die notwendige Dauer der Behandlung oder Versorgung in
ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs gebracht werden. Eine möglichst rasche Rückverlegung in ein
Justizvollzugskrankenhaus oder eine Justizvollzugsanstalt ist anzustreben.

§ 35
Anspruch auf Krankenbehandlung in besonderen Fällen

 (1) Während einer Freistellung oder eines Ausgangs haben Gefangene einen Anspruch auf Krankenbe-
handlung in der für sie zuständigen Justizvollzugsanstalt.

 (2) Der Anspruch auf Leistungen nach § 33 ruht, solange Gefangene aufgrund eines freien Beschäfti-
gungsverhältnisses krankenversichert sind.

§ 36
Medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung

 Mit Zustimmung der Gefangenen soll die Justizvollzugsanstalt medizinische Behandlungen, insbeson-
dere Operationen oder prothetische Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung der
Gefangenen fördern. Die Kosten tragen die Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die Justiz-
vollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 37
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft

 (1) Auf den gesundheitlichen Zustand einer schwangeren Gefangenen oder einer Gefangenen, die un-
längst entbunden hat, ist Rücksicht zu nehmen. Die Vorschriften des Mutterschutzgesetzes über die Ge-
staltung des Arbeitsplatzes gelten entsprechend.

 (2) Die Gefangene hat während der Schwangerschaft sowie bei und nach der Entbindung Anspruch auf
ärztliche Betreuung einschließlich der Untersuchungen zur Feststellung der Schwangerschaft und zur
Schwangerenvorsorge sowie auf Hebammenhilfe. Die ärztliche Betreuung umfasst die Beratung der
Schwangeren zur Bedeutung der Mundgesundheit für Mutter und Kind einschließlich des Zusammen-
hangs zwischen Ernährung und Krankheitsrisiko sowie die Einschätzung oder Bestimmung des Übertra-
gungsrisikos von Karies.

 (3) Bei Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusammenhang mit der Entbindung werden Arznei-, Ver-
bands- und Heilmittel geleistet.

§ 38
Entbindung und Geburtsanzeige

 (1) Eine schwangere Gefangene ist zur Entbindung in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs zu brin-
gen. Ist dies aus besonderen Gründen nicht angezeigt, ist die Entbindung in einer Justizvollzugsanstalt
mit Entbindungsabteilung vorzunehmen. Bei der Entbindung wird Hilfe durch eine Hebamme und falls
erforderlich durch eine Ärztin oder einen Arzt gewährt.

 (2) In der Anzeige der Geburt an das Standesamt dürfen die Justizvollzugsanstalt als Geburtsstätte des
Kindes, das Verhältnis der anzeigenden Person zur Justizvollzugsanstalt und die Gefangenschaft der
Mutter nicht vermerkt sein.

§ 39
Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

 (1) Erkranken Gefangene schwer, ist eine Angehörige oder ein Angehöriger, eine Vertrauensperson oder
eine gesetzliche Vertreterin oder ein gesetzlicher Vertreter unverzüglich zu benachrichtigen. Hiervon
kann auf Wunsch der oder des Gefangenen abgesehen werden. Im Fall des Todes von Gefangenen, ist
eine der in Satz 1 genannten Personen unverzüglich zu benachrichtigen.
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 (2) Dem Wunsch von Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglichkeit ent-
sprochen werden.

Abschnitt 7

Soziale Hilfe

§ 40
Grundsatz

 Die soziale Hilfe der Justizvollzugsanstalt soll darauf gerichtet sein, die Gefangenen in die Lage zu ver-
setzen, ihre persönlichen Angelegenheiten selbst zu regeln.

§ 41
Hilfe während des Vollzugs

 (1) Bei der Aufnahme wird den Gefangenen geholfen, die notwendigen Maßnahmen für hilfsbedürftige
Angehörige zu veranlassen und ihre Habe außerhalb der Justizvollzugsanstalt sicherzustellen.

 (2) Gefangenen ist eine Beratung in für sie bedeutsamen rechtlichen und sozialen Fragestellungen zu
ermöglichen. Ihnen ist zu helfen, für Unterhaltsberechtigte zu sorgen, Schulden zu regulieren und den
durch die Straftat verursachten Schaden zu regeln. Die Beratung soll hierbei auch die Benennung von
Stellen und Einrichtungen außerhalb der Justizvollzugsanstalt umfassen.

 (3) Auf Grund der Behandlungsuntersuchung oder auf Wunsch können suchtgefährdete oder süchtige
Gefangene Suchtberatung und Vermittlung in Therapieeinrichtungen des Justizvollzugs oder anderer
Träger erhalten.

Abschnitt 8

Arbeit, Ausbildung und Weiterbildung

§ 42
Beschäftigung

 (1) Arbeit, arbeitstherapeutische Beschäftigung, schulische Bildung, Ausbildung und Weiterbildung die-
nen insbesondere dem Ziel, Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit nach der Entlassung zu vermitteln, zu
erhalten oder zu fördern.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt soll Gefangenen wirtschaftlich ergiebige Arbeit zuweisen und dabei ihre Fä-
higkeiten und Neigungen nach Möglichkeit berücksichtigen.

 (3) Sind Gefangene zu wirtschaftlich ergiebiger Arbeit nicht fähig, sollen sie arbeitstherapeutisch be-
schäftigt werden.

 (4) Geeigneten Gefangenen soll Gelegenheit zur schulischen oder beruflichen Bildung, Weiterbildung,
Umschulung oder Teilnahme an anderen ausbildenden oder weiterbildenden Maßnahmen gegeben wer-
den.

§ 43
Unterricht

 (1) Für geeignete Gefangene soll Unterricht in den zum Hauptschulabschluss führenden Fächern, ein
der Förderschule entsprechender Unterricht oder nach Möglichkeit Unterricht zur Erlangung anderer
staatlich anerkannter Schulabschlüsse vorgesehen werden. Bei der beruflichen Ausbildung ist berufs-
bildender Unterricht vorzusehen; dies gilt auch für die berufliche Weiterbildung, soweit die Art der Maß-
nahme es erfordert.

 (2) Unterricht soll während der Arbeitzeit stattfinden.

§ 44
Zeugnisse über Bildungsmaßnahmen
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 Aus dem Zeugnis über eine Bildungsmaßnahme darf die Inhaftierung einer Teilnehmerin oder eines Teil-
nehmers nicht erkennbar sein.

§ 45
Freies Beschäftigungsverhältnis und Selbstbeschäftigung

 (1) Gefangenen soll gestattet werden, einer Arbeit, Berufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung auf
der Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnisses außerhalb der Justizvollzugsanstalt nachzuge-
hen, wenn dies im Rahmen des Vollzugsplans dem Ziel dient, Fähigkeiten für eine Erwerbstätigkeit nach
der Entlassung zu vermitteln, zu erhalten oder zu fördern und nicht überwiegende Gründe des Vollzugs
entgegenstehen. § 9 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 sowie die §§ 11 und 12 bleiben unberührt.

 (2) Gefangenen kann gestattet werden, sich selbst zu beschäftigen.

 (3) Das Entgelt ist der Justizvollzugsanstalt zur Gutschrift für die Gefangenen zu überweisen.

§ 46
Sprachkompetenz

 Aus Gründen der Integration und zur Förderung der Sprachkompetenz sollen Gefangenen, soweit erfor-
derlich, Deutschkurse angeboten werden.

§ 47
Arbeitspflicht

 (1) Gefangene sind verpflichtet, eine ihnen zugewiesene, ihren Fähigkeiten angemessene Arbeit oder
arbeitstherapeutische Beschäftigung auszuüben, soweit sie dazu körperlich in der Lage sind. Sie kön-
nen jährlich bis zu drei Monaten zu Hilfstätigkeiten in der Justizvollzugsanstalt verpflichtet werden, mit
ihrer Zustimmung auch darüber hinaus. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Gefangene, die über 65 Jah-
re alt sind, und nicht für werdende und stillende Mütter, soweit gesetzliche Beschäftigungsverbote zum
Schutz erwerbstätiger Mütter bestehen.

 (2) Die Teilnahme an einer Maßnahme nach § 42 Abs. 4 bedarf der Zustimmung der oder des Gefange-
nen. Die Zustimmung darf nicht zur Unzeit widerrufen werden.

§ 48
Freistellung von der Arbeitspflicht

 (1) Haben Gefangene ein Jahr lang eine Beschäftigung nach § 42 oder Hilfstätigkeiten nach § 47 Abs. 1
Satz 2 ausgeübt, so können sie beanspruchen, 18 Werktage von der Arbeitspflicht freigestellt zu wer-
den. Zeiten, in denen Gefangene infolge Krankheit an ihrer Arbeitsleistung verhindert waren, werden
auf das Jahr bis zu sechs Wochen jährlich angerechnet.

 (2) Auf die Zeit der Freistellung von der Arbeitspflicht wird Freistellung aus der Haft angerechnet, soweit
sie in die Arbeitszeit fällt und nicht wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung oder des Todes einer
oder eines Angehörigen erteilt worden ist.

 (3) Die Gefangenen erhalten für die Zeit der Freistellung ihre zuletzt gezahlten Bezüge weiter.

 (4) Urlaubsregelungen der Beschäftigungsverhältnisse außerhalb des Strafvollzugs bleiben unberührt.

§ 49
Arbeitsentgelt, Freistellung von

der Arbeit und Anrechnung der Freistellung auf
den Entlassungszeitpunkt

 (1) Die Arbeit der Gefangenen wird anerkannt durch Arbeitsentgelt und Freistellung von der Arbeit, die
auch als Freistellung aus der Haft genutzt oder auf den Entlassungszeitpunkt angerechnet werden kann.

 (2) Üben Gefangene eine zugewiesene Arbeit oder eine Hilfstätigkeit aus, so erhalten sie ein Arbeits-
entgelt. Der Bemessung des Arbeitsentgelts sind neun Prozent der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten
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Buchs Sozialgesetzbuch zu Grunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der zweihundertfünfzigs-
te Teil der Eckvergütung; das Arbeitsentgelt kann nach einem Stundensatz bemessen werden.

 (3) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der Gefangenen und der Art der Arbeit gestuft werden. 75
Prozent der Eckvergütung dürfen nur dann unterschritten werden, wenn die Arbeitsleistung Gefangener
den Mindestanforderungen nicht genügt.

 (4) Üben Gefangene eine zugewiesene arbeitstherapeutische Beschäftigung aus, erhalten sie ein Ar-
beitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Beschäftigung und ihrer Arbeitsleistung entspricht.

 (5) Die Höhe des Arbeitsentgelts ist den Gefangenen schriftlich bekannt zu geben.

 (6) Haben Gefangene zwei Monate lang zusammenhängend eine zugewiesene Tätigkeit oder eine Hilfs-
tätigkeit ausgeübt, so werden sie auf ihren Antrag hin einen Werktag von der Arbeit freigestellt. Die Re-
gelung des § 48 bleibt unberührt. Durch Zeiten, in denen Gefangene ohne Verschulden durch Krankheit,
Ausführung, Ausgang, Freistellung aus der Haft, Freistellung von der Arbeitspflicht oder sonstige nicht
von ihnen zu vertretende Gründe an der Arbeitsleistung gehindert sind, wird die Frist nach Satz 1 ge-
hemmt. Beschäftigungszeiträume von weniger als zwei Monaten bleiben unberücksichtigt.

 (7) Gefangene können beantragen, dass die Freistellung nach Absatz 6 Satz 1 in Form von Freistellung
aus der Haft (Arbeitsfreistellung) gewährt wird. § 9 Abs. 1, 3 und 4 sowie die §§ 11 und 12 gelten ent-
sprechend.

 (8) § 48 Abs. 3 gilt entsprechend.

 (9) Stellt die oder der Gefangene keinen Antrag nach Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 oder kann
die Freistellung nach Maßgabe der Regelung des Absatzes 7 Satz 2 nicht gewährt werden, so wird die
Freistellung nach Absatz 6 Satz 1 von der Justizvollzugsanstalt auf den Entlassungszeitpunkt der oder
des Gefangenen angerechnet.

 (10) Eine Anrechnung nach Absatz 9 ist ausgeschlossen,

1. soweit eine lebenslange Freiheitsstrafe oder Sicherungsverwahrung verbüßt wird und ein Entlas-
sungszeitpunkt noch nicht bestimmt ist,

 

2. bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Rests einer Freiheitsstrafe oder einer Sicherungsver-
wahrung zur Bewährung, soweit wegen des von der Entscheidung des Gerichts bis zur Entlassung
verbleibenden Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr möglich ist,

 

3. wenn dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei einer Aussetzung des Rests einer Freiheitsstra-
fe oder einer Sicherungsverwahrung zur Bewährung die Lebensverhältnisse der oder des Gefan-
genen oder die Wirkungen, die von der Aussetzung für sie oder ihn zu erwarten sind, die Vollstre-
ckung bis zu einem bestimmten Zeitpunkt erfordern,

 

4. wenn nach § 456 a Abs. 1 StPO von der Vollstreckung abgesehen wird,

 

5. bei Entlassung der oder des Gefangenen aus der Haft im Gnadenweg, soweit wegen des von der
Gnadenentscheidung bis zur Entlassung verbleibenden Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr
möglich ist.

 

 (11) Soweit eine Anrechnung nach Absatz 10 ausgeschlossen ist, erhalten die Gefangenen bei der Ent-
lassung für ihre Tätigkeit nach Absatz 2 als Ausgleichsentschädigung zusätzlich 15 Prozent des ihnen
nach Absatz 2 und 3 gewährten Entgelts oder der Ausbildungsbeihilfe. Der Anspruch entsteht erst mit
der Entlassung; vor der Entlassung ist der Anspruch nicht verzinslich, nicht abtretbar und nicht vererb-
lich. Gefangenen, bei denen eine Anrechnung nach Absatz 10 Nr. 1 ausgeschlossen ist, wird die Aus-
gleichszahlung bereits nach Verbüßung von jeweils zehn Jahren der lebenslangen Freiheitsstrafe oder
der Sicherungsverwahrung zum Eigengeld gutgeschrieben, soweit sie nicht vor diesem Zeitpunkt entlas-
sen werden; § 57 Abs. 4 StGB gilt entsprechend.

§ 50
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Ausbildungsbeihilfe

 (1) Nehmen Gefangene an einer Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung oder an einem Unterricht
teil und sind sie zu diesem Zweck von der Arbeitspflicht freigestellt, so erhalten sie eine Ausbildungs-
beihilfe, soweit ihnen keine Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die freien Personen aus solchem
Anlass gewährt werden. Der Nachrang der Sozialhilfe nach § 2 Abs. 2 des Zwölften Buchs Sozialgesetz-
buch wird nicht berührt.

 (2) Für die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt § 49 Abs. 2 und 3 entsprechend.

 (3) Werden Maßnahmen nach Absatz 1 stunden- oder tageweise durchgeführt, erhalten die Gefangenen
eine Ausbildungsbeihilfe in Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsentgelts.

§ 51
Haftkostenbeitrag

 (1) Als Teil der Kosten der Vollstreckung der Rechtsfolgen einer Tat (§ 464 a Abs. 1 Satz 2 StPO) erhebt
die Justizvollzugsanstalt einen Haftkostenbeitrag, wenn Gefangene

1. in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen,

 

2. sich selbst beschäftigen oder

 

3. während eines zusammenhängenden Zeitraums von mehr als einem Monat keine Bezüge nach
diesem Gesetz erhalten und auf diese Zeit fallende Einkünfte erzielen. Die Gefangenen haben
den Haftkostenbeitrag für diese Zeit bis zur Höhe der auf sie entfallenden Einkünfte zu entrich-
ten.

 

Der oder dem Gefangenen muss ein Betrag verbleiben, der dem mittleren Arbeitsentgelt in den Justiz-
vollzugsanstalten des Landes entspricht, es sei denn, sie oder er arbeitet im Fall des Satzes 1 Nr. 3 ent-
gegen einer bestehenden Pflicht schuldhaft nicht. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzuse-
hen, soweit dies notwendig ist, um die Wiedereingliederung der oder des Gefangenen in die Gemein-
schaft nicht zu gefährden.

 (2) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrags erhoben, der nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 des Vierten
Buchs Sozialgesetzbuch durchschnittlich zum 1. Oktober des vorhergehenden Jahres zur Bewertung der
Sachbezüge festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung vorgesehenen Beträ-
ge. Für den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. Der Haftkostenbei-
trag darf auch von dem unpfändbaren Teil der Bezüge, nicht aber zu Lasten des Hausgelds und der An-
sprüche unterhaltsberechtigter Angehöriger angesetzt werden.

 (3) Die Gefangenen haben über ihre Einkünfte Auskunft zu erteilen, soweit dies zur Ermittlung des Haft-
kostenbeitrags erforderlich ist. Die Angaben der Gefangenen dürfen abweichend von §§ 34 bis 45 des
Ersten Buchs nur zur Ermittlung des Haftkostenbeitrags verarbeitet werden.

 (4) Die Selbstbeschäftigung kann davon abhängig gemacht werden, dass Gefangene einen Haftkosten-
beitrag bis zur Höhe des in Absatz 2 genannten Satzes monatlich im Voraus entrichten.

§ 52
Überbrückungsgeld

 (1) Aus den in diesem Gesetz geregelten Bezügen und aus den Bezügen der Gefangenen, die in einem
freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder denen gestattet ist, sich selbst zu beschäftigen, ist ein
Überbrückungsgeld zu bilden, das den notwendigen Lebensunterhalt der Gefangenen und ihrer Unter-
haltsberechtigten in den ersten vier Wochen nach der Entlassung sichern soll.

 (2) Das Überbrückungsgeld wird den Gefangenen bei der Entlassung in die Freiheit ausbezahlt. Die Jus-
tizvollzugsanstalt kann es ganz oder zum Teil der Bewährungshilfe oder einer mit der Entlassenenbe-
treuung befassten Stelle überweisen, die darüber entscheiden, wie das Geld innerhalb der ersten vier
Wochen nach der Entlassung an die Entlassenen ausbezahlt wird. Die Bewährungshilfe und die mit der
Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, das Überbrückungsgeld von ihrem Vermögen
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gesondert zu halten. Mit Zustimmung der Gefangenen kann das Überbrückungsgeld auch an Unterhalts-
berechtigte überwiesen werden.

 (3) Das Überbrückungsgeld kann für Ausgaben in Anspruch genommen werden, die der Eingliederung
der Gefangenen dienen.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Überbrückungsgelds ist unpfändbar. Erreicht es nicht die in Ab-
satz 1 bestimmte Höhe, so ist in Höhe des Unterschiedsbetrags auch der Anspruch auf Auszahlung des
Eigengelds unpfändbar. Bargeld entlassener Gefangener, an die wegen der nach Satz 1 oder Satz 2 un-
pfändbaren Ansprüche Geld ausgezahlt worden ist, ist für die Dauer von vier Wochen seit der Entlas-
sung insoweit der Pfändung nicht unterworfen, als es dem Teil der Ansprüche für die Zeit von der Pfän-
dung bis zum Ablauf der vier Wochen entspricht.

 (5) Absatz 4 gilt nicht bei einer Pfändung wegen der in § 850 d Abs. 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung
(ZPO) bezeichneten Unterhaltsansprüche. Entlassenen Gefangenen ist jedoch so viel zu belassen, als sie
für ihren notwendigen Unterhalt und zur Erfüllung ihrer sonstigen gesetzlichen Unterhaltspflichten für
die Zeit von der Pfändung bis zum Ablauf von vier Wochen seit der Entlassung bedürfen.

§ 53
Taschen-, Haus- und Eigengeld

 (1) Gefangene, die ohne Verschulden kein Arbeitsentgelt und keine Ausbildungsbeihilfe erhalten, wird
ein angemessenes Taschengeld gewährt, falls sie bedürftig sind. Nicht verbrauchtes Taschengeld ist bei
der Bedürftigkeitsprüfung nicht zu berücksichtigen.

 (2) Gefangene dürfen monatlich drei Siebtel von ihren in diesem Gesetz geregelten Bezügen (Hausgeld)
und das Taschengeld nach Absatz 1 für den Einkauf oder anderweitig verwenden.

 (3) Bezüge Gefangener, die nicht als Hausgeld, Haftkostenbeitrag oder Überbrückungsgeld in Anspruch
genommen werden, sind dem Eigengeld gutzuschreiben.

 (4) Für Gefangene, die in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder denen gestattet ist, sich
selbst zu beschäftigen, wird aus ihren Bezügen ein angemessenes Hausgeld festgesetzt.

§ 54
Sondergeld

 (1) Für Gefangene kann monatlich ein Betrag in angemessener Höhe einbezahlt werden, der als Sonder-
geld gutzuschreiben ist und wie Hausgeld genutzt werden kann.

 (2) Über Absatz 1 hinaus kann Sondergeld in angemessener Höhe für folgende Zwecke eingezahlt wer-
den:

1. Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und
Fortbildung, und

 

2. Maßnahmen zur Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten an-
lässlich vollzugsöffnender Maßnahmen.

 

 (3) Soweit das Guthaben des Sondergelds nach Absatz 1 die Summe von drei Monatseinzahlungen über-
steigt, ist es dem Überbrückungsgeld zuzuführen. Ist bereits ein Überbrückungsgeld in angemessener
Höhe gebildet, ist das Guthaben dem Eigengeld zuzuschreiben. Sondergeld im Sinne von Absatz 2 ist
dem Eigengeld zuzuschreiben, wenn es zum bezeichneten Zweck nicht eingesetzt werden kann und ei-
ne Rückerstattung an die Einzahler nicht möglich ist.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Sondergelds nach Absatz 1 und 2 ist unpfändbar.

§ 55
Rechtsverordnung
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 Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Durchführung der §§ 49 und 50 im Einvernehmen mit dem Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium Vergütungsstufen und die Höhe der Vergütung in den einzelnen Ver-
gütungsstufen einschließlich der Gewährung von Zulagen durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

§ 56
Einbehaltung von Beitragsteilen

 Soweit die Justizvollzugsanstalt Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten hat, kann sie von
dem Arbeitsentgelt einen Betrag einbehalten, der dem Anteil der oder des Gefangenen am Beitrag ent-
sprechen würde, wenn sie oder er diese Bezüge als Arbeitnehmer erhielte.

Abschnitt 9

Freizeit

§ 57
Allgemeines

 Die Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu motivieren
und anzuleiten. Gefangene sollen insbesondere an Unterricht einschließlich Fernunterricht, Lehrgängen
und sonstigen Veranstaltungen der Weiterbildung, Freizeitgruppen und Gruppengesprächen teilnehmen
und ermutigt werden, den verantwortungsvollen Umgang mit neuen Medien zu erlernen und zu prakti-
zieren sowie eine Bücherei zu benutzen. Angebote zur sportlichen Betätigung, insbesondere während
des Aufenthalts im Freien sind vorzuhalten.

§ 58
Besitz von Gegenständen zur Freizeitbeschäftigung

 (1) Gefangene dürfen in angemessenem Umfang Bücher und andere Gegenstände zur Freizeitbeschäf-
tigung besitzen. Die Angemessenheit des Umfangs kann auch an der in der Justizvollzugsanstalt verfüg-
baren Kapazität für Haftraumkontrollen und am Wert eines Gegenstands ausgerichtet werden.

 (2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der Besitz, die Überlassung oder die Benutzung eines Gegenstands

1. mit Strafe oder Geldbuße bedroht wäre,

 

2. das Ziel des Vollzugs oder die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden würde
oder

 

3. die Überprüfung des Gegenstands auf eine mögliche missbräuchliche Verwendung mit vertretba-
rem Aufwand von der Justizvollzugsanstalt nicht leistbar wäre.

 

 (3) Die Zulassung von bestimmten Gerätetypen, insbesondere der elektronischen Unterhaltungsmedi-
en, durch die Justizvollzugsanstalt kann der Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorbehalten sein. Die
Aufsichtsbehörde kann allgemeine Richtlinien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine ohne Zustim-
mung nach Satz 1 erfolgte Zulassung kann zurückgenommen werden.

 (4) Die Erlaubnis kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 widerrufen werden.

§ 59
Hörfunk und Fernsehen

 (1) Der Besitz von Hörfunk- und Fernsehgeräten ist nach Maßgabe von § 58 zulässig.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann den Betrieb von Empfangsanlagen und die Ausgabe von Hörfunk- und
Fernsehgeräten einem Dritten übertragen. Sofern sie hiervon Gebrauch macht, können Gefangene nicht
den Besitz eigener Geräte verlangen.
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 (3) Die Justizvollzugsanstalt entscheidet über die Einspeisung einzelner Rundfunk- und Fernsehprogram-
me in die Empfangsanlage. Vor der Entscheidung soll die Gefangenenmitverantwortung gehört werden.

 (4) Der Empfang von Bezahlfernsehen und der Einsatz von zusätzlichen Empfangseinrichtungen im
Haftraum sind nicht statthaft.

§ 60
Zeitungen und Zeitschriften

 Gefangene dürfen Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der Justiz-
vollzugsanstalt beziehen. § 58 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

§ 61
Grundsatz

 (1) Das Verantwortungsbewusstsein der Gefangenen für ein geordnetes Zusammenleben in der Justiz-
vollzugsanstalt ist zu wecken und zu fördern.

 (2) Die Pflichten und Beschränkungen, die Gefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder Ord-
nung der Justizvollzugsanstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die Gefangenen nicht mehr und nicht länger als notwendig be-
einträchtigen.

§ 62
Verhaltensvorschriften

 (1) Die Gefangenen haben sich nach der Tageseinteilung der Justizvollzugsanstalt (Arbeitszeit, Freizeit,
Ruhezeit) zu richten. Sie dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Vollzugsbediensteten, Mitgefangenen
und anderen Personen das geordnete Zusammenleben nicht stören.

 (2) Die Gefangenen haben die Anordnungen der Vollzugsbediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich
durch sie beschwert fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen.

 (3) Die Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der Justizvollzugsanstalt überlassenen Sa-
chen in Ordnung zu halten und schonend zu behandeln.

 (4) Die Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr für die
Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 63
Persönlicher Gewahrsam und Eigengeld

 (1) Die Gefangenen dürfen nur Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihnen von der Justiz-
vollzugsanstalt oder mit ihrer Zustimmung überlassen werden. Ohne Zustimmung dürfen sie Sachen
weder abgeben noch annehmen, außer solche von geringem Wert. Die Justizvollzugsanstalt kann die
Abgabe, Annahme und den Gewahrsam auch dieser Sachen von ihrer Zustimmung abhängig machen.

 (2) Eingebrachte Sachen, die die Gefangenen nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie aufzube-
wahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich ist. Eingebrachtes Geld wird als Eigengeld gutge-
schrieben. Den Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Sachen, die sie während des Vollzugs und
für die Entlassung nicht benötigen, abzusenden oder über das Eigengeld zu verfügen, soweit dieses
nicht als Überbrückungsgeld notwendig ist.

 (3) Weigern sich Gefangene, eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art oder Umfang
nicht möglich ist, aus der Justizvollzugsanstalt zu verbringen, so ist die Justizvollzugsanstalt berechtigt,
diese auf Kosten der oder des Gefangenen entfernen zu lassen.
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 (4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer Justiz-
vollzugsanstalt vermitteln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 64
Durchsuchung und Kontrollen auf Suchtmittelmissbrauch

 (1) Gefangene, ihre Sachen und die Hafträume dürfen durchsucht werden. Die Durchsuchung männli-
cher Gefangener darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Gefangener darf nur von Frauen
vorgenommen werden; dies gilt nicht für das Absuchen der Gefangenen mit technischen Mitteln oder
mit sonstigen Hilfsmitteln. Das Schamgefühl ist zu schonen.

 (2) Nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters oder bei Gefahr im Verzug ist es im
Einzelfall zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie
darf bei männlichen Gefangenen nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Gefangenen nur in Ge-
genwart von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. Andere Gefangene
dürfen nicht anwesend sein.

 (3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass Gefangene bei der Auf-
nahme, nach Kontakten mit Besuchern und nach jeder Abwesenheit von der Justizvollzugsanstalt nach
Absatz 2 durchsucht werden können.

 (4) Gefangene können Suchtmittelkontrollen unterzogen werden, wenn der Verdacht besteht, dass sie
Suchtmittel besitzen oder konsumieren. Die ergriffenen Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden sein. Bei Gefangenen, die die Mitwirkung an der Durchführung der Kontrolle
verweigern, ist in der Regel davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

§ 65
Sichere Unterbringung

 Gefangene können in eine andere Justizvollzugsanstalt verlegt werden, die zu ihrer sicheren Unterbrin-
gung besser geeignet ist, wenn in erhöhtem Maß Fluchtgefahr besteht oder sonst ihr Verhalten oder ihr
Zustand eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt darstellt.

§ 66
Festnahmerecht

 Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvollzugsanstalt auf-
halten, können durch die Justizvollzugsanstalt oder auf ihre Veranlassung hin festgenommen und in die
Justizvollzugsanstalt zurückgebracht werden, solange ein unmittelbarer Bezug zum Strafvollzug besteht.

§ 67
Besondere Sicherungsmaßnahmen

 (1) Gegen Gefangene können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach ihrem
Verhalten oder auf Grund ihres seelischen Zustands in erhöhtem Maß die Gefahr der Flucht, von Gewalt-
tätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.

 (2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

 

2. die Beobachtung bei Nacht,

 

3. die Absonderung von anderen Gefangenen,

 

4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,

 

5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände
und

 



- Seite 74 von 135 -

6. die Fesselung.

 

 (3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder
eine erhebliche Störung der Anstaltsordnung anders nicht vermieden oder behoben werden kann.

 (4) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn
aus anderen Gründen als denen des Absatzes 1 Fluchtgefahr besteht.

 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur soweit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck er-
fordert.

§ 68
Einzelhaft

 (1) Die unausgesetzte Absonderung Gefangener ist nur zulässig, wenn dies aus Gründen, die in der Per-
son der oder des Gefangenen liegen, unerlässlich ist.

 (2) Einzelhaft von mehr als drei Monaten Gesamtdauer in einem Jahr bedarf der Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass Gefangene am Gottesdienst oder am
gemeinschaftlichen Aufenthalt im Freien teilnehmen.

§ 69
Fesselung

 In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der
oder des Gefangenen kann eine andere Art der Fesselung angeordnet werden. Die Fesselung wird zeit-
weise gelockert oder aufgehoben, soweit dies notwendig ist.

§ 70
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen

 (1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr
im Verzug können auch andere Bedienstete der Justizvollzugsanstalt diese Maßnahmen vorläufig anord-
nen. Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

 (2) Werden Gefangene ärztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den Anlass
der Maßnahme, ist vor der Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen die Ärztin oder der Arzt zu
hören. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich eingeholt.

§ 71
Ärztliche Überwachung

 (1) Sind Gefangene in einem besonders gesicherten Haftraum untergebracht oder gefesselt, sucht sie
die Ärztin oder der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung
während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transports.

 (2) Solange Gefangenen der tägliche Aufenthalt im Freien entzogen wird, ist in regelmäßigen Abständen
eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.

§ 72
Ersatz von Aufwendungen

 (1) Gefangene sind verpflichtet, der Justizvollzugsanstalt Aufwendungen zu ersetzen, die sie durch eine
vorsätzlich oder grob fahrlässig begangene Selbstverletzung oder Verletzung anderer Gefangener ver-
ursacht haben. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann bei der Geltendmachung von Forderungen nach Absatz 1 oder wegen
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung fremden Eigentums durch Gefangene auch einen
den dreifachen Tagessatz der Eckvergütung nach § 49 Abs. 2 übersteigenden Teil des Hausgelds in An-
spruch nehmen.
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 (3) Für die in Absatz 1 genannten Forderungen ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

 (4) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen der in Absatz 1 und 2 genannten Forderungen ist
abzusehen, wenn hierdurch die Behandlung der oder des Gefangenen oder ihre Eingliederung behindert
würde.

Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

§ 73
Allgemeine Voraussetzungen

 (1) Bedienstete der Justizvollzugsanstalten dürfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs-
und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere
Weise erreicht werden kann.

 (2) Gegen andere Personen als Gefangene darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn sie es
unternehmen, Gefangene zu befreien, in den Anstaltsbereich widerrechtlich einzudringen oder wenn sie
sich unbefugt darin aufhalten.

 (3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 74
Begriffsbestimmungen

 (1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre
Hilfsmittel und durch Waffen.

 (2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

 (3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln.

 (4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- und Schusswaffen sowie Reizstoffe.

§ 75
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

 (1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen
zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.

 (2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 76
Handeln auf Anordnung

 (1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind Voll-
zugsbedienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

 (2) Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgen
Vollzugsbedienstete sie trotzdem, trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennen oder wenn es nach den
ihnen bekannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

 (3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung haben die Vollzugsbediensteten der anordnen-
den Person gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Umständen möglich ist. Abweichende Vor-
schriften des allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung solcher Bedenken an Vorgesetzte sind
nicht anzuwenden.

§ 77
Androhung
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 Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Um-
stände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechts-
widrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Ge-
fahr abzuwenden.

§ 78
Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig,
wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird.

 (2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Vollzugsbediensteten gebrauchen und nur, um an-
griffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte
mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.

 (3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss.
Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 79
Besondere Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Gegen Gefangene dürfen Schusswaffen gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung
nicht ablegen,

 

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder

 

3. um ihre Flucht zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen.

 

Um die Flucht aus einer Einrichtung des offenen Vollzugs zu vereiteln, dürfen keine Schusswaffen ge-
braucht werden.

 (2) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefan-
gene gewaltsam zu befreien oder gewaltsam in eine Justizvollzugsanstalt einzudringen.

§ 80
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge

 (1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernährung sind zwangsweise nur bei Lebensge-
fahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit einer oder eines Gefangenen oder bei Gefahr für
die Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maßnahmen müssen für die Beteiligten zumutbar und
dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder Gesundheit der oder des Gefangenen verbunden
sein. Zur Durchführung der Maßnahmen ist die Justizvollzugsanstalt nicht verpflichtet, solange von einer
freien Willensbestimmung der oder des Gefangenen ausgegangen werden kann.

 (2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung außer im
Fall des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist.

 (3) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durch-
geführt werden, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht
rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.

Abschnitt 12

Disziplinarmaßnahmen

§ 81
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Voraussetzungen

 (1) Verstoßen Gefangene schuldhaft gegen Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf Grund die-
ses Gesetzes auferlegt sind, können gegen sie möglichst in engem zeitlichen Zusammenhang mit der
Pflichtverletzung Disziplinarmaßnahmen angeordnet werden.

 (2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es genügt, Gefangene zu verwarnen.

 (3) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch zulässig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Buß-
geldverfahren eingeleitet wird.

§ 82
Arten der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Die zulässigen Disziplinarmaßnahmen sind:

1. Verweis,

 

2. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über das Hausgeld, das Sondergeld und des
Einkaufs bis zu drei Monaten,

 

3. die Beschränkung oder der Entzug des Hörfunk- und Fernsehempfangs bis zu drei Monaten; der
gleichzeitige Entzug jedoch nur bis zu zwei Wochen,

 

4. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für eine Beschäftigung in der Freizeit oder
der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu drei Monaten,

 

5. die getrennte Unterbringung während der Freizeit bis zu vier Wochen,

 

6. der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschäftigung bis zu vier Wochen unter Wegfall der in
diesem Gesetz geregelten Bezüge,

 

7. die Beschränkung des Verkehrs mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt auf dringende
Fälle bis zu drei Monaten,

 

8. Arrest bis zu vier Wochen.

 

 (2) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederholter Verfehlungen verhängt werden.

 (3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbunden werden.

§ 83
Vollstreckung und Vollzug der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

 (2) Eine Disziplinarmaßnahme kann ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausge-
setzt werden.

 (3) Wird die Verfügung über das Haus- oder Sondergeld beschränkt oder entzogen, ist das in dieser Zeit
anfallende Geld dem Überbrückungsgeld hinzuzurechnen.

 (4) Wird der Verkehr von Gefangenen mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt eingeschränkt,
ist ihnen Gelegenheit zu geben, dies einer Person, mit der sie im Schriftwechsel stehen oder die sie zu
besuchen pflegt, mitzuteilen. Der Schriftwechsel mit den in § 24 Abs. 2 und 3 genannten Empfängern,
mit Gerichten und Justizbehörden in der Bundesrepublik sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer
die Gefangenen betreffenden Rechtssache bleibt unbeschränkt.

 (5) Arrest wird in Einzelhaft vollzogen. Die Gefangenen können in einem besonderen Arrestraum unter-
gebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag und
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Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet wird, ruhen die Befug-
nisse der Gefangenen aus §§ 15 und 16 Abs. 2 sowie den §§ 18, 42, 43 und 57 bis 60.

§ 84
Disziplinarbefugnis

 (1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf
dem Weg in eine andere Justizvollzugsanstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter
der Bestimmungsanstalt zuständig. Die Befugnis, Disziplinarmaßnahmen nach § 82 anzuordnen, kann
nur auf Mitglieder der Anstalts- oder Vollzugsabteilungsleitung übertragen werden.

 (2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich Verfehlungen von Gefangenen gegen die Anstaltsleite-
rin oder den Anstaltsleiter richten.

 (3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Gefangene in einer anderen Justizvollzugsanstalt oder während
einer Untersuchungshaft angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt, soweit sie nicht zur
Bewährung ausgesetzt sind. § 83 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 85
Disziplinarverfahren

 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Die oder der Gefangene wird gehört. Die Erhebungen werden in einer
Niederschrift festgelegt; die Einlassung der oder des Gefangenen wird vermerkt.

 (2) Bei schweren Verstößen soll sich die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter vor der Entscheidung mit
Personen besprechen, die bei der Behandlung der oder des Gefangenen mitwirken. Vor der Anordnung
einer Disziplinarmaßnahme gegen Gefangene in ärztlicher Behandlung, gegen Schwangere oder stillen-
de Mütter ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.

 (3) Die Entscheidung wird der oder dem Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter
oder im Falle einer Übertragung der Disziplinarbefugnis nach § 84 Abs. 1 Satz 3 von der beauftragten
Person mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

§ 86
Ärztliche Mitwirkung

 (1) Bevor der Arrest vollzogen wird, ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Während des Arrests
steht die oder der Gefangene unter ärztlicher Aufsicht.

 (2) Der Vollzug des Arrests unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn die Gesundheit der oder des Ge-
fangenen gefährdet würde.

Abschnitt 13

Entlassungsvorbereitung, Entlassung und Nachsorge

§ 87
Zusammenarbeit mit Dritten

 Die Justizvollzugsanstalt arbeitet frühzeitig vor der voraussichtlichen Entlassung einer oder eines Ge-
fangenen mit Institutionen und Personen, namentlich der Bewährungshilfe, zusammen, um ihr oder ihm
insbesondere Arbeit, eine Wohnung und ein soziales Umfeld für die Zeit nach der Entlassung zu vermit-
teln und um es zu ermöglichen, eine im Vollzug begonnene Behandlung fortzuführen.

§ 88
Freistellung aus der Haft für Freigänger

 Gefangenen, die einer regelmäßigen Beschäftigung im Rahmen des Freigangs nachgehen, kann inner-
halb von neun Monaten vor der Entlassung Freistellung aus der Haft von bis zu sechs Tagen im Monat
gewährt werden. § 9 Abs. 1 und 4 sowie die §§ 11 und 12 gelten entsprechend. § 89 Abs. 3 Satz 1 findet
keine Anwendung.

§ 89
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Entlassungsvorbereitung

 (1) Um die Entlassung vorzubereiten, sollen Gefangenen vollzugsöffnende Maßnahmen gewährt werden.

 (2) Gefangene können in eine Einrichtung des offenen Vollzugs verlegt werden, wenn dies der Vorberei-
tung der Entlassung dient.

 (3) Innerhalb von drei Monaten vor der Entlassung kann zu deren Vorbereitung Freistellung aus der Haft
bis zu einer Woche gewährt werden. § 9 Abs. 1 und 4 sowie die §§ 11 und 12 gelten entsprechend.

 (4) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Gefangenen in einer sozialtherapeutischen Einrich-
tung oder Gefangenen, die während des laufenden Freiheitsentzugs in einer sozialtherapeutischen Ein-
richtung behandelt worden sind, zur Vorbereitung der Entlassung Freistellung aus der Haft von bis zu
sechs Monaten gewähren. § 9 Abs. 1 und 4 sowie die §§ 11 und 12 gelten entsprechend; Absatz 3 Satz 1
und § 88 finden keine Anwendung. Gefangene können insbesondere angewiesen werden, sich einer von
der Justizvollzugsanstalt bestimmten Betreuungsperson zu unterstellen und jeweils für kurze Zeit in die
Justizvollzugsanstalt zurückzukehren. Die Freistellung aus der Haft wird widerrufen, wenn dies für die
Behandlung der oder des Gefangenen notwendig ist.

§ 90
Entlassungsbeihilfe

 (1) Gefangene erhalten, soweit ihre eigenen Mittel nicht ausreichen, bei ihrer Entlassung aus der Haft
von der Justizvollzugsanstalt eine Beihilfe zu den Reisekosten sowie erforderlichenfalls ausreichende
Kleidung. Bedürftige Gefangene erhalten darüber hinaus eine Beihilfe, die sie in die Lage versetzt, oh-
ne Inanspruchnahme fremder Hilfe ihren notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten, bis sie ihn vor-
aussichtlich anderweitig decken können. Die Justizvollzugsanstalt kann die Überbrückungsbeihilfe ganz
oder teilweise der Bewährungshilfe oder einer mit der Entlassenenbetreuung befassten Stelle überwei-
sen, die darüber entscheidet, wie das Geld nach der Entlassung an die Gefangenen ausbezahlt wird. Die
Bewährungshilfe und die mit der Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, die Überbrü-
ckungsbeihilfe von ihrem Vermögen gesondert zu halten.

 (2) Der Anspruch auf Beihilfe zu den Reisekosten und die ausgezahlte Reisebeihilfe sind unpfändbar. Für
den Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe und für Bargeld nach Auszahlung einer Überbrückungsbeihilfe
an Gefangene gilt § 52 Abs. 4 Satz 1 und 3 und Abs. 5 entsprechend.

§ 91
Entlassungszeitpunkt

 (1) Gefangene sind am letzten Tag der Strafzeit möglichst frühzeitig zu entlassen.

 (2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf Tage vorverlegt werden, wenn dringende Gründe dafür
vorliegen, dass die oder der Gefangene zu ihrer oder seiner Eingliederung hierauf angewiesen ist. Dies
ist regelmäßig anzunehmen, wenn der Entlassungszeitpunkt auf ein Wochenende oder auf einen gesetz-
lichen Feiertag fällt. Die Vorverlegung des Entlassungszeitpunkts muss im Hinblick auf die Länge der
Strafzeit vertretbar sein.

Abschnitt 14

Beschwerderecht und Rechtsbehelfe

§ 92
Beschwerderecht

 (1) Die Gefangenen haben das Recht, sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in Angelegen-
heiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden. Regelmäßige
Sprechstunden sind einzurichten.

 (2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Justizvollzugsanstalt, so ist zu gewährleisten, dass
die Gefangenen sich in sie selbst betreffenden Angelegenheiten an diese wenden können.

 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt. Eingaben, Beschwerden und
Dienstaufsichtsbeschwerden, die nach Form oder Inhalt nicht den im Verkehr mit Behörden üblichen An-
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forderungen entsprechen oder bloße Wiederholungen enthalten, brauchen nicht beschieden zu werden.
Die Gefangenen sind entsprechend zu unterrichten. Eine Überprüfung des Vorbringens von Amts wegen
bleibt unberührt.

§ 93
Rechtsbehelfe

 Die §§ 109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG), auch in Verbindung mit § 130 StVollzG über das
gerichtliche Verfahren, bleiben unberührt.

Abschnitt 15

Sozialtherapeutische Einrichtungen

§ 94
Sozialtherapeutische Einrichtungen

 Für den Vollzug nach § 8 sind sozialtherapeutische Anstalten oder Abteilungen (sozialtherapeutische
Einrichtungen) vorzusehen.

§ 95
Nachgehende Betreuung

 Die sozialtherapeutischen Einrichtungen sollen für entlassene und während des Freiheitsentzugs sozial-
therapeutisch behandelte Gefangene eine vorübergehende nachgehende Betreuung gewährleisten, so-
weit diese anderweitig nicht sichergestellt werden kann.

§ 96
Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

 (1) Frühere Gefangene der sozialtherapeutischen Einrichtungen können dort auf Antrag vorübergehend
wieder aufgenommen werden, wenn das Ziel ihrer Behandlung gefährdet und ein Aufenthalt in der Ein-
richtung aus diesem Grund gerechtfertigt ist. Der Antrag darf nicht zur Unzeit widerrufen werden.

 (2) Gegen die Aufgenommenen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang durch-
gesetzt werden; § 73 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt.

 (3) § 51 gilt entsprechend.

Abschnitt 16

Besondere Vorschriften über den Vollzug
der freiheitsentziehenden Maßregeln

der Besserung und Sicherung

Unterabschnitt 1

Besondere Vorschriften bei angeordneter
oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung

§ 97
Ziele und Gestaltung des Vollzugs

 (1) Bei Gefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung gelten die Vorschriften
über den Vollzug der Freiheitsstrafe nach Maßgabe der Vorschriften dieses Unterabschnitts.

 (2) Bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung dient der Vollzug der Freiheitsstrafe
auch dem Ziel, die Gefährlichkeit der Gefangenen für die Allgemeinheit so zu mindern, dass die Vollstre-
ckung der Unterbringung oder deren Anordnung möglichst entbehrlich wird.

 (3) Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten, ist bereits der Vollzug der Freiheitsstrafe
therapiegerichtet auszugestalten.
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 (4) Die Erreichung der Vollzugsziele erfordert die Mitwirkung der Gefangenen. Ihre Bereitschaft hierzu
ist fortwährend zu wecken und zu fördern. Die Motivationsmaßnahmen sind zu dokumentieren.

§ 98
Behandlungsuntersuchung

 (1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung der Vollzugsplanung unverzüglich eine
umfassende Behandlungsuntersuchung unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse an.

 (2) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt sich auf alle Umstände, deren Kenntnis für eine planvolle
Behandlung der Gefangenen und für die Beurteilung ihrer Gefährlichkeit maßgeblich sind. Im Rahmen
der Behandlungsuntersuchung sind insbesondere die Ursachen der Straftaten, die individuellen Risiko-
faktoren sowie der Behandlungsbedarf, die Behandlungsfähigkeit und die Behandlungsmotivation der
Gefangenen festzustellen. Gleichzeitig sollen die Fähigkeiten der Gefangenen ermittelt werden, deren
Stärkung ihrer Gefährlichkeit entgegenwirken kann. Erkenntnisse aus vorangegangenen Freiheitsentzie-
hungen sind einzubeziehen.

 (3) Bei der Behandlungsuntersuchung wirken Bedienstete verschiedener Fachrichtungen in enger Ab-
stimmung zusammen. Soweit dies erforderlich ist, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Gefange-
nen wirken an der Behandlungsuntersuchung mit.

§ 99
Vollzugsplan

 (1) Aufgrund der Behandlungsuntersuchung wird unverzüglich ein Vollzugsplan erstellt, der die individu-
ellen Behandlungsziele festlegt und die zu ihrer Erreichung geeigneten und erforderlichen Maßnahmen
benennt. Der Vollzugsplan enthält mindestens Angaben über

1. psychiatrische, psychotherapeutische oder sozialtherapeutische Behandlungsmaßnahmen,

 

2. andere Einzel- oder Gruppenbehandlungsmaßnahmen,

 

3. Maßnahmen zur Förderung der Behandlungsmotivation,

 

4. die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Einrichtung,

 

5. die Zuweisung zu Wohngruppen,

 

6. Art und Umfang der Beschäftigung,

 

7. Maßnahmen zur Gestaltung der Freizeit,

 

8. Maßnahmen zur Ordnung der finanziellen Verhältnisse,

 

9. Maßnahmen zur Ordnung der familiären Verhältnisse,

 

10. Maßnahmen zur Förderung von Außenkontakten,

 

11. Maßnahmen zur Vorbereitung eines sozialen Empfangsraums,

 

12. vollzugsöffnende Maßnahmen sowie

 

13. Entlassungsvorbereitung und Nachsorge.

 

 (2) Der Vollzugsplan ist fortlaufend auf seine Umsetzung hin zu überprüfen und mit der Entwicklung der
Gefangenen sowie mit weiteren für die Behandlung bedeutsamen Erkenntnissen in Einklang zu halten.
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Hierfür sind im Vollzugsplan angemessene Fristen vorzusehen, die sechs Monate nicht übersteigen sol-
len.

 (3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und Fortschreibung des Vollzugsplans werden Konferenzen mit den
an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. An der Behandlung mitwirkende Perso-
nen außerhalb des Vollzugs sollen in die Planung einbezogen werden; sie können mit Zustimmung der
Gefangenen auch an den Konferenzen beteiligt werden.

 (4) Der Vollzugsplan wird mit der Billigung durch die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter wirksam.
Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass der Vollzugsplan in bestimmten Fällen erst mit ihrer
Zustimmung wirksam wird.

 (5) Die Vollzugsplanung wird mit den Gefangenen erörtert. Ihnen wird Gelegenheit gegeben, eine Stel-
lungnahme in der Vollzugsplankonferenz abzugeben. Der Vollzugsplan ist ihnen auszuhändigen.

§ 100
Behandlung und Verlegung in eine
sozialtherapeutische Einrichtung

 (1) Den Gefangenen sind die zur Erreichung der Vollzugsziele erforderlichen Behandlungsmaßnahmen
anzubieten. Diese haben wissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen. Soweit standardisierte An-
gebote nicht ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, sind individuelle Behandlungsangebote zu ent-
wickeln.

 (2) Bei der Behandlung wirken Bedienstete verschiedener Fachrichtungen in enger Abstimmung zusam-
men. Soweit dies erforderlich ist, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Gefangenen wirken an ih-
rer Behandlung mit. Den Gefangenen sollen Bedienstete als feste Ansprechpartner zur Verfügung ste-
hen.

 (3) Ist Sicherungsverwahrung angeordnet oder vorbehalten, sind Gefangene bereits während des Voll-
zugs der Freiheitsstrafe in eine sozialtherapeutische Abteilung oder Anstalt zu verlegen, wenn dies aus
behandlerischen Gründen angezeigt ist. Die Verlegung soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der den Ab-
schluss der Behandlung während des Vollzugs der Freiheitsstrafe erwarten lässt.

§ 101
Freistellung aus der Haft zur Vor-

bereitung der Entlassung

 (1) Abweichend von § 89 Absatz 3 Satz 1 kann die Justizvollzugsanstalt den Gefangenen nach Anhörung
der Vollstreckungsbehörde zur Vorbereitung der Entlassung Freistellung aus der Haft bis zu sechs Mona-
ten gewähren. § 9 Absatz 1 und 4 sowie § 12 gelten entsprechend. § 88 findet keine Anwendung.

 (2) Den Gefangenen sollen für die Freistellung nach Absatz 1 Weisungen erteilt werden. Sie können ins-
besondere angewiesen werden, sich einer von der Justizvollzugsanstalt bestimmten Betreuungsperson
zu unterstellen, sich an bestimmten Orten oder in bestimmten Einrichtungen außerhalb des Vollzugs
aufzuhalten und jeweils für kurze Zeit in die Justizvollzugsanstalt zurückzukehren. Die Freistellung nach
Absatz 1 wird widerrufen, wenn dies die Behandlung erfordert.

§ 102
Nachgehende Betreuung

 Die Justizvollzugsanstalt kann früheren Gefangenen auf Antrag Hilfestellung gewähren, soweit diese
nicht anderweitig sichergestellt werden kann und der Erfolg der Behandlung gefährdet erscheint.

§ 103
Verbleib und Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

 (1) Frühere Gefangene können auf ihren Antrag vorübergehend in einer Justizvollzugsanstalt verbleiben
oder wieder aufgenommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet ist. Der Verbleib und die Aufnah-
me sind jederzeit widerruflich.
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 (2) Gegen verbliebene oder aufgenommene Personen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmit-
telbarem Zwang durchgesetzt werden. § 73 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

 (3) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen oder aufgenommenen Personen unverzüglich zu entlassen.

 (4) § 51 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 2

Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus
oder in einer Entziehungsanstalt

§ 104
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus

 Die Behandlung der Untergebrachten in einem psychiatrischen Krankenhaus richtet sich nach medizi-
nischen Gesichtspunkten. Soweit möglich, sollen sie geheilt oder ihr Zustand soweit gebessert werden,
dass sie nicht mehr gefährlich sind. Ihnen wird die nötige Aufsicht, Betreuung und Pflege zuteil.

§ 105
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt

 Ziel der Behandlung der Untergebrachten in einer Entziehungsanstalt ist es, sie von ihrem Hang zu hei-
len und die zu Grunde liegende Fehlhaltung zu beheben.

§ 106
Anwendung anderer Vorschriften

 (1) Der Vollzug der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder in einer Entziehungsan-
stalt richtet sich nach § 15 UBG, soweit dieses Gesetz im Folgenden nichts anderes bestimmt.

 (2) Für die Erhebung eines Beitrags zu den Kosten der Unterbringung gilt § 51 entsprechend mit der
Maßgabe, dass in den Fällen von § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 an die Stelle nicht erhaltener Bezüge die Nicht-
verrichtung zugewiesener oder ermöglichter Arbeit tritt und in den Fällen von § 51 Abs. 1 Satz 2 den Un-
tergebrachten ein Betrag in der Höhe verbleiben muss, der dem Barbetrag entspricht, den in einer Ein-
richtung lebende und einen Teil der Kosten ihres Aufenthalts selbst tragende Sozialhilfeempfänger zur
persönlichen Verfügung erhalten. Bei der Bewertung einer Beschäftigung als Arbeit sind die besonderen
Verhältnisse des Maßregelvollzugs zu berücksichtigen.

 (3) § 138 Abs. 2 Satz 3 und 4 sowie § 138 Abs. 3 StVollzG bleiben unberührt.

Abschnitt 17

Kriminologische Forschung im Strafvollzug

§ 107
Fortentwicklung des Vollzugs und kriminologische Forschung

 (1) Der Strafvollzug ist fortzuentwickeln. Maßnahmen zur Behandlung der Gefangenen sind auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf ihre Wirksamkeit
zu überprüfen.

 (2) Der Strafvollzug, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die Umsetzung seiner Leit-
linien und die Behandlungsmaßnahmen sowie deren Wirkungen auf das Vollzugsziel, wird regelmäßig
durch den kriminologischen Dienst in Zusammenarbeit mit Hochschulen oder anderen Stellen wissen-
schaftlich begleitet und erforscht.

 (3) In die Untersuchung ist einzubeziehen, ob die Gefangenen nach der Entlassung in der Lage sind, in
sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.

 (4) Die Leitung der kriminologischen Forschung obliegt der Aufsichtsbehörde.
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Abschnitt 18

Vollzug weiterer freiheitsentziehender Maßnahmen
in Justizvollzugsanstalten

Unterabschnitt 1

Vollzug des Strafarrests

§ 108
Grundsatz

 Für den Vollzug des Strafarrests in Justizvollzugsanstalten gelten die Vorschriften über den Vollzug der
Freiheitsstrafe entsprechend, soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. § 51 findet nur in den
Fällen einer in § 45 erwähnten Beschäftigung Anwendung.

§ 109
Unterbringung, Besuche und Schriftwechsel

 (1) Eine gemeinsame Unterbringung während der Arbeit, Freizeit und Ruhezeit ist nur mit Einwilligung
der Gefangenen zulässig. Dies gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbrechung einer Strafhaft oder einer
Unterbringung im Vollzug einer freiheitsentziehenden Maßregel der Besserung und Sicherung vollzogen
wird.

 (2) Den Gefangenen soll gestattet werden, einmal wöchentlich Besuch zu empfangen.

 (3) Besuche und Schriftwechsel dürfen nur untersagt oder überwacht werden, wenn dies aus Gründen
der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt notwendig ist.

§ 110
Kleidung, Wäsche und Bettzeug

 Gefangene dürfen eigene Kleidung, Wäsche und eigenes Bettzeug benutzen, wenn Gründe der Sicher-
heit nicht entgegenstehen und die Gefangenen für Reinigung, Instandsetzung und regelmäßigen Wech-
sel auf eigene Kosten sorgen.

§ 111
Einkauf

 Die Gefangenen dürfen Waren in angemessenem Umfang durch Vermittlung der Justizvollzugsanstalt
auf eigene Kosten erwerben.

§ 112
Unmittelbarer Zwang

 Beim Vollzug des Strafarrests dürfen zur Vereitelung einer Flucht oder zur Wiederergreifung keine
Schusswaffen gebraucht werden. Dies gilt nicht, wenn Strafarrest in Unterbrechung einer Untersu-
chungshaft, einer Strafhaft oder einer Unterbringung im Vollzug einer freiheitsentziehenden Maßregel
der Besserung und Sicherung vollzogen wird.

Unterabschnitt 2

Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs-
und Erzwingungshaft

§ 113
Vollzug von Ordnungs-, Sicherungs-, Zwangs- und Erzwingungshaft

 Die §§ 171 bis 175 StVollzG, auch in Verbindung mit § 178 Abs. 1 bis 3 StVollzG, bleiben unberührt.

Buch 4

Jugendstrafvollzug
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(JVollzGB IV)

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 1
Erziehungsziel

 Im Vollzug der Jugendstrafe sollen die jungen Gefangenen dazu erzogen werden, in sozialer Verantwor-
tung ein Leben ohne Straftaten zu führen.

§ 2
Behandlungs- und Erziehungsgrundsätze

 (1) Die jungen Gefangenen sind unter Achtung ihrer Grund- und Menschenrechte zu behandeln. Nie-
mand darf unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung unterworfen werden.

 (2) Die jungen Gefangenen sind in der Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe, zur
Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zu sittlicher und
politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewährung und zu freiheitlicher demokrati-
scher Gesinnung zu erziehen.

 (3) Das Leben im Jugendstrafvollzug soll den allgemeinen Lebensverhältnissen junger Menschen in Frei-
heit soweit wie möglich angeglichen werden.

 (4) Schädlichen Folgen des Jugendstrafvollzugs ist entgegenzuwirken. Die jungen Gefangenen sind vor
Übergriffen zu schützen.

 (5) Zur Erreichung des Erziehungsziels sollen die Einsicht in die dem Opfer zugefügten Tatfolgen ge-
weckt und geeignete Maßnahmen zum Ausgleich angestrebt werden.

 (6) Den jungen Gefangenen soll ermöglicht werden, von und mit Gleichaltrigen zu lernen und Verant-
wortung für Angelegenheiten von gemeinsamem Interesse zu übernehmen, die sich nach ihrer Eigenart
und nach der Aufgabe der Jugendstrafanstalt für ihre Mitwirkung eignen.

 (7) Bereitschaft, Mitwirkung und Fortschritte der jungen Gefangenen sollen im Leistungsbereich, bei
der Freizeitgestaltung, in den Kontaktmöglichkeiten, durch Öffnung des Vollzugs und andere geeigne-
te Maßnahmen anerkannt und belohnt werden, soweit die gesetzlichen und tatsächlichen Voraussetzun-
gen dies zulassen.

 (8) Bei der Gestaltung des Vollzugs und bei allen Einzelmaßnahmen werden der Entwicklungsstand von
Jugendlichen, Heranwachsenden und jungen Erwachsenen sowie deren Lebensverhältnisse und unter-
schiedliche Bedürfnisse, insbesondere die von weiblichen und männlichen Gefangenen, berücksichtigt.

 (9) Die Personensorgeberechtigten von Jugendlichen und die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind so
weit wie möglich in die Planung und Gestaltung der Erziehung im Vollzug einzubeziehen.

§ 3
Mitwirkung und Stellung der jungen Gefangenen

 (1) Die jungen Gefangenen sind berechtigt und verpflichtet, an den Maßnahmen zur Erfüllung des Erzie-
hungsauftrags mitzuwirken.

 (2) Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen den jungen Gefangenen nur Be-
schränkungen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer
Störung der Ordnung der Jugendstrafanstalt unerlässlich sind.

Abschnitt 2

Planung, Ablauf und Öffnung des Vollzugs

§ 4
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Aufnahme und Diagnoseverfahren

 (1) Bei der Aufnahme werden die jungen Gefangenen über ihre Rechte und Pflichten in einer für sie ver-
ständlichen Form unterrichtet. Nach der Aufnahme werden sie alsbald ärztlich untersucht und der An-
staltsleiterin oder dem Anstaltsleiter oder den von diesen beauftragten Bediensteten vorgestellt. Beim
Aufnahmeverfahren dürfen andere Gefangene nicht zugegen sein.

 (2) Nach der Aufnahme erhebt die Zugangskommission die Umstände, deren Kenntnis für die Erfüllung
des Erziehungsauftrags und die Eingliederung nach der Entlassung erforderlich sind. Die Zugangskom-
mission entscheidet über die Zuweisung und Verlegung zum weiteren Vollzug.

 (3) Erkenntnisse der Jugendgerichtshilfe und der Bewährungshilfe sind einzubeziehen.

§ 5
Erziehungsplan

 (1) Auf Grund des Diagnoseverfahrens wird ein Erziehungsplan erstellt.

 (2) Der Erziehungsplan enthält mindestens Angaben über

1. die Unterbringung (freie Form, offener oder geschlossener Vollzug),

 

2. die Zuweisung zu einer Wohngruppe und einer Bezugsperson nach § 38 Abs. 2,

 

3. Sozialtherapie, Behandlungsgruppen und soziales Training,

 

4. Arbeitseinsatz, schulische und berufliche Aus- oder Weiterbildung, Arbeitstherapie,

 

5. Maßnahmen zur Aufarbeitung der Tat und zum Täter-Opfer-Ausgleich,

 

6. vollzugsöffnende Maßnahmen sowie

 

7. Entlassungsvorbereitung und Nachsorge.

 

 (3) Die Erziehungsplanung wird mit der oder dem jungen Gefangenen erörtert. Ihnen wird Gelegenheit
gegeben, eine Stellungnahme in der Erziehungsplankonferenz abzugeben.

 (4) Der Erziehungsplan wird mit der Billigung durch die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter wirksam.
Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass der Erziehungsplan in bestimmten Fällen erst mit ih-
rer Zustimmung wirksam wird.

 (5) Der Erziehungsplan ist in regelmäßigen Abständen auf seine Umsetzung hin zu überprüfen und mit
der Entwicklung der oder des jungen Gefangenen sowie weiteren für den Erziehungsbedarf bedeutsa-
men Erkenntnissen in Einklang zu halten. Die Fortschreibung des Erziehungsplans wird mit den jungen
Gefangenen erörtert.

 (6) Die Personensorgeberechtigten erhalten Gelegenheit, Anregungen und Vorschläge einzubringen.
Diese sollen, soweit mit der Aufgabe des Jugendstrafvollzuges und mit dem Erziehungsauftrag verein-
bar, berücksichtigt werden.

 (7) Der Erziehungsplan und seine Fortschreibung werden den Personensorgeberechtigten und dem Voll-
streckungsleiter bekannt gegeben. Mit den Personensorgeberechtigten werden sie auf deren Wunsch
erörtert.

§ 6
Verlegung, Überstellung und Ausantwortung

 (1) Junge Gefangene können abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere Jugendstrafanstalt
oder Justizvollzugsanstalt verlegt oder überstellt werden,
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1. wenn ihre Erziehung, Behandlung oder ihre Eingliederung nach der Entlassung hierdurch geför-
dert wird oder

 

2. wenn dies aus Gründen der Vollzugsorganisation oder aus sonstigen wichtigen Gründen erforder-
lich ist.

 

 (2) In begründeten Fällen ist das befristete Überlassen junger Gefangener in den Gewahrsam einer Poli-
zei-, Zoll- oder Finanzbehörde zulässig.

§ 7
Formen des Jugendstrafvollzugs

 (1) Bei Eignung können junge Gefangene in einer Einrichtung des Jugendstrafvollzugs in freier Form un-
tergebracht werden. Hierzu gestattet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter der oder dem jungen
Gefangenen, die Jugendstrafe in einer dazu zugelassenen Einrichtung der Jugendhilfe zu verbüßen. Die
Eignung ist stets zu prüfen.

 (2) Junge Gefangene sollen in einer Jugendstrafanstalt oder einem Teil einer Jugendstrafanstalt ohne
oder mit verminderten Vorkehrungen gegen Entweichung untergebracht werden, wenn sie ihre Mitwir-
kungspflicht erfüllen und nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Jugendstrafe entziehen
oder die Möglichkeiten des offenen Vollzugs zu Straftaten missbrauchen werden.

 (3) Für den Jugendstrafvollzug in freier Form oder den offenen Vollzug nicht geeignete junge Gefangene
werden in einer geschlossenen Jugendstrafanstalt oder einer Abteilung mit Vorkehrungen gegen Entwei-
chung untergebracht.

 (4) Erweisen sich junge Gefangene für die Unterbringung in freier Form oder im offenen Vollzug wäh-
rend des Aufenthaltes dort als nicht geeignet, werden sie in den geschlossenen Jugendstrafvollzug ver-
legt.

 (5) Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass in bestimmten Fällen die Entscheidung über die
Unterbringung junger Gefangener im offenen Vollzug oder im Jugendstrafvollzug in freier Form erst mit
ihrer Zustimmung wirksam wird.

§ 8
Sozialtherapie

 (1) Junge Gefangene können in einer sozialtherapeutischen Abteilung untergebracht werden, soweit de-
ren besondere therapeutische Mittel und soziale Hilfen zum Erreichen des Erziehungsziels angezeigt
sind. In Betracht kommen insbesondere junge Gefangene, bei denen erhebliche Entwicklungs-, Persön-
lichkeits- oder Verhaltensstörungen vorliegen, die in der Tat hervorgetreten sind.

 (2) Ist eine Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Abteilung aus Gründen, die nicht in der Person
der oder des Gefangenen liegen, nicht möglich, sind anderweitige therapeutische Behandlungsmaßnah-
men zu treffen.

 (3) Junge Gefangene werden aus der sozialtherapeutischen Einrichtung in den Regelvollzug zurückver-
legt, wenn der Zweck der Sozialtherapie aus Gründen, die in der Person der oder des Gefangenen lie-
gen, nicht erreicht werden kann.

§ 9
Vollzugsöffnende Maßnahmen

 (1) Vollzugsöffnende Maßnahmen können gewährt werden, wenn die jungen Gefangenen für die jewei-
lige Maßnahme geeignet sind, insbesondere ihre Persönlichkeit ausreichend gefestigt und nicht zu be-
fürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Jugendstrafe entziehen oder die Maßnahmen zur Begehung
von Straftaten oder auf andere Weise missbrauchen.

 (2) Als vollzugsöffnende Maßnahme kann insbesondere angeordnet werden, dass junge Gefangene
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1. einer regelmäßigen Beschäftigung außerhalb der Jugendstrafanstalt unter Aufsicht einer oder ei-
nes Vollzugsbediensteten (Außenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Freigang) nachgehen dür-
fen,

 

2. die Jugendstrafanstalt für eine bestimmte Tageszeit unter Aufsicht einer oder eines Vollzugsbe-
diensteten (Ausführung) oder ohne Aufsicht (Ausgang), gegebenenfalls in Begleitung einer Be-
zugsperson (Ausgang in Begleitung), verlassen dürfen oder

 

3. bis zu 24 Kalendertage in einem Vollstreckungsjahr aus der Haft freigestellt werden (Freistellung
aus der Haft).

 

 (3) Durch vollzugsöffnende Maßnahmen wird die Vollstreckung der Jugendstrafe nicht unterbrochen.

 (4) Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass in bestimmten Fällen die Gewährung von vollzugs-
öffnenden Maßnahmen mit Ausnahme der Ausführung erst mit ihrer Zustimmung wirksam wird.

§ 10
Verlassen der Jugendstrafanstalt aus wichtigem Anlass

 (1) Aus wichtigem Anlass kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter jungen Gefangenen Ausgang
gewähren oder sie bis zu sieben Tage aus der Haft freistellen; Freistellung aus anderem wichtigen An-
lass als wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung oder wegen des Todes einer oder eines Angehöri-
gen darf sieben Tage im Vollstreckungsjahr nicht übersteigen.

 (2) Freistellung aus der Haft, Ausgang und Ausführung aus wichtigem Anlass dürfen nur gewährt wer-
den, wenn nicht zu befürchten ist, dass sich die jungen Gefangenen dem Vollzug der Jugendstrafe ent-
ziehen oder die vollzugsöffnenden Maßnahmen zu Straftaten missbrauchen.

 (3) Eine Freistellung nach Absatz 1 wird nicht auf die Freistellung nach § 9 Abs. 2 Nr. 3 angerechnet.

 (4) Kann Ausgang oder Freistellung wegen Flucht- oder Missbrauchsgefahr nicht gewährt werden, kann
die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter junge Gefangene ausführen lassen. Die Aufwendungen hierfür
haben die oder der junge Gefangene zu tragen. Der Anspruch ist nicht geltend zu machen, wenn dies
die Erziehung oder die Eingliederung behindern würde.

 (5) Entsprechendes gilt für die Teilnahme junger Gefangener an gerichtlichen Terminen. Auf Ersuchen
eines Gerichts lässt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter junge Gefangene vorführen, sofern ein
Vorführungsbefehl vorliegt. Die Jugendstrafanstalt unterrichtet das Gericht über das Veranlasste.

 (6) Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass in bestimmten Fällen die Gewährung von Maßnah-
men nach Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 5 Satz 1, erst mit ihrer Zustimmung wirksam wird.

§ 11
Weisungen und Aufhebung vollzugsöffnender Maßnahmen

 (1) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann jungen Gefangenen für vollzugsöffnende Maßnah-
men, das Verlassen der Jugendstrafanstalt aus wichtigem Anlass oder zur Teilnahme an gerichtlichen
Terminen Weisungen, insbesondere hinsichtlich ihres Aufenthaltsorts sowie der Freistellungsgestaltung,
erteilen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter können Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 widerrufen,
wenn

1. sie oder er auf Grund nachträglich eingetretener Umstände berechtigt wäre, die Maßnahme zu
versagen,

 

2. junge Gefangene Weisungen nicht nachkommen oder
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3. junge Gefangene die Maßnahme missbrauchen; bei schweren Verstößen sind die Maßnahmen zu
widerrufen.

 

Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Maßnahmen nach den §§ 9 und 10 mit Wirkung für die
Zukunft zurücknehmen, wenn die Voraussetzungen für ihre Bewilligung nicht vorgelegen haben.

Abschnitt 3

Grundversorgung

§ 12
Unterbringung

 (1) Die jungen Gefangenen werden regelmäßig in Wohngruppen untergebracht, die entsprechend dem
individuellen Entwicklungsstand und Erziehungsbedarf zu bilden sind.

 (2) Junge Gefangene, die auf Grund ihres Verhaltens nicht gruppenfähig sind, eine Gefahr für die Sicher-
heit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt oder für die jungen Mitgefangenen darstellen oder die Freiräu-
me der Wohngruppe wiederholt missbraucht haben, können aus der Wohngruppe ausgeschlossen wer-
den. Eine Wiederaufnahme erfolgt, wenn die Gruppenfähigkeit wiederhergestellt ist.

 (3) In der Wohngruppe sollen insbesondere Werte, die ein sozialverträgliches Zusammenleben ermögli-
chen, gewaltfreie Konfliktlösungen, gegenseitige Toleranz und Verantwortung für den eigenen Lebens-
bereich vermittelt und eingeübt werden.

 (4) Junge Gefangene werden während der Ruhezeit allein in ihren Hafträumen untergebracht. Mit ihrer
Zustimmung können junge Gefangene auch während der Ruhezeit gemeinsam untergebracht werden,
wenn eine schädliche Beeinflussung nicht zu befürchten ist. Auch ohne ihre Zustimmung ist eine ge-
meinsame Unterbringung zulässig, wenn junge Gefangene hilfsbedürftig sind oder eine Gefahr für Le-
ben oder Gesundheit Gefangener besteht.

§ 13
Ausstattung des Haftraums

 Junge Gefangene dürfen ihren Haftraum in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstat-
ten. Hierdurch dürfen die Übersichtlichkeit des Haftraums, die Sicherheit und Ordnung der Jugendstraf-
anstalt sowie die Erreichung des Erziehungsauftrags nicht beeinträchtigt werden.

§ 14
Kleidung

 (1) Jungen Gefangenen ist gestattet, angemessene eigene Kleidung zu tragen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Ju-
gendstrafanstalt für bestimmte Bereiche der Anstalt, einzelne Gruppen von jungen Gefangenen oder im
Einzelfall das Tragen von Anstaltskleidung anordnen.

§ 15
Verpflegung

 (1) Die Verpflegung wird in Übereinstimmung mit den jeweils gültigen Werten für eine ausreichende und
ausgewogene Ernährung in Gemeinschaftsverpflegung angeboten.

 (2) Den jungen Gefangenen soll ermöglicht werden, religiöse Speisevorschriften zu befolgen.

§ 16
Einkauf

 (1) Junge Gefangene können von ihrem Haus- oder Taschengeld aus einem von der Jugendstrafanstalt
vermittelten Angebot Waren kaufen. Das Warenangebot ist auf die Bedürfnisse der jungen Gefangenen
abzustimmen. Gegenstände, welche die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt gefährden, sind
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vom Verkauf ausgeschlossen. Der Jugendschutz ist zu beachten. Der Einkauf kann in Form eines Listen-
einkaufs durchgeführt werden.

 (2) In begründeten Ausnahmefällen, insbesondere wenn ein zugelassener Artikel sonst nicht beschafft
werden kann, kann die Jugendstrafanstalt einen Einkauf über andere sichere Bezugsquellen gestatten.

 (3) Verfügen junge Gefangene weder über Sondergeld nach § 49 Abs. 1 noch ohne eigenes Verschulden
über Haus- oder Taschengeld, wird ihnen gestattet, in angemessenem Umfang vom Eigengeld einzukau-
fen.

Abschnitt 4

Verkehr mit der Außenwelt

§ 17
Pflege sozialer Beziehungen

 (1) Junge Gefangene haben das Recht, mit Personen außerhalb der Jugendstrafanstalt im Rahmen der
Vorschriften dieses Gesetzes zu verkehren. Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von denen ein
günstiger Einfluss auf die jungen Gefangenen erwartet werden kann, wird gefördert.

 (2) Junge Gefangene dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer beträgt mindestens vier
Stunden im Monat.

 (3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie die Erziehung oder Eingliederung jun-
ger Gefangener fördern oder persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen, die
von den jungen Gefangenen weder schriftlich erledigt, noch durch Dritte wahrgenommen oder bis zur
Entlassung aufgeschoben werden können.

 (4) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt kann ein Besuch davon abhängig
gemacht werden, dass sich die Besucherin oder der Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln
oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lässt. Aus den gleichen Gründen kann
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Personen beschränkt werden.

 (5) Für Kinder junger Gefangener werden Langzeitbesuche vorgesehen, die auf die Regelbesuchszeiten
nicht angerechnet werden. Der Langzeitbesuch muss nach Auffassung des Jugendamts dem Kindeswohl
entsprechen.

§ 18
Verbot von Besuchen

 Die Anstaltleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt gefährdet würde,

 

2. bei Besuchern, die nicht Angehörige der oder des jungen Gefangenen im Sinne des Strafgesetz-
buchs sind, wenn zu befürchten ist, dass sie das Erreichen des Erziehungsauftrags oder die Ein-
gliederung behindern würden.

 

§ 19
Überwachung von Besuchen

 (1) Besuche dürfen aus erzieherischen Gründen oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Ju-
gendstrafanstalt überwacht werden, es sei denn, es liegen im Einzelfall Erkenntnisse dafür vor, dass es
der Überwachung nicht bedarf. Die Unterhaltung darf überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus
diesen Gründen erforderlich ist.

 (2) Die optische Überwachung eines Besuches kann auch durch technische Hilfsmittel erfolgen. Auf ei-
ne Überwachung nach Satz 1 sind die jungen Gefangenen und ihre Besucher vorher hinzuweisen. Zur
Verhinderung der Übergabe von Gegenständen können besondere Vorkehrungen, insbesondere durch
Tischaufsätze oder Trennscheiben getroffen werden, wenn bei der oder dem jungen Gefangenen verbo-
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tene Gegenstände gefunden wurden oder konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass es zu einer verbote-
nen Übergabe von Gegenständen kommt.

 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis der Jugendstrafanstalt übergeben werden. Jun-
gen Gefangenen dürfen Nahrungs- und Genussmittel in geringer Menge übergeben werden. Die Jugend-
strafanstalt kann anordnen, dass die Nahrungs- und Genussmittel durch ihre Vermittlung beschafft wer-
den.

 (4) Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn junge Gefangene oder ihre Besucherinnen oder Besu-
cher gegen die Vorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen
trotz Ermahnung verstoßen. Dies gilt auch, wenn Verhaltensweisen von Besuchern geeignet sind, einen
schädlichen Einfluss auf die jungen Gefangenen auszuüben. Einer Ermahnung bedarf es nicht, wenn es
unerlässlich ist, den Besuch sofort abzubrechen.

§ 20
Besuche bestimmter Personen

 (1) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwälten und Notaren in einer die junge Gefangene oder
den jungen Gefangenen betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Die Jugendstrafanstalt kann die
Modalitäten der Besuche entsprechend ihren organisatorischen Möglichkeiten regeln. Der Besuch kann
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucher vorher aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Jugendstrafanstalt durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln auf
verbotene Gegenstände absuchen lassen. Eine Kenntnisnahme vom gedanklichen Inhalt der von Vertei-
digern mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist unzulässig.

 (2) Besuche von Verteidigern werden nicht überwacht. Zur Übergabe von Schriftstücken und sonstigen
Unterlagen bedürfen Verteidiger, Rechtsanwälte und Notare keiner Erlaubnis, sofern diese unmittelbar
der Vorbereitung oder Durchführung der Verteidigung oder der Erledigung einer die junge Gefangene
oder den jungen Gefangenen betreffenden Rechtssache dienen. Beim Besuch von Rechtsanwälten und
Notaren kann die Übergabe aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt von der Er-
laubnis abhängig gemacht werden.

 (3) § 22 Abs. 2 Satz 3 und 4 bleibt unberührt.

§ 21
Recht auf Schriftwechsel

 (1) Junge Gefangene haben das Recht, unbeschränkt Schreiben abzusenden und zu empfangen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen unter-
sagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt gefährdet würde,

 

2. bei Personen, die nicht Angehörige der oder des jungen Gefangenen sind, wenn zu befürchten ist,
dass der Schriftwechsel das Erreichen des Erziehungsauftrags oder die Eingliederung behindern
würde.

 

 (3) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die jungen Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Jugendstrafanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 22
Überwachung des Schriftwechsels

 (1) Der Schriftwechsel der jungen Gefangenen darf überwacht werden, soweit dies zur Erfüllung des Er-
ziehungsauftrags oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt erforderlich ist.

 (2) Der Schriftwechsel der jungen Gefangenen mit ihren Verteidigern wird nicht überwacht. Die Schrei-
ben dürfen, ohne sie zu öffnen, auf verbotene Gegenstände untersucht werden. Liegt dem Vollzug der
Jugendstrafe eine Straftat nach § 129 a StGB, auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1 StGB, zu Grunde,
gelten § 148 Abs. 2 und § 148 a StPO entsprechend; dies gilt nicht, wenn junge Gefangene sich in ei-
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ner Einrichtung des offenen Vollzugs oder Jugendstrafvollzugs in freier Form befinden, wenn ihnen voll-
zugsöffnende Maßnahmen oder Freistellung aus der Haft nach § 83 Abs. 2 gewährt worden sind und ein
Grund, der die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zum Widerruf oder zur Zurücknahme von vollzugs-
öffnenden Maßnahmen ermächtigt, nicht vorliegt. Satz 3 gilt auch, wenn gegen junge Gefangene im An-
schluss an die dem Vollzug der Jugendstrafe zu Grunde liegende Verurteilung eine Jugend- oder Frei-
heitsstrafe wegen einer Straftat nach § 129 a StGB, auch in Verbindung mit § 129 b Abs. 1 StGB, zu voll-
strecken ist.

 (3) Absatz 2 gilt entsprechend für Schreiben von jungen Gefangenen an

1. die Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder,

 

2. das Europäische Parlament und dessen Mitglieder,

 

3. den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,

 

4. den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe,

 

5. die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder sowie die Aufsichtsbehörden nach § 38
Bundesdatenschutzgesetz,

 

6. den Europäischen Datenschutzbeauftragten,

 

7. den Europäischen Bürgerbeauftragten,

 

8. den Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen sowie

 

9. den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur Verhü-
tung von Folter und die entsprechenden nationalen Präventionsmechanismen,

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und den Absender zutreffend an-
geben. Schreiben der in Satz 1 genannten Stellen, die an junge Gefangene gerichtet sind, dürfen nicht
überwacht werden, wenn die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht.

§ 23
Weiterleitung und Aufbewahrung von Schreiben

 (1) Junge Gefangene haben Absendung und Empfang ihrer Schreiben durch die Jugendstrafanstalt ver-
mitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist.

 (2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.

 (3) Die jungen Gefangenen haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts
anderes gestattet wird. Die Schreiben können auch verschlossen zur Habe gegeben werden.

§ 24
Anhalten von Schreiben

 (1) Schreiben können angehalten werden, wenn

1. der Erziehungsauftrag oder die Sicherheit oder Ordnung einer Justizvollzugsanstalt gefährdet
würde,

 

2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichen wür-
de,
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3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhältnissen enthal-
ten,

 

4. sie grobe Beleidigungen enthalten,

 

5. sie die Eingliederung anderer Gefangener gefährden können oder

 

6. sie in Geheimschrift, unlesbar, unverständlich oder ohne zwingenden Grund nicht auf deutsch ab-
gefasst sind; ein zwingender Grund zur Abfassung eines Schreibens in fremder Sprache liegt in
der Regel nicht vor bei einem Schriftwechsel zwischen deutschen Gefangenen und Dritten, die
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder ihren Lebensmittelpunkt im Geltungsbereich des
Grundgesetzes haben.

 

 (2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beige-
fügt werden, wenn die oder der junge Gefangene auf der Absendung besteht.

 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird dies der oder dem jungen Gefangenen mitgeteilt. Hiervon
kann vorübergehend abgesehen werden, wenn dies die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt
erfordert. Angehaltene Schreiben werden an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben oder,
sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen untunlich ist, behördlich verwahrt.

 (4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.

§ 25
Telefongespräche

 (1) Jungen Gefangenen kann gestattet werden, zu telefonieren.

 (2) Im Übrigen gelten für Telefonate die für den Besuch geltenden Vorschriften mit Ausnahme von § 17
Abs. 2 entsprechend. Die Überwachung der Unterhaltung ist den Gesprächspartnern der jungen Gefan-
genen unmittelbar nach Herstellung der Verbindung von der Justizvollzugsanstalt oder den jungen Ge-
fangenen mitzuteilen. Die jungen Gefangenen sind rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs über
die beabsichtigte Überwachung und die Mitteilungspflicht zu unterrichten.

 (3) Die Kosten der Telefongespräche tragen die jungen Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage,
kann die Jugendstrafanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 26
Pakete

 (1) Der Empfang von Paketen bedarf der vorherigen Erlaubnis der Jugendstrafanstalt. Für den Aus-
schluss von Gegenständen gilt § 16 Abs. 1 Satz 3 entsprechend. Pakete mit Nahrungs- und Genussmit-
teln sind ausgeschlossen.

 (2) Pakete sind in Gegenwart der oder des jungen Gefangenen zu öffnen. Ausgeschlossene Gegenstän-
de können zur Habe der oder des jungen Gefangenen genommen oder an die Absenderin oder den Ab-
sender zurückgesandt werden. Nicht ausgehändigte Gegenstände, durch die bei der Aufbewahrung Per-
sonen verletzt oder Sachschäden verursacht werden können oder die verderblich sind, dürfen vernich-
tet werden. Die hiernach getroffenen Maßnahmen werden der oder dem jungen Gefangenen eröffnet.

 (3) Jungen Gefangenen kann gestattet werden, Pakete zu versenden. Der Inhalt kann aus Gründen der
Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt überprüft werden.

 (4) Die Kosten des Paketverkehrs tragen die jungen Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Jugendstrafanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 5

Religionsausübung

§ 27
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Seelsorge

 (1) Jungen Gefangenen darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ihrer Re-
ligionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorgerin oder
einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Das Beicht- und Seelsorgege-
heimnis ist unverletztlich.

 (2) Junge Gefangene dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei gro-
bem Missbrauch entzogen werden.

 (3) Jungen Gefangenen sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu be-
lassen.

§ 28
Religiöse Veranstaltungen

 (1) Junge Gefangene haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen ih-
res Bekenntnisses teilzunehmen.

 (2) Junge Gefangene werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen Re-
ligionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt.

 (3) Junge Gefangene können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstaltun-
gen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung der
Jugendstrafanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden.

§ 29
Weltanschauungsgemeinschaften

 Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 27 und 28 entsprechend.

Abschnitt 6

Gesundheitsfürsorge

§ 30
Gesunde Lebensführung, Aufenthalt im Freien

 (1) Die Bedeutung einer gesunden Lebensführung ist den jungen Gefangenen in geeigneter Form zu
vermitteln. Sie sind insbesondere über die schädlichen Wirkungen des Suchtmittelkonsums aufzuklären.

 (2) Die Jugendstrafanstalt kann Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene treffen.

 (3) Den jungen Gefangenen wird an Werktagen ein Aufenthalt im Freien von mindestens einer Stunde,
an arbeitsfreien Tagen von mindestens zwei Stunden ermöglicht, wenn die Witterung dem nicht zwin-
gend entgegensteht.

§ 31
Anspruch auf medizinische Leistungen

 (1) Junge Gefangene haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige medizini-
sche Versorgung unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch umfasst auch
Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten und Vorsorgeleistungen. Die Beurteilung der Not-
wendigkeit orientiert sich an der Versorgung der gesetzlich Versicherten. Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation und ergänzende Leistungen werden erbracht, soweit die Belange des Vollzugs dem nicht
entgegenstehen.

 (2) Der Anspruch nach Absatz 1 umfasst die Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 33 des Fünften Buchs
Sozialgesetzbuch, sofern dies nicht mit Rücksicht auf die Kürze des Freiheitsentzugs unangemessen ist.

 (3) An den Kosten für medizinische Leistungen können junge Gefangene in angemessenem Umfang be-
teiligt werden, höchstens jedoch bis zum Umfang der Beteiligung gesetzlich Versicherter.
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§ 32
Verlegung aus medizinischen Gründen

 (1) Kranke, pflegebedürftige oder hilfsbedürftige junge Gefangene können in eine zur Behandlung ih-
rer Krankheit oder in eine für ihre Versorgung besser geeignete Jugendstrafanstalt, Justizvollzugsanstalt
oder in ein Justizvollzugskrankenhaus überstellt oder verlegt werden.

 (2) Erforderlichenfalls können junge Gefangene für die notwendige Dauer der Behandlung oder Versor-
gung in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs gebracht werden. Eine möglichst rasche Rückverle-
gung in ein Justizvollzugskrankenhaus, eine Justizvollzugsanstalt oder eine Jugendstrafanstalt ist anzu-
streben.

§ 33
Anspruch auf Krankenbehandlung in besonderen Fällen

 (1) Während einer Freistellung oder eines Ausgangs haben junge Gefangene einen Anspruch auf Kran-
kenbehandlung in der für sie zuständigen Jugendstrafanstalt.

 (2) Der Anspruch auf Leistungen nach § 31 ruht, solange junge Gefangene auf Grund eines freien Be-
schäftigungsverhältnisses krankenversichert sind.

§ 34
Medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung

 Mit Zustimmung der jungen Gefangenen soll die Jugendstrafanstalt medizinische Behandlungen, insbe-
sondere Operationen oder prothetische Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung
junger Gefangener fördern. Die Kosten tragen die jungen Gefangenen. Sind sie dazu nicht in der Lage,
kann die Jugendstrafanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 35
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft

 (1) Auf den gesundheitlichen Zustand einer schwangeren jungen Gefangenen oder einer jungen Gefan-
genen, die unlängst entbunden hat, ist Rücksicht zu nehmen. Die Vorschriften des Mutterschutzgeset-
zes über die Gestaltung des Arbeitsplatzes gelten entsprechend.

 (2) Die junge Gefangene hat während der Schwangerschaft sowie bei und nach der Entbindung An-
spruch auf ärztliche Betreuung einschließlich der Untersuchungen zur Feststellung der Schwangerschaft
und zur Schwangerenvorsorge sowie auf Hebammenhilfe. Die ärztliche Betreuung umfasst die Bera-
tung der Schwangeren zur Bedeutung der Mundgesundheit für Mutter und Kind einschließlich des Zu-
sammenhangs zwischen Ernährung und Krankheitsrisiko sowie die Einschätzung oder Bestimmung des
Übertragungsrisikos von Karies.

 (3) Bei Schwangerschaftsbeschwerden und im Zusammenhang mit der Entbindung werden Arznei-, Ver-
bands- und Heilmittel geleistet.

§ 36
Entbindung und Geburtsanzeige

 (1) Eine schwangere junge Gefangene ist zur Entbindung in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs zu
bringen. Ist dies aus besonderen Gründen nicht angezeigt, so ist die Entbindung in einer Justizvollzugs-
anstalt mit Entbindungsabteilung vorzunehmen. Bei der Entbindung wird Hilfe durch eine Hebamme und
falls erforderlich durch eine Ärztin oder einen Arzt gewährt.

 (2) In der Anzeige der Geburt an das Standesamt dürfen die Justizvollzugsanstalt als Geburtsstätte des
Kindes, das Verhältnis der anzeigenden Person zur Jugendstrafanstalt und die Gefangenschaft der Mut-
ter nicht vermerkt sein.

§ 37
Benachrichtigung bei Erkrankung oder Todesfall

 (1) Erkranken junge Gefangene schwer, so sind die Eltern, die Personensorgeberechtigten, eine Ange-
hörige oder ein Angehöriger oder eine Vertrauensperson unverzüglich zu benachrichtigen. Hiervon kann
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auf Wunsch der oder des jungen Gefangenen abgesehen werden. Im Fall des Todes von jungen Gefan-
genen ist eine der in Satz 1 genannten Personen unverzüglich zu benachrichtigen.

 (2) Dem Wunsch von jungen Gefangenen, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglich-
keit entsprochen werden.

Abschnitt 7

Soziale Hilfe

§ 38
Grundsatz und Bezugsperson

 (1) Junge Gefangene sollen in die Lage versetzt und angehalten werden, ihre persönlichen Angelegen-
heiten selbst zu regeln.

 (2) Die oder der junge Gefangene soll eine für sie oder ihn zuständige Bezugsperson aus dem Kreis der
Bediensteten, der ehrenamtlichen Mitarbeiter, der Personensorgeberechtigten oder der dafür geeigne-
ten übrigen jungen Gefangenen erhalten. Die Bezugsperson bemüht sich darum, dass etwaige persönli-
che Defizite und Ressourcen erkannt werden und die oder der junge Gefangene unterstützt wird.

§ 39
Hilfe während des Vollzugs

 (1) Bei der Aufnahme wird den jungen Gefangenen geholfen, die notwendigen Maßnahmen für hilfsbe-
dürftige Angehörige zu veranlassen und ihre Habe außerhalb der Jugendstrafanstalt sicherzustellen.

 (2) Jungen Gefangenen ist eine Beratung in für sie bedeutsamen rechtlichen und sozialen Fragestellun-
gen zu ermöglichen. Ihnen ist zu helfen, für Unterhaltsberechtigte zu sorgen, Schulden zu regulieren
und den durch die Straftat verursachten Schaden zu regeln. Die Beratung soll hierbei auch die Benen-
nung von Stellen und Einrichtungen außerhalb der Jugendstrafanstalt umfassen.

 (3) Auf Grund des Diagnoseverfahrens oder auf Wunsch können suchtgefährdete oder süchtige junge
Gefangene Suchtberatung und Vermittlung in Therapieeinrichtungen des Justizvollzugs oder anderer
Träger erhalten.

Abschnitt 8

Erziehung im Leistungsbereich

§ 40
Grundsatz

 (1) Junge Gefangene haben ein Recht auf schulische und berufliche Bildung, sinnstiftende Arbeit und
Training sozialer Kompetenzen.

 (2) Junge Gefangene sind verpflichtet, im Erziehungsplan vorgesehene schulische oder berufliche Bil-
dungsmaßnahmen, eine zugewiesene Arbeit, arbeitstherapeutische oder sonstige Beschäftigung auszu-
üben, soweit sie hierzu körperlich in der Lage sind.

 (3) Die Jugendstrafanstalt soll jungen Gefangenen wirtschaftlich ergiebige Arbeit zuweisen und dabei ih-
re Fähigkeiten und Neigungen nach Möglichkeit berücksichtigen.

 (4) Junge Gefangene, die zu wirtschaftlich ergiebiger Arbeit nicht in der Lage sind oder im Leistungsbe-
reich besonderer Erziehung bedürfen, sollen arbeitstherapeutisch beschäftigt werden oder ihre sozialen
Kompetenzen trainieren.

§ 41
Unterricht und Weiterbildung
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 (1) Junge Gefangene erhalten Hauptschul-, Förderschul- und Berufsschulunterricht in Anlehnung an die
für öffentliche Schulen geltenden Vorschriften. An dem Unterricht können auch nicht schulpflichtige jun-
ge Gefangene teilnehmen.

 (2) Daneben soll nach Möglichkeit Unterricht zur Erlangung anderer staatlich anerkannter Schulab-
schlüsse sowie lebenskundlicher Unterricht, Religionsunterricht oder Ethik und berufsbildender Unter-
richt auf Einzelgebieten erteilt werden.

 (3) Geeigneten jungen Gefangenen soll Gelegenheit zur Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung
oder Teilnahme an anderen ausbildenden oder weiterbildenden Maßnahmen gegeben werden.

§ 42
Freies Beschäftigungsverhältnis

 (1) Jungen Gefangenen kann gestattet werden, einer Arbeit, Berufsausbildung oder beruflichen Weiter-
bildung auf der Grundlage eines freien Beschäftigungsverhältnisses außerhalb der Jugendstrafanstalt
nachzugehen. Es soll vor allem der sozial erfolgreichen Eingliederung junger Gefangener dienen.

 (2) Das freie Beschäftigungsverhältnis darf nur angeordnet werden, wenn nicht zu befürchten ist, dass
sich junge Gefangene dem Vollzug der Jugendstrafe entziehen oder das freie Beschäftigungsverhältnis
zu Straftaten missbrauchen.

 (3) Jungen Gefangenen können für das freie Beschäftigungsverhältnis Weisungen erteilt werden.

 (4) Das freie Beschäftigungsverhältnis ist zu widerrufen, wenn junge Gefangene es missbrauchen oder
Weisungen nicht nachkommen.

 (5) Das freie Beschäftigungsverhältnis kann vor Antritt widerrufen werden, wenn Umstände bekannt
werden, die gegen die Durchführung sprechen.

 (6) Das Entgelt ist der Jugendstrafanstalt zur Gutschrift für die jungen Gefangenen zu überweisen.

§ 43
Soziales Training und Sprachkompetenz

 (1) Soziales Training kann förmliche Bildungsmaßnahmen, Arbeit oder Beschäftigung ergänzen, wenn
dies für die Erreichung des Erziehungsauftrags erforderlich ist.

 (2) Aus Gründen der Integration und zur Förderung der Sprachkompetenz sollen jungen Gefangenen, so-
weit erforderlich, Deutschkurse angeboten werden.

§ 44
Arbeitsentgelt, Freistellung von der Arbeit

und Anrechnung der Freistellung auf den Entlassungszeitpunkt

 (1) Die Arbeit wird anerkannt durch Arbeitsentgelt und Freistellung von der Arbeit, die auch als Freistel-
lung aus der Haft genutzt oder auf den Entlassungszeitpunkt angerechnet werden kann.

 (2) Üben junge Gefangene eine zugewiesene Arbeit, sonstige Beschäftigungen oder eine Hilfstätigkeit
aus, so erhalten sie ein Arbeitsentgelt. Der Bemessung des Arbeitsentgelts sind neun Prozent der Be-
zugsgröße nach § 18 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch zu Grunde zu legen. Ein Tagessatz ist der
zweihundertfünfzigste Teil der Eckvergütung; das Arbeitsentgelt kann nach einem Stundensatz bemes-
sen werden.

 (3) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der jungen Gefangenen und der Art der Arbeit gestuft wer-
den. 75 Prozent der Eckvergütung dürfen nur dann unterschritten werden, wenn die Arbeitsleistung jun-
ger Gefangener den Mindestanforderungen nicht genügt.

 (4) Üben junge Gefangene zugewiesene arbeitstherapeutische Beschäftigung aus, erhalten sie ein Ar-
beitsentgelt, soweit dies der Art ihrer Beschäftigung und Arbeitsleistung entspricht.
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 (5) Die Höhe des Arbeitsentgelts ist den jungen Gefangenen schriftlich bekannt zu geben.

 (6) Haben junge Gefangene zwei Monate lang zusammenhängend eine zugewiesene Tätigkeit oder eine
Hilfstätigkeit ausgeübt, so werden sie auf ihren Antrag hin einen Werktag von der Arbeit freigestellt. Die
Regelung des § 50 bleibt unberührt. Durch Zeiten, in denen junge Gefangene ohne Verschulden durch
Krankheit, Ausführung, Ausgang, Freistellung aus der Haft, Freistellung von der Arbeitspflicht oder sons-
tige nicht von ihnen zu vertretende Gründe an der Arbeitsleistung gehindert sind, wird die Frist nach
Satz 1 gehemmt. Beschäftigungszeiträume von weniger als zwei Monaten bleiben unberücksichtigt.

 (7) Junge Gefangene können beantragen, dass die Freistellung nach Absatz 6 Satz 1 in Form von Frei-
stellung aus der Haft gewährt wird. Die Arbeitsfreistellung darf nur angeordnet werden, wenn nicht zu
befürchten ist, dass sich junge Gefangene dem Vollzug der Jugendstrafe entziehen oder die Arbeitsfrei-
stellung zu Straftaten missbrauchen.

 (8) § 50 Abs. 3 gilt entsprechend.

 (9) Stellt die oder der junge Gefangene keinen Antrag nach Absatz 6 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 oder
kann die Freistellung nach Maßgabe der Regelung des Absatzes 7 Satz 2 nicht gewährt werden, so wird
die Freistellung nach Absatz 6 Satz 1 von der Jugendstrafanstalt auf den Entlassungszeitpunkt der oder
des jungen Gefangenen angerechnet.

 (10) Eine Anrechnung nach Absatz 9 ist ausgeschlossen

1. bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Rests einer Jugendstrafe zur Bewährung, soweit we-
gen des von der Entscheidung des Gerichts bis zur Entlassung verbleibenden Zeitraums eine An-
rechnung nicht mehr möglich ist,

 

2. wenn dies vom Gericht angeordnet wird, weil bei einer Aussetzung der Vollstreckung des Rests
einer Jugendstrafe zur Bewährung die Lebensverhältnisse des jungen Gefangenen oder die Wir-
kungen, die von der Aussetzung für ihn zu erwarten sind, die Vollstreckung bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt erfordern,

 

3. wenn nach § 456 a Abs. 1 StPO von der Vollstreckung abgesehen wird,

 

4. bei Entlassung junger Gefangener aus der Haft im Gnadenweg, soweit wegen des von der Gna-
denentscheidung bis zur Entlassung verbleibenden Zeitraums eine Anrechnung nicht mehr mög-
lich ist.

 

 (11) Soweit eine Anrechnung nach Absatz 10 ausgeschlossen ist, erhalten junge Gefangene bei der Ent-
lassung für ihre Tätigkeit nach Absatz 2 als Ausgleichsentschädigung zusätzlich 15 Prozent des nach
den Absätzen 2 und 3 gewährten Entgelts oder der Ausbildungsbeihilfe. Der Anspruch entsteht erst mit
der Entlassung; vor der Entlassung ist der Anspruch nicht verzinslich, nicht abtretbar und nicht vererb-
lich.

§ 45
Ausbildungsbeihilfe

 (1) Nehmen junge Gefangene an einer Berufsausbildung, beruflichen Weiterbildung, am Unterricht, am
sozialen Training, an Deutschkursen oder an anderen vergleichbaren Maßnahmen teil und sind sie zu
diesem Zweck von der Arbeitspflicht freigestellt, so erhalten sie eine Ausbildungsbeihilfe, soweit ihnen
keine Leistungen zum Lebensunterhalt zustehen, die freien Personen aus solchem Anlass gewährt wer-
den. Der Nachrang der Sozialhilfe nach § 2 Abs. 2 des Zwölften Buchs Sozialgesetzbuch wird nicht be-
rührt.

 (2) Für die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt § 44 Abs. 2 und 3 entsprechend.

 (3) Werden die Maßnahmen nach Absatz 1 stunden- oder tageweise durchgeführt, erhalten die jungen
Gefangenen eine Ausbildungsbeihilfe in Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsentgelts.

§ 46



- Seite 99 von 135 -

Haftkostenbeitrag

 (1) Von in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehenden jungen Gefangenen wird ein Haftkostenbei-
trag erhoben.

 (2) Der oder dem jungen Gefangenen muss ein Betrag verbleiben, der dem mittleren Arbeitsentgelt in
den Jugendstrafanstalten des Landes entspricht. Von der Geltendmachung des Anspruchs ist abzuse-
hen, soweit dies notwendig ist, um die Wiedereingliederung der oder des jungen Gefangenen in die Ge-
meinschaft nicht zu gefährden.

 (3) Der Haftkostenbeitrag wird in Höhe des Betrages erhoben, der nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 des Vierten
Buchs Sozialgesetzbuch durchschnittlich zum 1. Oktober des vorhergehenden Jahres zur Bewertung der
Sachbezüge festgesetzt ist. Bei Selbstverpflegung entfallen die für die Verpflegung vorgesehenen Beträ-
ge. Für den Wert der Unterkunft ist die festgesetzte Belegungsfähigkeit maßgebend. Der Haftkostenbei-
trag darf auch von dem unpfändbaren Teil der Bezüge, nicht aber zu Lasten des Hausgelds und der An-
sprüche unterhaltsberechtigter Angehöriger angesetzt werden.

§ 47
Überbrückungsgeld

 (1) Aus den in diesem Gesetz geregelten Bezügen und aus den Bezügen aus einem freien Beschäfti-
gungsverhältnis ist ein Überbrückungsgeld zu bilden, das den notwendigen Lebensunterhalt der jungen
Gefangenen und ihrer Unterhaltsberechtigten in den ersten vier Wochen nach der Entlassung sichern
soll.

 (2) Das Überbrückungsgeld wird den jungen Gefangenen bei der Entlassung in die Freiheit ausgezahlt.
Die Jugendstrafanstalt kann es ganz oder zum Teil den Personensorgeberechtigten, der Bewährungshil-
fe oder einer mit der Entlassenenbetreuung befassten Stelle überweisen, die darüber entscheiden, wie
das Geld innerhalb der ersten vier Wochen nach der Entlassung an die Entlassenen ausgezahlt wird. Die
Bewährungshilfe und die mit der Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, das Überbrü-
ckungsgeld von ihrem Vermögen gesondert zu halten. Mit Zustimmung der jungen Gefangenen kann
das Überbrückungsgeld auch an Unterhaltsberechtigte überwiesen werden.

 (3) Das Überbrückungsgeld kann für Ausgaben in Anspruch genommen werden, die der Eingliederung
der jungen Gefangenen dienen.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Überbrückungsgelds ist unpfändbar. Erreicht es nicht die in Absatz
1 bestimmte Höhe, so ist in Höhe des Unterschiedsbetrags auch der Anspruch auf Auszahlung des Ei-
gengelds unpfändbar. Bargeld entlassener junger Gefangener, an die wegen der nach Satz 1 oder Satz
2 unpfändbaren Ansprüche Geld ausgezahlt worden ist, ist für die Dauer von vier Wochen seit der Ent-
lassung insoweit der Pfändung nicht unterworfen, als es dem Teil der Ansprüche für die Zeit von der
Pfändung bis zum Ablauf der vier Wochen entspricht.

 (5) Absatz 4 gilt nicht bei einer Pfändung wegen der in § 850 d Abs. 1 Satz 1 ZPO bezeichneten Unter-
haltsansprüche. Den entlassenen jungen Gefangenen ist jedoch so viel zu belassen, als sie für ihren not-
wendigen Unterhalt und zur Erfüllung ihrer sonstigen gesetzlichen Unterhaltspflichten für die Zeit von
der Pfändung bis zum Ablauf von vier Wochen seit der Entlassung bedürfen.

§ 48
Taschen-, Haus- und Eigengeld

 (1) Jungen Gefangenen, die ohne Verschulden kein Arbeitsentgelt und keine Ausbildungsbeihilfe erhal-
ten, wird ein angemessenes Taschengeld gewährt, falls sie bedürftig sind. Nicht verbrauchtes Taschen-
geld ist bei der Bedürftigkeitsprüfung nicht zu berücksichtigen.

 (2) Junge Gefangene dürfen monatlich drei Siebtel von ihren in diesem Gesetz geregelten Bezügen und
das Taschengeld nach Absatz 1 für den Einkauf oder anderweitig verwenden.

 (3) Bezüge junger Gefangener, die nicht als Hausgeld, Haftkostenbeitrag oder Überbrückungsgeld in An-
spruch genommen werden, sind dem Eigengeld gutzuschreiben.
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 (4) Für junge Gefangene, die in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen, wird aus ihren Bezügen
ein angemessenes Hausgeld festgesetzt.

§ 49
Sondergeld

 (1) Für junge Gefangene kann monatlich ein Betrag in angemessener Höhe einbezahlt werden, der als
Sondergeld gutzuschreiben ist und wie Hausgeld genutzt werden kann.

 (2) Über Absatz 1 hinaus kann Sondergeld in angemessener Höhe für folgende Zwecke eingezahlt wer-
den:

1. Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und
Fortbildung, und

 

2. Maßnahmen zur Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten an-
lässlich vollzugsöffnender Maßnahmen.

 

 (3) Soweit das Guthaben des Sondergelds nach Absatz 1 die Summe von drei Monatseinzahlungen über-
steigt, ist es dem Überbrückungsgeld zuzuführen. Ist bereits ein Überbrückungsgeld in angemessener
Höhe gebildet, ist das Guthaben dem Eigengeld zuzuschreiben. Sondergeld im Sinne von Absatz 2 ist
dem Eigengeld zuzuschreiben, wenn es zum bezeichneten Zweck nicht eingesetzt werden kann und ei-
ne Rückerstattung an die Einzahler nicht möglich ist.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Sondergelds nach Absatz 1 und 2 ist unpfändbar.

§ 50
Freistellung von der Arbeitspflicht

 (1) Haben junge Gefangene ein Jahr lang eine zugewiesene Tätigkeit oder Hilfstätigkeiten ausgeübt, so
können sie beanspruchen, 18 Werktage von der Arbeitspflicht freigestellt zu werden. Zeiten, in denen
junge Gefangene infolge Krankheit an ihrer Arbeitsleistung verhindert waren, werden auf das Jahr bis zu
sechs Wochen jährlich angerechnet.

 (2) Auf die Zeit der Freistellung von der Arbeit wird die Freistellung aus der Haft angerechnet, soweit sie
in die Arbeitszeit fällt und nicht wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung oder des Todes einer oder
eines Angehörigen erteilt worden ist.

 (3) Die jungen Gefangenen erhalten für die Zeit der Freistellung ihre zuletzt gezahlten Bezüge weiter.

 (4) Urlaubsregelungen der Beschäftigungsverhältnisse außerhalb des Jugendstrafvollzugs bleiben unbe-
rührt.

§ 51
Rechtsverordnung

 Das Justizministerium wird ermächtigt, zur Durchführung der §§ 44 und 45 im Einvernehmen mit dem Fi-
nanz- und Wirtschaftsministerium die Vergütungsstufen und die Höhe der Vergütung in den einzelnen
Vergütungsstufen einschließlich der Gewährung von Zulagen durch Rechtsverordnung zu regeln.

§ 52
Einbehaltung von Beitragsteilen

 Soweit die Jugendstrafanstalt Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten hat, kann sie von
dem Arbeitsentgelt einen Betrag einbehalten, der dem Anteil der oder des jungen Gefangenen am Bei-
trag entsprechen würde, wenn sie diese Bezüge als Arbeitnehmer erhielten.

Abschnitt 9

Freizeit
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§ 53
Allgemeines

 (1) Die jungen Gefangenen sind zur Teilnahme und Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu
motivieren und anzuleiten.

 (2) Sie sollen insbesondere an Unterricht, einschließlich Fernunterricht, Lehrgängen und sonstigen Ver-
anstaltungen der Weiterbildung, Freizeitgruppen und Gruppengesprächen teilnehmen und ermutigt wer-
den, den verantwortungsvollen Umgang mit neuen Medien zu erlernen und zu praktizieren sowie eine
Bücherei zu benutzen.

 (3) Jugendgemäße Angebote zur sportlichen Betätigung, insbesondere während des Aufenthalts im Frei-
en sind vorzuhalten, um den jungen Gefangenen eine sportliche Betätigung von mindestens zwei Stun-
den wöchentlich zu ermöglichen. Die jungen Gefangenen sind zur Teilnahme am Sport zu motivieren
und sportpädagogisch anzuleiten.

§ 54
Besitz von Gegenständen zur Freizeitbeschäftigung

 (1) Junge Gefangene dürfen in angemessenem Umfang Bücher und andere Gegenstände zur Freizeitbe-
schäftigung besitzen. Die Angemessenheit des Umfangs kann auch an der in der Jugendstrafanstalt ver-
fügbaren Kapazität für Haftraumkontrollen und am Wert eines Gegenstands ausgerichtet werden.

 (2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der Besitz, die Überlassung oder die Benutzung des Gegenstands

1. mit Strafe oder Geldbuße bedroht wäre,

 

2. das Erreichen des Erziehungsziels oder die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt ge-
fährdet würde oder

 

3. die Überprüfung des Gegenstands auf eine mögliche missbräuchliche Verwendung mit vertretba-
rem Aufwand von der Jugendstrafanstalt nicht leistbar ist.

 

 (3) Die Zulassung von bestimmten Gerätetypen, insbesondere der elektronischen Unterhaltungsmedi-
en, durch die Jugendstrafanstalt kann der Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorbehalten sein. Die Auf-
sichtsbehörde kann allgemeine Richtlinien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine ohne Zustim-
mung nach Satz 1 erfolgte Zulassung kann zurückgenommen werden.

 (4) Die Erlaubnis kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 widerrufen werden.

§ 55
Hörfunk und Fernsehen

 (1) Der Besitz von Hörfunk- und Fernsehgeräten ist nach Maßgabe des § 54 zulässig.

 (2) Die Jugendstrafanstalt kann den Betrieb von Empfangsanlagen und die Ausgabe von Hörfunk- und
Fernsehgeräten einem Dritten übertragen. Sofern sie hiervon Gebrauch macht, können junge Gefange-
ne nicht den Besitz von eigenen Geräten verlangen.

 (3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter entscheidet über die Einspeisung der Programme in die
Empfangsanlage der Jugendstrafanstalt. Vor der Entscheidung soll die Gefangenenmitverantwortung ge-
hört werden.

 (4) Der Empfang von Bezahlfernsehen und der Einsatz von zusätzlichen Empfangseinrichtungen im
Haftraum sind nicht statthaft.

§ 56
Zeitungen und Zeitschriften



- Seite 102 von 135 -

 Junge Gefangene dürfen Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der
Jugendstrafanstalt beziehen. § 54 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 10

Sicherheit und Ordnung

§ 57
Grundsatz

 (1) Das Verantwortungsbewusstsein der jungen Gefangenen für ein geordnetes Zusammenleben in der
Jugendstrafanstalt ist zu wecken und zu fördern.

 (2) Die Pflichten und Beschränkungen, die jungen Gefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit
oder Ordnung der Jugendstrafanstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem angemes-
senen Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die jungen Gefangenen nicht mehr und nicht länger als
notwendig beeinträchtigen.

§ 58
Verhaltensvorschriften

 (1) Die jungen Gefangenen haben sich nach der Tageseinteilung der Jugendstrafanstalt (Arbeitszeit,
Freizeit, Ruhezeit) zu richten. Sie dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Vollzugsbediensteten, Mitgefan-
genen und anderen Personen das geordnete Zusammenleben nicht stören.

 (2) Die jungen Gefangenen haben die Anordnungen der Vollzugsbediensteten zu befolgen, auch wenn
sie sich durch sie beschwert fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis
verlassen.

 (3) Die jungen Gefangenen haben ihren Haftraum und die ihnen von der Jugendstrafanstalt überlasse-
nen Sachen in Ordnung zu halten und schonend zu behandeln.

 (4) Die jungen Gefangenen haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr
für die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 59
Persönlicher Gewahrsam und Umgang mit Geld

 (1) Die jungen Gefangenen dürfen nur Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihnen von der
Jugendstrafanstalt oder mit ihrer Zustimmung überlassen werden. Ohne Zustimmung dürfen sie Sachen
weder abgeben noch annehmen, außer solche von geringem Wert. Die Jugendstrafanstalt kann die Ab-
gabe, Annahme und den Gewahrsam auch dieser Sachen von ihrer Zustimmung abhängig machen.

 (2) Eingebrachte Sachen, die die jungen Gefangenen nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie auf-
zubewahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich ist. Eingebrachtes Geld wird als Eigengeld gut-
geschrieben. Den jungen Gefangenen wird Gelegenheit gegeben, ihre Sachen, die sie während des Voll-
zugs und für die Entlassung nicht benötigen, abzusenden oder über das Eigengeld zu verfügen, soweit
dieses nicht als Überbrückungsgeld notwendig ist.

 (3) Weigern sich junge Gefangene, eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art oder Um-
fang nicht möglich ist, aus der Jugendstrafanstalt zu verbringen, so ist die Anstalt berechtigt, diese auf
Kosten der oder des jungen Gefangenen aus der Jugendstrafanstalt entfernen zu lassen.

 (4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer Justiz-
vollzugsanstalt vermitteln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

 (5) Die jungen Gefangenen haben grundsätzlich kein Bargeld zur Verfügung. Die Anstaltsleiterin oder
der Anstaltsleiter kann für die Jugendstrafanstalt, für bestimmte Bereiche der Anstalt, einzelne Gruppen
von jungen Gefangenen oder im Einzelfall anordnen, dass Geld bar ausbezahlt und selbständig verwal-
tet wird, wenn dadurch die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt nicht beeinträchtigt wird.

§ 60
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Durchsuchung und Kontrollen auf Suchtmittelmissbrauch

 (1) Junge Gefangene, ihre Sachen und die Hafträume dürfen durchsucht werden. Die Durchsuchung
männlicher junger Gefangener darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher junger Gefangener
darf nur von Frauen vorgenommen werden; dies gilt nicht für das Absuchen der Gefangenen mit techni-
schen Mitteln oder mit sonstigen Hilfsmitteln. Das Schamgefühl ist zu schonen.

 (2) Nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters oder bei Gefahr im Verzug ist es im
Einzelfall zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie
darf bei männlichen jungen Gefangenen nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen jungen Gefan-
genen nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. An-
dere Gefangene dürfen nicht anwesend sein.

 (3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass junge Gefangene bei der
Aufnahme, nach Kontakten mit Besuchern und nach jeder Abwesenheit von der Jugendstrafanstalt nach
Absatz 2 durchsucht werden können.

 (4) Junge Gefangene können Suchtmittelkontrollen unterzogen werden, wenn der Verdacht besteht,
dass sie Suchtmittel besitzen oder konsumieren. Die ergriffenen Maßnahmen dürfen nicht mit einem
körperlichen Eingriff verbunden sein. Bei jungen Gefangenen, die die Mitwirkung an der Durchführung
der Kontrolle verweigern, ist in der Regel davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

§ 61
Sichere Unterbringung

 Junge Gefangene können in eine andere Justizvollzugsanstalt verlegt werden, die zu ihrer sicheren Un-
terbringung besser geeignet ist, wenn bei ihnen in erhöhtem Maß Fluchtgefahr besteht oder ihr Verhal-
ten oder ihr Zustand eine Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Jugendstrafanstalt darstellt.

§ 62
Festnahmerecht

 Junge Gefangene, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Jugendstrafanstalt
aufhalten, können durch die Jugendstrafanstalt oder auf ihre Veranlassung hin festgenommen und in die
Jugendstrafanstalt oder die Einrichtung zurückgebracht werden, solange ein unmittelbarer Bezug zum
Vollzug der Jugendstrafe besteht.

§ 63
Besondere Sicherungsmaßnahmen

 (1) Gegen junge Gefangene können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach
ihrem Verhalten oder auf Grund ihres seelischen Zustands in erhöhtem Maß die Gefahr der Flucht, von
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.

 (2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

 

2. die Beobachtung bei Nacht,

 

3. die Absonderung von anderen Gefangenen,

 

4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,

 

5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände
und

 

6. die Fesselung.
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 (3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nr. 1, 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befreiung oder
eine erhebliche Störung der Anstaltsordnung anders nicht vermieden oder behoben werden kann.

 (4) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn
aus anderen Gründen als denen des Absatzes 1 Fluchtgefahr besteht.

 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur soweit aufrechterhalten werden, wie es ihr Zweck er-
fordert.

§ 64
Einzelhaft

 (1) Die unausgesetzte Absonderung junger Gefangener ist nur zulässig, wenn dies aus Gründen, die in
der Person der oder des jungen Gefangenen liegen, unerlässlich ist.

 (2) Einzelhaft von mehr als einer Woche Gesamtdauer in einem Jahr bedarf der Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbrochen, dass die oder der junge Gefangene am Got-
tesdienst oder am gemeinschaftlichen Aufenthalt im Freien teilnimmt.

§ 65
Fesselung

 In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse der
jungen Gefangenen kann die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter eine andere Art der Fesselung an-
ordnen. Die Fesselung wird zeitweise gelockert oder aufgehoben, soweit dies notwendig ist.

§ 66
Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen

 (1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr
im Verzug können auch andere Bedienstete der Jugendstrafanstalt diese Maßnahmen vorläufig anord-
nen. Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

 (2) Werden junge Gefangene ärztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den
Anlass der Maßnahme, ist vorher die Ärztin oder der Arzt zu hören. Ist dies wegen Gefahr im Verzug
nicht möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich eingeholt.

§ 67
Ärztliche Überwachung

 (1) Sind junge Gefangene in einem besonders gesicherten Haftraum untergebracht oder gefesselt,
sucht sie die Ärztin oder der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei einer
Fesselung während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transports.

 (2) Solange jungen Gefangenen der tägliche Aufenthalt im Freien entzogen wird, ist regelmäßig eine
ärztliche Stellungnahme einzuholen.

§ 68
Ersatz von Aufwendungen

 (1) Junge Gefangene sind verpflichtet, der Jugendstrafanstalt Aufwendungen zu ersetzen, die sie durch
eine vorsätzlich oder grob fahrlässig begangene Selbstverletzung oder Verletzung anderer Gefangener
verursacht haben. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

 (2) Die Jugendstrafanstalt kann bei der Geltendmachung von Forderungen nach Absatz 1 oder wegen ei-
ner vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung fremden Eigentums durch junge Gefangene auch
einen den dreifachen Tagessatz der Eckvergütung nach § 44 Abs. 2 übersteigenden Teil des Hausgelds
in Anspruch nehmen.

 (3) Für die in Absatz 1 genannten Forderungen ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.
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 (4) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen der in den Absätzen 1 und 2 genannten Forderun-
gen ist abzusehen, wenn hierdurch die Erziehung der oder des jungen Gefangenen oder ihre Eingliede-
rung behindert würde.

Abschnitt 11

Unmittelbarer Zwang

§ 69
Allgemeine Voraussetzungen

 (1) Bedienstete der Jugendstrafanstalten dürfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs-
und Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere
Weise erreicht werden kann.

 (2) Gegen andere Personen als junge Gefangene darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn
sie es unternehmen, junge Gefangene zu befreien oder in den Anstaltsbereich widerrechtlich einzudrin-
gen, oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

 (3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang auf Grund anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 70
Begriffsbestimmungen

 (1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre
Hilfsmittel und durch Waffen.

 (2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

 (3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln.

 (4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- und Schusswaffen sowie Reizstoffe.

§ 71
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

 (1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen
zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.

 (2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 72
Handeln auf Anordnung

 (1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind Voll-
zugsbedienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

 (2) Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgen
Vollzugsbedienstete sie trotzdem, trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennen oder wenn es nach den
ihnen bekannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

 (3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung haben die Vollzugsbediensteten der anordnen-
den Person gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Umständen möglich ist. Abweichende Vor-
schriften des allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung solcher Bedenken an Vorgesetzte sind
nicht anzuwenden.

§ 73
Androhung
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 Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Um-
stände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechts-
widrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Ge-
fahr abzuwenden.

§ 74
Allgemeine Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig,
wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird.

 (2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Vollzugsbediensteten gebrauchen und nur, um an-
griffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte
mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.

 (3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss.
Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 75
Besondere Vorschriften für den Schusswaffengebrauch

 (1) Gegen junge Gefangene dürfen Schusswaffen gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung
nicht ablegen,

 

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder

 

3. um ihre Flucht zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen.

 

 (2) Um die Flucht aus einer Einrichtung, in der überwiegend Jugendliche untergebracht sind, aus einer
offenen Jugendstrafanstalt oder aus dem Jugendstrafvollzug in freier Form zu vereiteln, dürfen keine
Schusswaffen gebraucht werden.

 (3) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Gefan-
gene gewaltsam zu befreien oder gewaltsam in eine Jugendstrafanstalt einzudringen.

§ 76
Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge

 (1) Medizinische Untersuchung und Behandlung sowie Ernährung sind zwangsweise nur bei Lebensge-
fahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Gesundheit einer oder eines jungen Gefangenen oder bei Ge-
fahr für die Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maßnahmen müssen für die Beteiligten zumut-
bar und dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder Gesundheit der oder des jungen Gefangenen
verbunden sein. Zur Durchführung der Maßnahmen ist die Jugendstrafanstalt nicht verpflichtet, solange
von einer freien Willensbestimmung der oder des jungen Gefangenen ausgegangen werden kann.

 (2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist die zwangsweise körperliche Untersuchung außer im
Fall des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit einem körperlichen Eingriff verbunden ist.

 (3) Die Maßnahmen dürfen nur auf Anordnung und unter Leitung einer Ärztin oder eines Arztes durch-
geführt werden, unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, dass eine Ärztin oder ein Arzt nicht
rechtzeitig erreichbar und mit einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.

Abschnitt 12

Erzieherische Maßnahmen und Disziplinarmaßnahmen
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§ 77
Voraussetzungen

 (1) Verstoßen junge Gefangene schuldhaft gegen Pflichten, die ihnen durch dieses Gesetz oder auf
Grund dieses Gesetzes auferlegt sind, können gegen sie möglichst in engem zeitlichen Zusammenhang
mit der Pflichtverletzung Maßnahmen angeordnet werden, die geeignet sind, ihnen ihr Fehlverhalten be-
wusst zu machen. Als erzieherische Maßnahmen kommen namentlich in Betracht das erzieherische Ge-
spräch, die Konfliktschlichtung, die Verwarnung, die Erteilung von Weisungen und Auflagen sowie be-
schränkende Anordnungen in Bezug auf die Freizeitgestaltung bis zur Dauer von einer Woche. Erziehe-
rische Maßnahmen sollen möglichst nur angeordnet werden, wenn die Verfehlung mit den zu beschrän-
kenden oder zu entziehenden Befugnissen im Zusammenhang steht.

 (2) Reichen erzieherische Maßnahmen nicht aus, können gegen junge Gefangene Disziplinarmaßnah-
men angeordnet werden.

 (3) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch zulässig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Buß-
geldverfahren eingeleitet wird.

§ 78
Arten der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Die zulässigen Disziplinarmaßnahmen sind:

1. die Beschränkung oder der Entzug der Verfügung über das Hausgeld, das Sondergeld und des
Einkaufs bis zu zwei Monaten,

 

2. die Beschränkung oder der Entzug des Hörfunk- und Fernsehempfangs bis zu zwei Monaten; der
gleichzeitige Entzug jedoch nur bis zu zwei Wochen,

 

3. die Beschränkung oder der Entzug der Gegenstände für eine Beschäftigung in der Freizeit oder
der Teilnahme an gemeinschaftlichen Veranstaltungen bis zu zwei Monaten,

 

4. die getrennte Unterbringung während der Freizeit bis zu vier Wochen,

 

5. der Entzug der zugewiesenen Arbeit oder Beschäftigung bis zu vier Wochen unter Wegfall der in
diesem Gesetz geregelten Bezüge,

 

6. die Beschränkung des Verkehrs mit Personen außerhalb der Jugendstrafanstalt auf dringende Fäl-
le bis zu drei Monaten,

 

7. Arrest bis zu zwei Wochen.

 

 (2) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederholter Verfehlungen verhängt werden.

 (3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbunden werden.

§ 79
Vollstreckung und Vollzug der Disziplinarmaßnahmen

 (1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

 (2) Eine Disziplinarmaßnahme kann ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausge-
setzt werden.

 (3) Wird die Verfügung über das Haus- oder Sondergeld beschränkt oder entzogen, ist das in dieser Zeit
anfallende Geld dem Überbrückungsgeld hinzuzurechnen.

 (4) Wird der Verkehr von jungen Gefangenen mit Personen außerhalb der Jugendstrafanstalt einge-
schränkt, ist ihnen Gelegenheit zu geben, dies einer Person, mit der sie im Schriftwechsel stehen oder
die sie zu besuchen pflegt, mitzuteilen. Der Schriftwechsel mit den in § 22 genannten Empfängern, mit
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Gerichten und Justizbehörden in Deutschland sowie mit Rechtsanwälten und Notaren in einer die jungen
Gefangenen betreffenden Rechtssache bleibt unbeschränkt.

 (5) Arrest wird in Einzelhaft vollzogen. Die jungen Gefangenen können in einem besonderen Arrestraum
untergebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag
und Nacht bestimmten Haftraum gestellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet wird, ruhen die Be-
fugnisse der jungen Gefangenen aus den §§ 13 und 14 Abs. 1 sowie den §§ 16, 40, 41 und 53 bis 56.

§ 80
Disziplinarbefugnis

 (1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf
dem Weg in eine andere Justizvollzugsanstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter
der Bestimmungsanstalt zuständig. Die Befugnis, Disziplinarmaßnahmen nach § 78 anzuordnen, kann
nur auf Mitglieder der Anstalts- oder Vollzugsabteilungsleitung übertragen werden.

 (2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich die Verfehlung junger Gefangener gegen die Anstalts-
leiterin oder den Anstaltsleiter richtet.

 (3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen junge Gefangene in einer anderen Justizvollzugsanstalt oder wäh-
rend einer Untersuchungshaft angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt, soweit sie
nicht auf Bewährung ausgesetzt sind. § 79 Abs. 2 bleibt unberührt.

§ 81
Disziplinarverfahren

 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Die jungen Gefangenen werden gehört. Die Erhebungen werden in ei-
ner Niederschrift festgelegt; die Einlassung der oder des jungen Gefangenen wird vermerkt.

 (2) Bei schweren Verstößen soll sich die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter vor der Entscheidung mit
Personen besprechen, die bei der Erziehung der oder des jungen Gefangenen mitwirken. Vor der Anord-
nung einer Disziplinarmaßnahme gegen junge Gefangene in ärztlicher Behandlung, gegen Schwangere
oder stillende Mütter ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.

 (3) Die Entscheidung wird der oder dem jungen Gefangenen von der Anstaltsleiterin oder dem Anstalts-
leiter oder im Fall einer Übertragung der Disziplinarbefugnis nach § 80 Abs. 1 Satz 3 von der beauftrag-
ten Person mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

§ 82
Ärztliche Mitwirkung

 (1) Bevor der Arrest vollzogen wird, ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Während des Arrests
steht die oder der junge Gefangene unter ärztlicher Aufsicht.

 (2) Der Vollzug des Arrests unterbleibt oder wird unterbrochen, wenn die Gesundheit der oder des jun-
gen Gefangenen gefährdet würde.

Abschnitt 13

Entlassungsvorbereitung, Entlassung und Nachsorge

§ 83
Entlassungsvorbereitung und Nachsorge

 (1) Die Jugendstrafanstalt arbeitet frühzeitig, möglichst sechs Monate vor der voraussichtlichen Entlas-
sung von jungen Gefangenen, mit Institutionen und Personen, namentlich der Bewährungshilfe, zusam-
men, insbesondere um den jungen Gefangenen Arbeit, eine Wohnung und ein soziales Umfeld für die
Zeit nach der Entlassung zu vermitteln und um es zu ermöglichen, eine im Vollzug begonnene Behand-
lung fortzuführen.

 (2) Hierzu können junge Gefangene nach Anhörung des Vollstreckungsleiters bis zu vier Monate freige-
stellt werden. Die Entlassungsfreistellung darf nur angeordnet werden, wenn junge Gefangene ihre Mit-
wirkungspflicht erfüllen und nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Jugendstrafe entzie-



- Seite 109 von 135 -

hen oder die Entlassungsfreistellung zu Straftaten missbrauchen werden. Für den Aufenthalt können ih-
nen Weisungen erteilt werden.

§ 84
Entlassungsbeihilfe

 (1) Junge Gefangene erhalten, soweit ihre eigenen Mittel nicht ausreichen, bei ihrer Entlassung aus der
Haft von der Jugendstrafanstalt eine Beihilfe zu den Reisekosten sowie erforderlichenfalls ausreichende
Kleidung. Bedürftige junge Gefangene erhalten darüber hinaus eine Beihilfe, die sie in die Lage versetzt,
ohne Inanspruchnahme fremder Hilfe ihren notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten, bis sie ihn vor-
aussichtlich anderweitig decken können. Die Jugendstrafanstalt kann die Überbrückungsbeihilfe ganz
oder teilweise der Bewährungshilfe oder einer mit der Entlassenenbetreuung befassten Stelle überwei-
sen, die darüber entscheidet, wie das Geld nach der Entlassung an die jungen Gefangenen ausbezahlt
wird. Die Bewährungshilfe und die mit der Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, die
Überbrückungsbeihilfe von ihrem Vermögen gesondert zu halten.

 (2) Der Anspruch auf Beihilfe zu den Reisekosten und die ausgezahlte Reisebeihilfe sind unpfändbar. Für
den Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe und für Bargeld nach Auszahlung einer Überbrückungsbeihilfe
an junge Gefangene gilt § 47 Abs. 4 Satz 1 und 3 und Abs. 5 entsprechend.

§ 85
Entlassungszeitpunkt

 (1) Junge Gefangene sind am letzten Tag der Strafzeit möglichst frühzeitig zu entlassen.

 (2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf Tage vorverlegt werden, wenn dringende Gründe dafür
vorliegen, dass die oder der junge Gefangene zu ihrer oder seiner Eingliederung hierauf angewiesen ist.
Dies ist regelmäßig anzunehmen, wenn der Entlassungszeitpunkt auf ein Wochenende oder auf einen
gesetzlichen Feiertag fällt. Die Vorverlegung des Entlassungszeitpunkts muss im Hinblick auf die Länge
der Strafzeit vertretbar sein.

 (3) Jungen Gefangenen kann auf Antrag und mit Zustimmung der Personensorgeberechtigten nach der
Entlassung vorübergehend und aus wichtigem Grund gestattet werden, eine in der Jugendstrafanstalt
begonnene Ausbildungs- oder Behandlungsmaßnahme abzuschließen. Hierzu oder aus sozialen Gründen
können junge Gefangene über den Entlassungszeitpunkt hinaus in der Jugendstrafanstalt verbleiben.
Das gilt auch, wenn eine Wiederaufnahme nach der Entlassung vorübergehend gerechtfertigt erscheint,
um das Erreichen des Erziehungsauftrags nicht erneut zu gefährden. Der Antrag, die Zustimmung der
Personensorgeberechtigten und die Gestattung sind jederzeit widerruflich.

 (4) Nach dem Entlassungszeitpunkt oder der Wiederaufnahme sind die Vorschriften dieses Gesetzes mit
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass vollzugliche Maßnahmen nicht mit unmittelbarem Zwang
durchgesetzt werden dürfen.

Abschnitt 14

Beschwerderecht und Rechtsbehelfe

§ 86
Beschwerderecht und Rechtsbehelfe

 (1) Die jungen Gefangenen haben das Recht, sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in An-
gelegenheiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden. Regel-
mäßige Sprechstunden sind einzurichten.

 (2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Jugendstrafanstalt, so ist zu gewährleisten, dass die
jungen Gefangenen sich in sie selbst betreffenden Angelegenheiten an diese wenden können.

 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt. Eingaben, Beschwerden und
Dienstaufsichtsbeschwerden, die nach Form oder Inhalt nicht den im Verkehr mit Behörden üblichen An-
forderungen entsprechen oder bloße Wiederholungen enthalten, brauchen nicht beschieden zu werden.
Die jungen Gefangenen sind entsprechend zu unterrichten. Eine Überprüfung des Vorbringens von Amts
wegen bleibt unberührt.
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 (4) § 92 des Jugendgerichtsgesetzes über das gerichtliche Verfahren bleibt unberührt.

Abschnitt 15

Entwicklung und Forschung

§ 87
Fortentwicklung, Jugendkriminologische Forschung

 (1) Der Jugendstrafvollzug ist fortzuentwickeln. Maßnahmen zur Erziehung der jungen Gefangenen sind
auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren und auf ihre Wirk-
samkeit zu überprüfen.

 (2) Der Jugendstrafvollzug, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die Umsetzung sei-
ner Leitlinien und die Erziehungsmaßnahmen sowie deren Wirkungen auf das Erziehungsziel, wird re-
gelmäßig durch den kriminologischen Dienst in Zusammenarbeit mit Hochschulen oder anderen Stellen
wissenschaftlich begleitet und erforscht.

 (3) In die Untersuchung ist einzubeziehen, ob die jungen Gefangenen nach der Entlassung in der Lage
sind, in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.

 (4) Die Leitung der jugendkriminologischen Forschung obliegt der Aufsichtsbehörde.

Abschnitt 16

Vorbehaltene Sicherungsverwahrung

§ 88
Vorbehaltene Sicherungsverwahrung

 (1) Ist bei Gefangenen im Vollzug der Jugendstrafe die Anordnung der Sicherungsverwahrung vorbehal-
ten, gelten die Vorschriften bei angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung im Vollzug der
Freiheitsstrafe (§§ 97 bis 103 JVollzGB III) entsprechend.

 (2) § 7 Absatz 3 JGG bleibt unberührt.

Buch 5

Vollzug der Sicherungsverwahrung
(JVollzGB V)

Abschnitt 1

Grundsätze

§ 1
Ziele des Vollzugs

 Der Vollzug der Sicherungsverwahrung dient dem Ziel, die Gefährlichkeit der Untergebrachten für die
Allgemeinheit so zu mindern, dass die Vollstreckung der Unterbringung möglichst bald zur Bewährung
ausgesetzt oder für erledigt erklärt werden kann. Im Vollzug der Sicherungsverwahrung sollen die Un-
tergebrachten fähig werden, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.

§ 2
Gestaltung des Vollzugs

 (1) Die Untergebrachten sind unter Achtung ihrer Grund- und Menschenrechte zu behandeln. Niemand
darf unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung unterworfen werden.

 (2) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung ist freiheitsorientiert und therapiegerichtet auszugestalten.
Den Untergebrachten sind die zur Erreichung der Vollzugsziele erforderlichen Behandlungs- und Betreu-
ungsmaßnahmen anzubieten.
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 (3) Das Leben im Vollzug ist den allgemeinen Lebensverhältnissen soweit wie möglich anzugleichen. Es
soll den Bezug zum Leben außerhalb des Vollzugs erhalten, die Untergebrachten in ihrer Eigenverant-
wortung stärken und ihnen helfen, sich in das Leben in Freiheit einzugliedern. Schädlichen Folgen des
Freiheitsentzugs ist entgegenzuwirken. Die Untergebrachten sind vor Übergriffen zu schützen.

 (4) Bei der Gestaltung des Vollzugs und bei allen Einzelmaßnahmen werden die unterschiedlichen Le-
benslagen und Bedürfnisse der Untergebrachten, insbesondere im Hinblick auf Alter, Geschlecht und
Herkunft, berücksichtigt.

§ 3
Mitwirkung und Motivierung

 (1) Die Erreichung der Vollzugsziele erfordert die Mitwirkung der Untergebrachten. Ihre Bereitschaft
hierzu ist fortwährend zu wecken und zu fördern. Die Motivationsmaßnahmen sind zu dokumentieren.

 (2) Zur Motivierung können auch besondere Vergünstigungen gewährt oder bereits gewährte besonde-
re Vergünstigungen wieder entzogen werden. Die Ansprüche der Untergebrachten nach diesem Gesetz
bleiben unberührt.

§ 4
Stellung der Untergebrachten

 (1) Die Untergebrachten unterliegen den in diesem Gesetz vorgesehenen Beschränkungen ihrer Frei-
heit. Soweit das Gesetz eine besondere Regelung nicht enthält, dürfen ihnen nur solche Beschränkun-
gen auferlegt werden, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder zur Abwendung einer schwerwie-
genden Störung der Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder zum Schutz der Allgemeinheit vor erhebli-
chen Straftaten unerlässlich sind.

 (2) Von mehreren geeigneten Maßnahmen ist diejenige zu wählen, die die Untergebrachten voraussicht-
lich am wenigsten beeinträchtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem an-
gestrebten Erfolg erkennbar außer Verhältnis steht. Sie ist nur so lange zulässig, bis ihr Zweck erreicht
ist oder nicht mehr erreicht werden kann.

Abschnitt 2

Aufnahme und Behandlung

§ 5
Aufnahmeverfahren

 (1) Bei der Aufnahme werden die Untergebrachten über ihre Rechte und Pflichten in einer für sie ver-
ständlichen Form unterrichtet. Mit den Untergebrachten ist unverzüglich ein Zugangsgespräch zu füh-
ren, in dem sie auch über die Ausgestaltung der Unterbringung informiert werden.

 (2) Nach der Aufnahme werden die Untergebrachten alsbald ärztlich untersucht und der Anstaltsleiterin
oder dem Anstaltsleiter oder den von diesen beauftragten Bediensteten vorgestellt. Beim Aufnahmever-
fahren und bei der ärztlichen Untersuchung dürfen andere Untergebrachte oder Gefangene nicht zuge-
gen sein; Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der oder des Untergebrachten.

§ 6
Behandlungsuntersuchung

 (1) An das Aufnahmeverfahren schließt sich zur Vorbereitung der Vollzugsplanung unverzüglich eine
umfassende Behandlungsuntersuchung unter Berücksichtigung wissenschaftlicher Erkenntnisse an.

 (2) Die Behandlungsuntersuchung erstreckt sich auf alle Umstände, deren Kenntnis für eine planvolle
Behandlung der Untergebrachten und für die Beurteilung ihrer Gefährlichkeit maßgeblich sind. Im Rah-
men der Behandlungsuntersuchung sind insbesondere die Ursachen der Straftaten, die individuellen
Risikofaktoren sowie der Behandlungsbedarf, die Behandlungsfähigkeit und die Behandlungsmotivati-
on der Untergebrachten festzustellen. Gleichzeitig sollen die Fähigkeiten der Untergebrachten ermittelt
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werden, deren Stärkung ihrer Gefährlichkeit entgegenwirken kann. Erkenntnisse aus vorangegangenen
Freiheitsentziehungen sind einzubeziehen.

 (3) Bei der Behandlungsuntersuchung wirken Bedienstete verschiedener Fachrichtungen in enger Ab-
stimmung zusammen. Soweit dies erforderlich ist, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Unterge-
brachten wirken an der Behandlungsuntersuchung mit.

§ 7
Vollzugsplan

 (1) Aufgrund der Behandlungsuntersuchung wird unverzüglich ein Vollzugsplan erstellt, der die individu-
ellen Behandlungsziele festlegt und die zu ihrer Erreichung geeigneten und erforderlichen Maßnahmen
benennt. Der Vollzugsplan enthält mindestens Angaben über

1. psychiatrische, psychotherapeutische oder sozialtherapeutische Behandlungsmaßnahmen,

 

2. andere Einzel- oder Gruppenbehandlungsmaßnahmen,

 

3. Maßnahmen zur Förderung der Behandlungsmotivation,

 

4. die Unterbringung in einer anderen sozialtherapeutischen Einrichtung,

 

5. die Zuweisung zu Wohngruppen,

 

6. Art und Umfang der Beschäftigung,

 

7. Maßnahmen zur Gestaltung der Freizeit,

 

8. Maßnahmen zur Ordnung der finanziellen Verhältnisse,

 

9. Maßnahmen zur Ordnung der familiären Verhältnisse,

 

10. Maßnahmen zur Förderung von Außenkontakten,

 

11. Maßnahmen zur Vorbereitung eines sozialen Empfangsraums,

 

12. vollzugsöffnende Maßnahmen sowie

 

13. Entlassungsvorbereitung und Nachsorge.

 

 (2) Der Vollzugsplan ist fortlaufend auf seine Umsetzung hin zu überprüfen und mit der Entwicklung der
Untergebrachten sowie mit weiteren für die Behandlung bedeutsamen Erkenntnissen in Einklang zu hal-
ten. Hierfür sind im Vollzugsplan angemessene Fristen vorzusehen, die sechs Monate nicht übersteigen
sollen.

 (3) Zur Vorbereitung der Aufstellung und Fortschreibung des Vollzugsplans werden Konferenzen mit den
an der Vollzugsgestaltung maßgeblich Beteiligten durchgeführt. An der Behandlung mitwirkende Perso-
nen außerhalb des Vollzugs sollen in die Planung einbezogen werden; sie können mit Zustimmung der
Untergebrachten auch an den Konferenzen beteiligt werden.

 (4) Der Vollzugsplan wird mit der Billigung durch die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter wirksam.
Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass der Vollzugsplan in bestimmten Fällen erst mit ihrer
Zustimmung wirksam wird.

 (5) Die Vollzugsplanung wird mit den Untergebrachten erörtert. Ihnen wird Gelegenheit gegeben, eine
Stellungnahme in der Vollzugsplankonferenz abzugeben. Der Vollzugsplan ist ihnen auszuhändigen.

§ 8
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Behandlung

 (1) Den Untergebrachten sind die zur Erreichung der Vollzugsziele erforderlichen Behandlungsmaßnah-
men anzubieten. Diese haben wissenschaftliche Erkenntnisse zu berücksichtigen. Soweit standardisierte
Angebote nicht ausreichen oder keinen Erfolg versprechen, sind individuelle Behandlungsangebote zu
entwickeln.

 (2) Bei der Behandlung wirken Bedienstete verschiedener Fachrichtungen in enger Abstimmung zusam-
men. Soweit dies erforderlich ist, sind externe Fachkräfte einzubeziehen. Die Untergebrachten wirken
an ihrer Behandlung mit.

 (3) Den Untergebrachten sollen Bedienstete als feste Ansprechpartner zur Verfügung stehen.

§ 9
Sozialtherapeutische Behandlung

 Den Untergebrachten sind sozialtherapeutische Behandlungsmaßnahmen anzubieten, wenn dies aus
behandlerischen Gründen angezeigt ist. Die Behandlung soll in einer für den Vollzug der Sicherungsver-
wahrung zuständigen Justizvollzugsanstalt erfolgen.

§ 10
Verlegung, Überstellung und Ausantwortung

 (1) Untergebrachte können abweichend vom Vollstreckungsplan in eine andere für den Vollzug der Si-
cherungsverwahrung zuständige Justizvollzugsanstalt verlegt oder überstellt werden, wenn

1. die Erreichung der Vollzugsziele hierdurch gefördert wird,

 

2. dies zur Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit oder einer erheblichen Gefahr für die Ordnung der
Justizvollzugsanstalt erforderlich ist oder

 

3. zwingende Gründe der Vollzugsorganisation dies erfordern.

 

 (2) Untergebrachte dürfen ausnahmsweise in eine für den Vollzug anderer Freiheitsentziehungen zu-
ständige Justizvollzugsanstalt, Teilanstalt, Außenstelle oder Abteilung verlegt oder überstellt werden

1. zur Behandlung, insbesondere in einer sozialtherapeutischen Anstalt,

 

2. zur Durchführung einer Behandlungsuntersuchung oder Begutachtung,

 

3. zur Behandlung einer Krankheit oder besseren medizinischen Versorgung in einem Justizvollzugs-
krankenhaus oder in einer Krankenabteilung einer Justizvollzugsanstalt,

 

4. auf Antrag der Untergebrachten aus wichtigem Grund,

 

5. zur Entlassungsvorbereitung in einer Einrichtung des offenen Vollzugs oder

 

6. vorübergehend zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die Sicherheit der Justizvollzugsanstalt
oder für Leib oder Leben von Untergebrachten oder Dritten.

 

Die Unterbringungsbedingungen sollen sich im Rahmen der vorhandenen Gegebenheiten von denen der
Strafgefangenen unterscheiden, soweit dies mit der Aufgabenerfüllung der aufnehmenden Anstalt ver-
einbar ist. Im Übrigen bleiben die Rechte der Untergebrachten nach diesem Gesetz unberührt.

 (3) Untergebrachte können mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde in ein anderes Land verlegt werden,
wenn die Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 vorliegen und die zuständige Behörde des anderen
Landes zustimmt.



- Seite 114 von 135 -

 (4) In begründeten Fällen ist das befristete Überlassen von Untergebrachten in den Gewahrsam einer
Polizei-, Zoll- oder Finanzbehörde zulässig. Die Justizvollzugsanstalt kann zur Durchführung der Ausant-
wortung Anordnungen treffen.

Abschnitt 3

Vollzugsöffnende Maßnahmen

§ 11
Vollzugsöffnende Maßnahmen

 (1) Vollzugsöffnende Maßnahmen sind insbesondere

1. das Verlassen der Justizvollzugsanstalt für eine bestimmte Tageszeit in Begleitung einer Bezugs-
person (Begleitausgang) oder ohne Begleitung (Ausgang),

 

2. das Verlassen der Justizvollzugsanstalt für mehr als einen Tag (Freistellung aus der Unterbrin-
gung), wobei die einzelne Freistellung die Dauer von zwei Wochen nicht übersteigen soll,

 

3. die regelmäßige Beschäftigung außerhalb der Justizvollzugsanstalt unter Aufsicht Vollzugsbe-
diensteter (Außenbeschäftigung) oder ohne Aufsicht (Freigang).

 

 (2) Vollzugsöffnende Maßnahmen nach Absatz 1 werden zur Erreichung der Vollzugsziele mit Zustim-
mung der Untergebrachten gewährt, sobald und soweit zwingende Gründe nicht entgegenstehen, ins-
besondere konkrete Anhaltspunkte die Gefahr begründen, dass die Untergebrachten sich dem Vollzug
der Sicherungsverwahrung entziehen oder die vollzugsöffnenden Maßnahmen zur Begehung erheblicher
Straftaten missbrauchen werden.

 (3) Werden vollzugsöffnende Maßnahmen nach Absatz 1 nicht gewährt, ist den Untergebrachten das
Verlassen der Justizvollzugsanstalt für eine bestimmte Tageszeit unter ständiger und unmittelbarer Auf-
sicht durch Justizvollzugsbedienstete (Ausführung) zu gestatten. Ausführungen erfolgen mindestens vier
Mal im Jahr. Sie dienen der Erhaltung der Lebenstüchtigkeit, der Förderung der Mitwirkung an der Be-
handlung oder der Vorbereitung weiterer vollzugsöffnender Maßnahmen und dürfen nur versagt wer-
den, wenn konkrete Anhaltspunkte die Gefahr begründen, dass die Untergebrachten sich trotz beson-
derer Vorkehrungen dem Vollzug der Sicherungsverwahrung entziehen oder die Ausführung zu erhebli-
chen Straftaten missbrauchen werden. Die Ausführungen unterbleiben auch dann, wenn die zur Siche-
rung erforderlichen Maßnahmen den Zweck der Ausführung gefährden.

 (4) Durch vollzugsöffnende Maßnahmen wird die Vollstreckung der Sicherungsverwahrung nicht unter-
brochen.

§ 12
Vollzugsöffnende Maßnahmen

aus wichtigem Anlass

 (1) Vollzugsöffnende Maßnahmen können auch aus wichtigem Anlass gewährt werden. Wichtige Anlässe
sind insbesondere die Teilnahme an gerichtlichen Terminen, die medizinische Behandlung der Unterge-
brachten sowie der Tod oder die lebensgefährliche Erkrankung naher Angehöriger der Untergebrachten.

 (2) § 11 Absatz 2 und 3 gilt entsprechend.

 (3) Ausführungen aus wichtigem Anlass sind auch ohne Zustimmung der Untergebrachten zulässig,
wenn dies aus besonderen Gründen notwendig ist.

§ 13
Freistellung aus der Unterbringung

und Verlegung in den offenen Vollzug
zur Vorbereitung der Entlassung
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 (1) Die Justizvollzugsanstalt kann den Untergebrachten nach Anhörung der Vollstreckungsbehörde zur
Vorbereitung der Entlassung Freistellung aus der Unterbringung bis zu sechs Monaten gewähren. § 11
Absatz 2 und 4 gilt entsprechend.

 (2) Den Untergebrachten sollen für die Freistellung nach Absatz 1 Weisungen erteilt werden. Sie kön-
nen insbesondere angewiesen werden, sich einer von der Justizvollzugsanstalt bestimmten Betreuungs-
person zu unterstellen, sich an bestimmten Orten oder in bestimmten Einrichtungen außerhalb des Voll-
zugs aufzuhalten und jeweils für kurze Zeit in die Justizvollzugsanstalt zurückzukehren. Die Freistellung
nach Absatz 1 wird widerrufen, wenn dies die Behandlung erfordert.

 (3) Zur Entlassungsvorbereitung können Untergebrachte mit ihrer Zustimmung in Anstalten oder Abtei-
lungen des offenen Vollzugs untergebracht werden, wenn sie dessen besonderen Anforderungen genü-
gen, insbesondere nicht zu befürchten ist, dass sie sich dem Vollzug der Sicherungsverwahrung entzie-
hen oder die Unterbringung im offenen Vollzug zu erheblichen Straftaten missbrauchen werden.

§ 14
Weisungen

 (1) Die Justizvollzugsanstalt kann für die vollzugsöffnenden Maßnahmen Weisungen erteilen.

 (2) Bei der Ausgestaltung der vollzugsöffnenden Maßnahmen ist den Belangen des Opfers Rechnung zu
tragen.

§ 15
Zustimmung der Aufsichtsbehörde

 Die Aufsichtsbehörde kann sich vorbehalten, dass in bestimmten Fällen die Entscheidung über die Ver-
legung in den offenen Vollzug, die Gewährung vollzugsöffnender Maßnahmen mit Ausnahme der Aus-
führung sowie die Gewährung von vollzugsöffnenden Maßnahmen aus wichtigem Anlass und zur Vorbe-
reitung der Entlassung erst mit ihrer Zustimmung wirksam wird.

Abschnitt 4

Unterbringung, Grundversorgung, Tageseinteilung

§ 16
Unterbringung

 (1) Untergebrachte werden im geschlossenen Vollzug untergebracht.

 (2) Die Untergebrachten erhalten ein Zimmer zur alleinigen Nutzung. Die Zimmer sind so zu gestalten,
dass den Untergebrachten ausreichender Raum zum Wohnen und Schlafen zur Verfügung steht. Ein
baulich abgetrennter Sanitärbereich ist vorzusehen.

 (3) Sofern Untergebrachte hilfsbedürftig sind oder für sie eine Gefahr für Leben oder Gesundheit be-
steht, können sie mit anderen gemeinsam untergebracht werden, wenn diese zustimmen. Bei Hilfsbe-
dürftigkeit bedarf es der Zustimmung beider Untergebrachter.

§ 17
Ausstattung des Zimmers, persönlicher Besitz

 Die Untergebrachten dürfen ihr Zimmer in angemessenem Umfang mit eigenen Gegenständen ausstat-
ten. Hierdurch dürfen die Übersichtlichkeit des Zimmers sowie die Sicherheit und Ordnung der Justizvoll-
zugsanstalt nicht beeinträchtigt werden.

§ 18
Kleidung

 Die Untergebrachten dürfen eigene Kleidung tragen und eigene Bettwäsche benutzen, soweit sie für
Reinigung und Instandsetzung auf eigene Kosten sowie für regelmäßigen Wechsel sorgen. Bei Bedarf
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oder auf Antrag der Untergebrachten stellt die Justizvollzugsanstalt Kleidung und Bettwäsche zur Verfü-
gung und ordnet diese persönlich zu.

§ 19
Verpflegung

 (1) Die Untergebrachten nehmen an der Gemeinschaftsverpflegung der Justizvollzugsanstalt teil. Sie
sind gesund zu ernähren. Auf ärztliche Anordnung wird ihnen eine besondere Verpflegung gewährt. Ih-
nen wird ermöglicht, Speisevorschriften ihrer Religionsgemeinschaft zu befolgen.

 (2) Den Untergebrachten kann gestattet werden, sich selbst zu verpflegen, soweit nicht die Sicherheit
oder schwerwiegende Gründe der Ordnung der Justizvollzugsanstalt entgegenstehen. Die Untergebrach-
ten sollen angeleitet werden, sich gesund zu ernähren.

 (3) Soweit Untergebrachte sich selbst verpflegen, tragen sie die Kosten und werden von der Gemein-
schaftsverpflegung ausgenommen. Die Justizvollzugsanstalt unterstützt die Untergebrachten durch ei-
nen zweckgebundenen Zuschuss mindestens in Höhe der ersparten Sachaufwendungen. Die Justizvoll-
zugsanstalt kann stattdessen Lebensmittel zur Verfügung stellen.

§ 20
Einkauf

 (1) Die Untergebrachten erhalten die Möglichkeit, unter Vermittlung der Justizvollzugsanstalt in ange-
messenem Umfang einzukaufen. Die Justizvollzugsanstalt wirkt auf ein Angebot hin, das auf die Wün-
sche und Bedürfnisse der Untergebrachten Rücksicht nimmt. Der Einkauf kann in Form eines Listenein-
kaufs durchgeführt werden.

 (2) Gegenstände, die die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden, sind vom Einkauf
ausgeschlossen.

 (3) Für den Einkauf dürfen die Untergebrachten ihr Hausgeld nach § 49 Absatz 2, ihr Taschengeld nach §
49 Absatz 1 und ihr Sondergeld nach § 50 Absatz 1 sowie ihr Eigengeld, soweit dieses nicht als Überbrü-
ckungsgeld notwendig ist (§ 48), verwenden.

§ 21
Tageseinteilung und Bewegungsfreiheit

 (1) Die Untergebrachten sollen durch die Tageseinteilung an eine eigenverantwortliche Lebensführung
herangeführt werden. Die Tageseinteilung umfasst insbesondere Zeiten der Behandlung, Beschäftigung
und Freizeit sowie der Nachtruhe.

 (2) Außerhalb der Nachtruhe dürfen sich die Untergebrachten in den für sie vorgesehenen Bereichen
der Justizvollzugsanstalt einschließlich des Außenbereichs frei bewegen. Einschränkungen sind zulässig,
soweit es die Sicherheit oder schwerwiegende Gründe der Ordnung der Justizvollzugsanstalt erfordern
oder ein schädlicher Einfluss auf andere Untergebrachte zu befürchten ist.

Abschnitt 5

Verkehr mit der Außenwelt

§ 22
Pflege sozialer Beziehungen, Besuche

 (1) Die Untergebrachten haben das Recht, Kontakte mit Personen außerhalb der Justizvollzugsanstalt im
Rahmen der Bestimmungen dieses Gesetzes zu pflegen. Der Kontakt zu Angehörigen und Personen, von
denen ein günstiger Einfluss auf die Untergebrachten erwartet werden kann, wird gefördert.

 (2) Die Untergebrachten dürfen regelmäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer des Besuchs beträgt
mindestens zehn Stunden im Monat.

 (3) Besuche sollen darüber hinaus zugelassen werden, wenn sie die Behandlung oder Eingliederung der
Untergebrachten fördern oder persönlichen, rechtlichen oder geschäftlichen Angelegenheiten dienen,
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die von den Untergebrachten weder schriftlich erledigt, noch durch Dritte wahrgenommen oder bis zur
Entlassung aufgeschoben werden können.

 (4) Den Untergebrachten sollen über Absatz 2 hinausgehende mehrstündige unbeaufsichtigte Besuche
(Langzeitbesuche) ermöglicht werden, wenn dies zur Förderung familiärer, partnerschaftlicher oder ih-
nen gleichzusetzender Kontakte der Untergebrachten geboten erscheint und die Untergebrachten hier-
für geeignet sind.

 (5) Aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt kann ein Besuch davon abhängig
gemacht werden, dass sich die Besucherin oder der Besucher durchsuchen oder mit technischen Mitteln
oder sonstigen Hilfsmitteln auf verbotene Gegenstände absuchen lässt. Aus den gleichen Gründen kann
die Anzahl der gleichzeitig zu einem Besuch zugelassenen Personen beschränkt werden.

§ 23
Verbot von Besuchen

 Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann Besuche untersagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde,

 

2. bei Besucherinnen oder Besuchern, die nicht Angehörige der oder des Untergebrachten im Sin-
ne des Strafgesetzbuchs sind, wenn zu befürchten ist, dass sie einen schädlichen Einfluss auf die
Untergebrachte oder den Untergebrachten haben oder die Eingliederung behindern würden.

 

§ 24
Überwachung von Besuchen

 (1) Besuche dürfen aus Gründen der Behandlung oder der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsan-
stalt überwacht werden, es sei denn, es liegen im Einzelfall Erkenntnisse dafür vor, dass es der Überwa-
chung nicht bedarf. Die Unterhaltung darf überwacht werden, soweit dies im Einzelfall aus den in Satz 1
genannten Gründen erforderlich ist.

 (2) Die optische Überwachung von Besuchen kann durch technische Hilfsmittel erfolgen. Auf eine Über-
wachung nach Satz 1 sind die Untergebrachten und ihre Besucher vorher hinzuweisen. Zur Verhinde-
rung der Übergabe von Gegenständen können besondere Vorkehrungen, insbesondere durch Tischauf-
sätze oder Trennscheiben, getroffen werden, wenn bei der oder dem Untergebrachten verbotene Ge-
genstände gefunden wurden oder sonst konkrete Anhaltspunkte vorliegen, dass es zu einer verbotenen
Übergabe von Gegenständen kommt.

 (3) Gegenstände dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis der Justizvollzugsanstalt übergeben werden. Un-
tergebrachten dürfen Nahrungs- und Genussmittel in geringer Menge übergeben werden. Die Justizvoll-
zugsanstalt kann anordnen, dass die Nahrungs- und Genussmittel durch ihre Vermittlung beschafft wer-
den.

 (4) Ein Besuch darf abgebrochen werden, wenn Untergebrachte oder ihre Besucherinnen oder Besucher
gegen Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes getroffene Anordnungen trotz Er-
mahnung verstoßen. Einer Ermahnung bedarf es nicht, wenn es unerlässlich ist, den Besuch sofort ab-
zubrechen.

§ 25
Besuche bestimmter Personen

 (1) Besuche von Verteidigern sowie von Rechtsanwälten und Notaren in einer die Untergebrachte oder
den Untergebrachten betreffenden Rechtssache sind zu gestatten. Die Justizvollzugsanstalt kann die
Modalitäten der Besuche entsprechend ihren organisatorischen Möglichkeiten regeln. Der Besuch kann
davon abhängig gemacht werden, dass sich die Besucher vorher aus Gründen der Sicherheit oder Ord-
nung der Justizvollzugsanstalt durchsuchen oder mit technischen Mitteln oder sonstigen Hilfsmitteln auf
verbotene Gegenstände absuchen lassen. Eine Kenntnisnahme vom gedanklichen Inhalt der von Vertei-
digern mitgeführten Schriftstücke und sonstigen Unterlagen ist unzulässig.
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 (2) Besuche von Verteidigern werden nicht überwacht. Zur Übergabe von Schriftstücken und sonstigen
Unterlagen bedürfen Verteidiger, Rechtsanwälte und Notare keiner Erlaubnis, sofern dies unmittelbar
der Vorbereitung oder Durchführung der Verteidigung oder der Erledigung einer die Untergebrachte
oder den Untergebrachten betreffenden Rechtssache dient. Beim Besuch von Rechtsanwälten und Nota-
ren kann die Übergabe von Schriftstücken oder sonstigen Unterlagen aus Gründen der Sicherheit oder
Ordnung der Justizvollzugsanstalt von der Erlaubnis abhängig gemacht werden.

 (3) § 27 Absatz 2 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 26
Recht auf Schriftwechsel

 (1) Untergebrachte haben das Recht, unbeschränkt Schreiben abzusenden und zu empfangen.

 (2) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann den Schriftwechsel mit bestimmten Personen unter-
sagen,

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährdet würde,

 

2. wenn zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit Personen, die nicht Angehörige der Unterge-
brachten im Sinne des Strafgesetzbuchs sind, einen schädlichen Einfluss auf die Untergebrachten
hat oder die Erreichung der Vollzugsziele behindert, oder

 

3. zu befürchten ist, dass der Schriftwechsel mit Personen, die Opfer der Straftat sind, einen schädli-
chen Einfluss auf diese hat.

 

 (3) Die Kosten des Schriftwechsels tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 27
Überwachung des Schriftwechsels

 (1) Der Schriftwechsel der Untergebrachten darf überwacht werden, soweit dies aus Gründen der Be-
handlung oder aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt erforderlich ist.

 (2) Der Schriftwechsel der Untergebrachten mit ihren Verteidigern wird nicht überwacht. Die Schreiben
dürfen, ohne sie zu öffnen, auf verbotene Gegenstände untersucht werden. Liegt dem Vollzug der Si-
cherungsverwahrung eine Straftat nach § 129a StGB, auch in Verbindung mit § 129b Absatz 1 StGB, zu-
grunde, gelten § 148 Absatz 2 und § 148a StPO entsprechend; dies gilt nicht, wenn die Untergebrach-
ten sich in einer Einrichtung des offenen Vollzugs befinden, ihnen vollzugsöffnende Maßnahmen oder
Freistellung aus der Unterbringung nach § 13 Absatz 1 gewährt worden sind und ein Grund, der die An-
staltsleiterin oder den Anstaltsleiter zum Widerruf oder zur Rücknahme von vollzugsöffnenden Maßnah-
men oder der Freistellung ermächtigt, nicht vorliegt.

 (3) Absatz 2 gilt entsprechend für Schreiben von Untergebrachten an

1. die Volksvertretungen des Bundes und der Länder sowie an deren Mitglieder,

 

2. das Europäische Parlament und dessen Mitglieder,

 

3. den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte,

 

4. den Europäischen Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe,

 

5. die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder sowie die Aufsichtsbehörden nach § 38
des Bundesdatenschutzgesetzes,
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6. den Europäischen Datenschutzbeauftragten,

 

7. den Europäischen Bürgerbeauftragten,

 

8. den Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen sowie

 

9. den Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter, den zugehörigen Unterausschuss zur Verhü-
tung von Folter und die entsprechenden nationalen Präventionsmechanismen,

 

wenn die Schreiben an die Anschriften dieser Stellen gerichtet sind und den Absender zutreffend ange-
ben. Schreiben der in Satz 1 genannten Stellen, die an Untergebrachte gerichtet sind, dürfen nicht über-
wacht werden, wenn die Identität des Absenders zweifelsfrei feststeht.

§ 28
Weiterleitung und Aufbewahrung

von Schreiben

 (1) Die Untergebrachten haben Absendung und Empfang ihrer Schreiben durch die Justizvollzugsanstalt
vermitteln zu lassen, soweit nichts anderes gestattet ist.

 (2) Eingehende und ausgehende Schreiben sind unverzüglich weiterzuleiten.

 (3) Die Untergebrachten haben eingehende Schreiben unverschlossen zu verwahren, sofern nichts an-
deres gestattet wird. Die Schreiben können auch verschlossen zur Habe gegeben werden.

§ 29
Anhalten von Schreiben

 (1) Schreiben können angehalten werden, wenn

1. die Vollzugsziele oder die Sicherheit oder Ordnung einer Justizvollzugsanstalt gefährdet würden,

 

2. die Weitergabe in Kenntnis ihres Inhalts einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklichen wür-
de,

 

3. sie grob unrichtige oder erheblich entstellende Darstellungen von Anstaltsverhältnissen enthal-
ten,

 

4. sie grobe Beleidigungen enthalten,

 

5. sie die Eingliederung anderer Untergebrachter oder Gefangener gefährden können oder

 

6. sie in Geheimschrift, unlesbar, unverständlich oder ohne zwingenden Grund in einer fremden
Sprache abgefasst sind; ein zwingender Grund zur Abfassung eines Schreibens in fremder Spra-
che liegt in der Regel nicht vor bei einem Schriftwechsel zwischen deutschen Untergebrachten
und Dritten, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder ihren Lebensmittelpunkt im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes haben.

 

 (2) Ausgehenden Schreiben, die unrichtige Darstellungen enthalten, kann ein Begleitschreiben beige-
fügt werden, wenn die oder der Untergebrachte auf die Absendung besteht.

 (3) Ist ein Schreiben angehalten worden, wird dies der oder dem Untergebrachten mitgeteilt. Hiervon
kann vorübergehend abgesehen werden, wenn dies die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsan-
stalt erfordert. Angehaltene Schreiben werden an die Absenderin oder den Absender zurückgegeben
oder, sofern dies unmöglich oder aus besonderen Gründen untunlich ist, behördlich verwahrt.

 (4) Schreiben, deren Überwachung ausgeschlossen ist, dürfen nicht angehalten werden.
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§ 30
Telefongespräche

 (1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, Telefongespräche unter Vermittlung der Justizvollzugsanstalt
zu führen. Beschränkungen zu Zeiten der Nachtruhe sind zulässig. Die Vorschriften über die Überwa-
chung, Untersagung und den Abbruch des Besuchs gelten entsprechend. Eine beabsichtigte Überwa-
chung teilt die Justizvollzugsanstalt den Untergebrachten rechtzeitig vor Beginn des Telefongesprächs
und den Gesprächspartnern der Untergebrachten unmittelbar nach Herstellung der Verbindung mit.

 (2) Die Kosten der Telefongespräche tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann
die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 31
Pakete

 (1) Den Untergebrachten ist zu gestatten, Pakete zu empfangen. Die Justizvollzugsanstalt kann Anzahl,
Gewicht und Größe von Sendungen festsetzen und einzelne Gegenstände vom Paketempfang ausneh-
men, soweit die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder die Erreichung der Vollzugsziele
gefährdet wäre.

 (2) Pakete sind in Gegenwart der oder des Untergebrachten zu öffnen. Ausgeschlossene Gegenstände
können zur Habe genommen oder an die Absenderin oder den Absender zurückgesandt werden. Nicht
ausgehändigte Gegenstände, durch die bei der Aufbewahrung Personen verletzt oder Sachschäden ver-
ursacht werden können oder die verderblich sind, dürfen vernichtet werden. Die hiernach getroffenen
Maßnahmen werden der oder dem Untergebrachten eröffnet.

 (3) Den Untergebrachten ist zu gestatten, Pakete zu versenden. Der Versand kann aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt untersagt werden. Zu diesem Zweck kann der Inhalt
überprüft werden.

 (4) Die Kosten des Paketverkehrs tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage, kann die
Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

Abschnitt 6

Religionsausübung

§ 32
Seelsorge

 (1) Den Untergebrachten darf religiöse Betreuung durch eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger ih-
rer Religionsgemeinschaft nicht versagt werden. Ihnen ist auf Wunsch zu helfen, mit einer Seelsorgerin
oder einem Seelsorger ihrer Religionsgemeinschaft in Verbindung zu treten. Das Beicht- und Seelsorge-
geheimnis ist unverletzlich.

 (2) Die Untergebrachten dürfen grundlegende religiöse Schriften besitzen. Diese dürfen ihnen nur bei
grobem Missbrauch entzogen werden.

 (3) Den Untergebrachten sind Gegenstände des religiösen Gebrauchs in angemessenem Umfang zu be-
lassen.

§ 33
Religiöse Veranstaltungen

 (1) Die Untergebrachten haben das Recht, am Gottesdienst und an anderen religiösen Veranstaltungen
ihres Bekenntnisses teilzunehmen.

 (2) Die Untergebrachten werden zu dem Gottesdienst oder zu religiösen Veranstaltungen einer anderen
Religionsgemeinschaft zugelassen, wenn deren Seelsorgerin oder Seelsorger zustimmt.
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 (3) Die Untergebrachten können von der Teilnahme am Gottesdienst oder anderen religiösen Veranstal-
tungen ausgeschlossen werden, wenn dies aus überwiegenden Gründen der Sicherheit oder Ordnung
der Justizvollzugsanstalt geboten ist; die Seelsorgerin oder der Seelsorger soll vorher gehört werden.

§ 34
Weltanschauungsgemeinschaften

 Für Angehörige weltanschaulicher Bekenntnisse gelten die §§ 32 und 33 entsprechend.

Abschnitt 7

Gesundheitsfürsorge und soziale Hilfe

§ 35
Gesunde Lebensführung

 (1) Den Untergebrachten ist die Bedeutung einer gesunden Lebensführung in geeigneter Form zu ver-
mitteln. Sie sind insbesondere über die schädlichen Wirkungen des Suchtmittelkonsums aufzuklären.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann Anordnungen zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene treffen.

§ 36
Anspruch auf medizinische Leistung

 (1) Die Untergebrachten haben einen Anspruch auf notwendige, ausreichende und zweckmäßige me-
dizinische Versorgung unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch umfasst
Untersuchungen zur Früherkennung von Krankheiten und Vorsorgeleistungen. Die Beurteilung der Not-
wendigkeit orientiert sich an der Versorgung der gesetzlich Versicherten. Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation und ergänzende Leistungen werden erbracht, soweit die Belange des Vollzugs dem nicht
entgegenstehen.

 (2) Der Anspruch nach Absatz 1 umfasst die Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 33 des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch, wenn dies nicht mit Rücksicht auf die Kürze des Freiheitsentzugs unangemessen ist.

 (3) An den Kosten für medizinische Leistungen können die Untergebrachten in angemessenem Umfang
beteiligt werden, höchstens jedoch bis zum Umfang der Beteiligung gesetzlich Versicherter.

§ 37
Verlegung aus medizinischen Gründen

 (1) Kranke, pflegebedürftige oder hilfsbedürftige Untergebrachte können in eine zur Behandlung ihrer
Krankheit oder in eine für ihre Versorgung besser geeignete Justizvollzugsanstalt oder in ein Justizvoll-
zugskrankenhaus überstellt oder verlegt werden. § 10 Absatz 2 Satz 2 und 3 bleibt unberührt.

 (2) Erforderlichenfalls können Untergebrachte für die notwendige Dauer der Behandlung oder Versor-
gung in ein Krankenhaus außerhalb des Vollzugs gebracht werden. Eine möglichst rasche Rückverle-
gung in ein Justizvollzugskrankenhaus oder eine Justizvollzugsanstalt ist anzustreben.

§ 38
Anspruch auf Krankenbehandlung

in besonderen Fällen

 (1) Während einer Freistellung oder eines Ausgangs haben Untergebrachte einen Anspruch auf Kran-
kenbehandlung in der für sie zuständigen Justizvollzugsanstalt.

 (2) Der Anspruch auf Leistungen nach § 36 ruht, solange Untergebrachte aufgrund eines freien Beschäf-
tigungsverhältnisses krankenversichert sind.

§ 39
Medizinische Behandlung zur

sozialen Eingliederung
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 Mit Zustimmung der Untergebrachten soll die Justizvollzugsanstalt medizinische Behandlungen, insbe-
sondere Operationen oder prothetische Maßnahmen, durchführen lassen, die die soziale Eingliederung
der Untergebrachten fördern. Die Kosten tragen die Untergebrachten. Sind sie dazu nicht in der Lage,
kann die Justizvollzugsanstalt die Kosten in begründeten Fällen in angemessenem Umfang übernehmen.

§ 40
Benachrichtigung bei Krankheit oder Todesfall

 (1) Erkranken Untergebrachte schwer, ist eine Angehörige oder ein Angehöriger, eine Vertrauensperson
oder eine gesetzliche Vertreterin oder ein gesetzlicher Vertreter unverzüglich zu benachrichtigen. Hier-
von kann auf Wunsch der oder des Untergebrachten abgesehen werden. Im Falle des Todes von Unter-
gebrachten ist eine der in Satz 1 genannten Personen unverzüglich zu benachrichtigen.

 (2) Dem Wunsch von Untergebrachten, auch andere Personen zu benachrichtigen, soll nach Möglichkeit
entsprochen werden.

§ 41
Soziale Hilfe

 (1) Die soziale Hilfe der Justizvollzugsanstalt soll darauf gerichtet sein, die Untergebrachten in die Lage
zu versetzen, ihre persönlichen Angelegenheiten selbst zu regeln.

 (2) Bei der Aufnahme wird den Untergebrachten geholfen, die notwendigen Maßnahmen für hilfsbedürf-
tige Angehörige zu veranlassen und ihre Habe außerhalb der Justizvollzugsanstalt sicherzustellen.

 (3) Den Untergebrachten ist eine Beratung in für sie bedeutsamen rechtlichen und sozialen Fragestel-
lungen zu ermöglichen. Ihnen ist zu helfen, für Unterhaltsberechtigte zu sorgen, Schulden zu regulieren
und den durch die Straftat verursachten Schaden zu regeln. Die Beratung soll hierbei auch die Benen-
nung von Stellen und Einrichtungen außerhalb der Justizvollzugsanstalt umfassen.

 (4) Aufgrund der Behandlungsuntersuchung oder auf Wunsch können suchtgefährdete oder süchtige
Untergebrachte Suchtberatung und Vermittlung in Therapieeinrichtungen des Justizvollzugs oder ande-
rer Träger erhalten.

Abschnitt 8

Beschäftigung und Vergütung

§ 42
Beschäftigung

 (1) Die Untergebrachten sind nicht zur Arbeit verpflichtet.

 (2) Den Untergebrachten sollen Arbeit, arbeitstherapeutische Maßnahmen sowie schulische und beruf-
liche Bildung (Beschäftigung) angeboten werden, die ihre Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen be-
rücksichtigen.

 (3) Die Beschäftigung soll insbesondere dazu dienen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten für eine regelmä-
ßige Erwerbstätigkeit zur Sicherung des Lebensunterhalts nach der Entlassung und eine geordnete Ta-
gesstruktur zu vermitteln, zu fördern und zu erhalten.

 (4) Den Untergebrachten ist zu gestatten, sich selbst zu beschäftigen, soweit nicht die Sicherheit oder
Ordnung der Justizvollzugsanstalt oder die Erreichung der Vollzugsziele gefährdet werden.

 (5) Den Untergebrachten kann gestattet werden, einem freien Beschäftigungsverhältnis außerhalb der
Justizvollzugsanstalt nachzugehen. § 11 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 43
Unterricht, Zeugnisse

 (1) Für geeignete Untergebrachte soll Unterricht in den zum Hauptschulabschluss führenden Fächern,
ein der Förderschule entsprechender Unterricht oder nach Möglichkeit Unterricht zur Erlangung anderer
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staatlich anerkannter Schulabschlüsse vorgesehen werden. Bei der beruflichen Ausbildung ist berufs-
bildender Unterricht vorzusehen; dies gilt auch für die berufliche Weiterbildung, soweit die Art der Maß-
nahme es erfordert.

 (2) Aus Gründen der Integration und zur Förderung der Sprachkompetenz sollen Untergebrachten, so-
weit erforderlich, Deutschkurse angeboten werden.

 (3) Bildungsmaßnahmen sollen während der Beschäftigungszeit stattfinden.

 (4) Aus dem Zeugnis über eine Bildungsmaßnahme darf der Vollzug der Sicherungsverwahrung nicht er-
kennbar sein.

§ 44
Freistellung von der Beschäftigung

 (1) Haben Untergebrachte ein halbes Jahr lang eine Beschäftigung nach § 42 Absatz 2 ausgeübt, so kön-
nen sie beanspruchen, zwölf Werktage von der Beschäftigung freigestellt zu werden. Zeiten, in denen
Untergebrachte infolge Krankheit an der Beschäftigung verhindert waren, werden auf das Halbjahr mit
bis zu drei Wochen angerechnet. Zeiten, in denen Untergebrachte die angebotene Beschäftigung aus
anderen Gründen nicht ausgeübt haben, können in angemessenem Umfang angerechnet werden.

 (2) Auf die Zeit der Freistellung von der Beschäftigung wird Freistellung aus der Unterbringung ange-
rechnet, soweit sie in die Beschäftigungszeit fällt und nicht wegen einer lebensgefährlichen Erkrankung
oder des Todes einer oder eines Angehörigen erteilt worden ist.

 (3) Die Untergebrachten erhalten für die Zeit der Freistellung ihre zuletzt gezahlte Vergütung weiter.

 (4) Urlaubsregelungen aus freien Beschäftigungsverhältnissen außerhalb des Vollzugs bleiben unbe-
rührt.

§ 45
Vergütung

 (1) Untergebrachte, die eine angebotene Arbeit oder arbeitstherapeutische Beschäftigung ausüben, er-
halten ein Arbeitsentgelt. Der Bemessung des Arbeitsentgelts sind 16 Prozent der Bezugsgröße nach §
18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zugrunde zu legen (Eckvergütung). Ein Tagessatz ist der zwei-
hundertfünfzigste Teil der Eckvergütung; das Arbeitsentgelt kann nach einem Stundensatz bemessen
werden.

 (2) Das Arbeitsentgelt kann je nach Leistung der Untergebrachten und der Art der Arbeit gestuft wer-
den. 75 Prozent der Eckvergütung dürfen nicht unterschritten werden. Die Höhe des Arbeitsentgelts ist
den Untergebrachten schriftlich bekannt zu geben.

 (3) Das Justizministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Ministerium für Finanzen und Wirt-
schaft Vergütungsstufen und die Höhe der Vergütung in den einzelnen Vergütungsstufen, einschließlich
der Gewährung von Zulagen, durch Rechtsverordnung zu bestimmen.

§ 46
Ausbildungsbeihilfe

 (1) Nehmen Untergebrachte während der Beschäftigungszeit an einer schulischen oder beruflichen Bil-
dungsmaßnahme teil, so erhalten sie eine Ausbildungsbeihilfe, soweit ihnen keine Leistungen zum Le-
bensunterhalt zustehen, die freien Personen aus solchem Anlass gewährt werden. Der Nachrang der So-
zialhilfe nach § 2 Absatz 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch wird nicht berührt.

 (2) Für die Bemessung der Ausbildungsbeihilfe gilt § 45 entsprechend.

 (3) Werden Maßnahmen nach Absatz 1 stunden- oder tageweise durchgeführt, erhalten die Unterge-
brachten eine Ausbildungsbeihilfe in Höhe des ihnen dadurch entgehenden Arbeitsentgelts.

§ 47
Entschädigung bei Teilnahme
an Behandlungsmaßnahmen
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 Nehmen Untergebrachte während der Beschäftigungszeit an einer Behandlungsmaßnahme nach § 7 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 1 oder Nummer 2 teil, so erhalten sie eine Entschädigung in Höhe des ihnen da-
durch entgehenden Arbeitsentgelts oder der ihnen dadurch entgehenden Ausbildungsbeihilfe.

Abschnitt 9

Gelder der Untergebrachten, Kostenbeteiligung

§ 48
Überbrückungsgeld

 (1) Aus den in diesem Gesetz geregelten Bezügen und aus den Bezügen der Untergebrachten, die in ei-
nem freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder sich selbst beschäftigen, ist ein Überbrückungsgeld zu
bilden, das den notwendigen Lebensunterhalt der Untergebrachten und ihrer Unterhaltsberechtigten in
den ersten vier Wochen nach der Entlassung sichern soll.

 (2) Das Überbrückungsgeld wird den Untergebrachten bei der Entlassung in die Freiheit ausbezahlt. Die
Justizvollzugsanstalt kann es ganz oder zum Teil der Bewährungshilfe oder einer mit der Entlassenenbe-
treuung befassten Stelle überweisen, die darüber entscheiden, wie das Geld innerhalb der ersten vier
Wochen nach der Entlassung an die Entlassenen ausbezahlt wird. Die Bewährungshilfe und die mit der
Entlassenenbetreuung befasste Stelle sind verpflichtet, das Überbrückungsgeld von ihrem Vermögen
gesondert zu halten. Mit Zustimmung der Untergebrachten kann das Überbrückungsgeld auch an Unter-
haltsberechtigte überwiesen werden.

 (3) Das Überbrückungsgeld kann für Ausgaben in Anspruch genommen werden, die der Eingliederung
der Untergebrachten dienen.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Überbrückungsgelds ist unpfändbar. Erreicht es nicht die in Absatz
1 bestimmte Höhe, so ist in Höhe des Unterschiedsbetrags auch der Anspruch auf Auszahlung des Ei-
gengelds unpfändbar. Bargeld entlassener Untergebrachter, an die wegen der nach Satz 1 oder Satz 2
unpfändbaren Ansprüche Geld ausgezahlt worden ist, ist für die Dauer von vier Wochen seit der Entlas-
sung insoweit der Pfändung nicht unterworfen, als es dem Teil der Ansprüche für die Zeit von der Pfän-
dung bis zum Ablauf der vier Wochen entspricht.

 (5) Absatz 4 gilt nicht bei einer Pfändung wegen der in § 850d Absatz 1 Satz 1 der Zivilprozessordnung
(ZPO) bezeichneten Unterhaltsansprüche. Entlassenen Untergebrachten ist jedoch so viel zu belassen,
als sie für ihren notwendigen Unterhalt und zur Erfüllung ihrer sonstigen gesetzlichen Unterhaltspflich-
ten für die Zeit von der Pfändung bis zum Ablauf von vier Wochen seit der Entlassung bedürfen.

§ 49
Taschengeld, Haus- und Eigengeld

 (1) Untergebrachten, die die Regelaltersgrenze erreicht haben oder denen keine Beschäftigung angebo-
ten werden kann oder die aufgrund Krankheit keiner Beschäftigung nachgehen können, wird auf Antrag
Taschengeld gewährt, soweit sie bedürftig sind. Die Höhe wird mit 24 Prozent der Eckvergütung nach §
45 Absatz 1 bemessen. Bedürftig sind Untergebrachte, soweit ihnen im laufenden Monat aus sonstigen
Einkünften nicht ein Betrag bis zur Höhe des Taschengeldes zur Verfügung steht. Nicht verbrauchtes Ta-
schengeld ist bei der Bedürftigkeitsprüfung nicht zu berücksichtigen.

 (2) Untergebrachte dürfen monatlich drei Siebtel von ihren in diesem Gesetz geregelten Bezügen (Haus-
geld) und das Taschengeld nach Absatz 1 für den Einkauf oder anderweitig verwenden. § 20 Absatz 3
bleibt unberührt.

 (3) Bezüge Untergebrachter, die nicht als Hausgeld oder Überbrückungsgeld in Anspruch genommen
werden, sind dem Eigengeld gutzuschreiben.

 (4) Für Untergebrachte, die in einem freien Beschäftigungsverhältnis stehen oder die sich selbst be-
schäftigen, wird aus ihren Bezügen ein angemessenes Hausgeld festgesetzt.

§ 50
Sondergeld
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 (1) Für Untergebrachte kann monatlich ein Betrag in angemessener Höhe einbezahlt werden, der als
Sondergeld gutzuschreiben ist und wie Hausgeld genutzt werden kann.

 (2) Über Absatz 1 hinaus kann Sondergeld in angemessener Höhe für folgende Zwecke eingezahlt wer-
den:

1. Maßnahmen der Eingliederung, insbesondere Kosten der Gesundheitsfürsorge und der Aus- und
Weiterbildung, und

 

2. Maßnahmen zur Pflege sozialer Beziehungen, insbesondere Telefonkosten und Fahrtkosten an-
lässlich vollzugsöffnender Maßnahmen.

 

 (3) Soweit das Guthaben des Sondergelds nach Absatz 1 die Summe von drei Monatseinzahlungen über-
steigt, ist es dem Überbrückungsgeld zuzuführen. Ist bereits ein Überbrückungsgeld in angemessener
Höhe gebildet, ist das Guthaben dem Eigengeld zuzuschreiben. Sondergeld im Sinne von Absatz 2 ist
dem Eigengeld gutzuschreiben, wenn es zum bezeichneten Zweck nicht eingesetzt werden kann und ei-
ne Rückerstattung an den Einzahler nicht möglich ist.

 (4) Der Anspruch auf Auszahlung des Sondergelds nach Absatz 1 und 2 ist unpfändbar.

§ 51
Einbehaltung von Beitragsteilen

 Soweit die Justizvollzugsanstalt Beiträge zur Bundesagentur für Arbeit zu entrichten hat, kann sie von
dem Arbeitsentgelt einen Betrag einbehalten, der dem Anteil der oder des Untergebrachten am Beitrag
entsprechen würde, wenn sie oder er diese Bezüge als Arbeitnehmer erhielte.

§ 52
Kostenbeteiligung

 (1) An den Kosten für Unterbringung und Verpflegung werden die Untergebrachten nicht beteiligt.

 (2) An den Kosten für sonstige Leistungen können die Untergebrachten durch Erhebung von Kostenbei-
trägen in angemessener Höhe beteiligt werden. Dies gilt insbesondere für

1. Leistungen auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge, höchstens jedoch im Umfang der Beteili-
gung gesetzlich Versicherter (§ 36 Absatz 3),

 

2. medizinische Behandlung zur sozialen Eingliederung (§ 39),

 

3. die Aufbewahrung, Entfernung, Verwertung oder Vernichtung eingebrachter Sachen,

 

4. die Überlassung von Geräten der Unterhaltungs- und Informationselektronik,

 

5. Stromkosten, die durch die Nutzung der in ihrem Besitz befindlichen Gegenstände entstehen.

 

 (3) Von der Erhebung von Kostenbeiträgen ist abzusehen, soweit dies notwendig ist, um die Erreichung
der Vollzugsziele nicht zu gefährden. Für Zeiten, in denen Untergebrachte bedürftig sind, soll von der
Erhebung von Kostenbeiträgen abgesehen werden.

Abschnitt 10

Freizeit

§ 53
Freizeit
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 (1) Die Untergebrachten erhalten Gelegenheit und Anregung, ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. Die Jus-
tizvollzugsanstalt hat insbesondere Angebote zur sportlichen und kulturellen Betätigung sowie Bildungs-
angebote vorzuhalten. Die Benutzung einer Bücherei ist zu ermöglichen.

 (2) Die Untergebrachten sind zur Teilnahme und Mitwirkung an Angeboten der Freizeitgestaltung zu mo-
tivieren und anzuleiten. Die Gestaltung der Freizeit kann auch dazu dienen, die Untergebrachten an die
Behandlung heranzuführen.

§ 54
Besitz von Gegenständen zur

Freizeitbeschäftigung

 (1) Die Untergebrachten dürfen in angemessenem Umfang Bücher und andere Gegenstände zur Frei-
zeitbeschäftigung besitzen. Die Angemessenheit des Umfangs kann auch an der in der Justizvollzugsan-
stalt verfügbaren Kapazität für Zimmerkontrollen und am Wert eines Gegenstands ausgerichtet werden.

 (2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht, wenn der Besitz, die Überlassung oder die Benutzung eines Gegenstands

1. mit Strafe oder Geldbuße bedroht wäre,

 

2. die Vollzugsziele oder die Sicherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt gefährden würde
oder

 

3. die Überprüfung des Gegenstands auf eine mögliche missbräuchliche Verwendung mit vertretba-
rem Aufwand von der Justizvollzugsanstalt nicht zu leisten wäre.

 

 (3) Die Zulassung von bestimmten Gerätetypen, insbesondere der elektronischen Unterhaltungsmedien,
durch die Einrichtung kann der Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorbehalten sein. Die Aufsichtsbehör-
de kann allgemeine Richtlinien für die Gerätebeschaffenheit erlassen. Eine ohne Zustimmung nach Satz
1 erteilte Zulassung kann zurückgenommen werden.

 (4) Die Erlaubnis kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 widerrufen werden.

§ 55
Hörfunk und Fernsehen

 (1) Der Besitz von Hörfunk- und Fernsehgeräten ist nach Maßgabe von § 54 zulässig.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann den Betrieb von Empfangsanlagen und die Ausgabe von Hörfunk- und
Fernsehgeräten einem Dritten übertragen. Sofern sie hiervon Gebrauch macht, können die Unterge-
brachten nicht den Besitz eigener Geräte verlangen.

 (3) Die Justizvollzugsanstalt entscheidet über die Einspeisung einzelner Rundfunk- und Fernsehprogram-
me in die Empfangsanlage. Vor der Entscheidung soll die Interessenvertretung der Untergebrachten ge-
hört werden.

 (4) Der Empfang von Bezahlfernsehen und der Einsatz von zusätzlichen Empfangseinrichtungen im Zim-
mer sind nicht statthaft.

§ 56
Zeitungen und Zeitschriften

 Untergebrachte dürfen Zeitungen und Zeitschriften in angemessenem Umfang durch Vermittlung der
Justizvollzugsanstalt beziehen. § 54 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 4 gilt entsprechend.

Abschnitt 11

Sicherheit und Ordnung

§ 57
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Grundsatz

 (1) Das Verantwortungsbewusstsein der Untergebrachten für ein geordnetes und gewaltfreies Zusam-
menleben in der Justizvollzugsanstalt ist zu wecken und zu fördern. Die Untergebrachten sind zu einver-
nehmlicher Streitbeilegung zu befähigen.

 (2) Die Pflichten und Beschränkungen, die Untergebrachten zur Aufrechterhaltung der Sicherheit oder
Ordnung der Justizvollzugsanstalt auferlegt werden, sind so zu wählen, dass sie in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und die Untergebrachten nicht mehr und nicht länger als notwendig
beeinträchtigen.

§ 58
Verhaltensvorschriften und Zusammenleben

 (1) Die Untergebrachten dürfen durch ihr Verhalten gegenüber Bediensteten, anderen Untergebrachten
und Dritten das geordnete Zusammenleben in der Justizvollzugsanstalt nicht stören.

 (2) Die Untergebrachten haben die Anordnungen der Bediensteten zu befolgen, auch wenn sie sich
durch diese beschwert fühlen. Einen ihnen zugewiesenen Bereich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis verlas-
sen.

 (3) Die Untergebrachten haben die ihnen von der Justizvollzugsanstalt überlassenen Sachen, ihre Zim-
mer sowie gemeinschaftlich genutzte Räume in Ordnung zu halten und zu reinigen.

 (4) Die Untergebrachten haben Umstände, die eine Gefahr für das Leben oder eine erhebliche Gefahr
für die Gesundheit einer Person bedeuten, unverzüglich zu melden.

§ 59
Persönlicher Gewahrsam und Eigengeld

 (1) Die Untergebrachten dürfen nur Sachen in Gewahrsam haben oder annehmen, die ihnen von der
Justizvollzugsanstalt oder mit ihrer Zustimmung überlassen werden. Ohne Zustimmung dürfen sie Sa-
chen weder abgeben noch annehmen, außer solche von geringem Wert. Die Justizvollzugsanstalt kann
die Abgabe, die Annahme und den Gewahrsam auch dieser Sachen von ihrer Zustimmung abhängig ma-
chen.

 (2) Eingebrachte Sachen, die die Untergebrachten nicht in Gewahrsam haben dürfen, sind für sie aufzu-
bewahren, sofern dies nach Art und Umfang möglich ist. Eingebrachtes Geld wird als Eigengeld gutge-
schrieben. Den Untergebrachten wird Gelegenheit gegeben, ihre Sachen, die sie während des Vollzugs
und für die Entlassung nicht benötigen, abzusenden oder über das Eigengeld zu verfügen, soweit dieses
nicht als Überbrückungsgeld notwendig ist.

 (3) Weigern sich Untergebrachte, eingebrachte Gegenstände, deren Aufbewahrung nach Art oder Um-
fang nicht möglich ist, aus der Justizvollzugsanstalt zu verbringen, so ist die Justizvollzugsanstalt be-
rechtigt, diese auf Kosten der oder des Untergebrachten entfernen zu lassen.

 (4) Aufzeichnungen und andere Gegenstände, die Kenntnisse über Sicherungsvorkehrungen einer Justiz-
vollzugsanstalt vermitteln, dürfen vernichtet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 60
Durchsuchung und Kontrollen

auf Suchtmittelmissbrauch

 (1) Untergebrachte, ihre Sachen und ihre Zimmer dürfen durchsucht werden. Die Durchsuchung männli-
cher Untergebrachter darf nur von Männern, die Durchsuchung weiblicher Untergebrachter darf nur von
Frauen vorgenommen werden; dies gilt nicht für das Absuchen der Untergebrachten mit technischen
Mitteln oder mit sonstigen Hilfsmitteln. Das Schamgefühl ist zu schonen.

 (2) Nur auf Anordnung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters oder bei Gefahr im Verzug ist es im
Einzelfall zulässig, eine mit einer Entkleidung verbundene körperliche Durchsuchung vorzunehmen. Sie
darf bei männlichen Untergebrachten nur in Gegenwart von Männern, bei weiblichen Untergebrachten
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nur in Gegenwart von Frauen erfolgen. Sie ist in einem geschlossenen Raum durchzuführen. Andere Un-
tergebrachte oder Gefangene dürfen nicht anwesend sein.

 (3) Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter kann allgemein anordnen, dass Untergebrachte bei der
Aufnahme, nach Kontakten mit Besuchern und nach jeder Abwesenheit von der Justizvollzugsanstalt
nach Absatz 2 durchsucht werden können.

 (4) Untergebrachte können Suchtmittelkontrollen unterzogen werden, wenn der Verdacht besteht, dass
sie Suchtmittel besitzen oder konsumieren. Die ergriffenen Maßnahmen dürfen nicht mit einem körperli-
chen Eingriff verbunden sein. Bei Untergebrachten, die die Mitwirkung an der Durchführung der Kontrol-
le verweigern, ist in der Regel davon auszugehen, dass Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

§ 61
Festnahmerecht

 Untergebrachte, die entwichen sind oder sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der Justizvollzugsanstalt
aufhalten, können durch die Justizvollzugsanstalt oder auf ihre Veranlassung hin festgenommen und in
die Justizvollzugsanstalt zurückgebracht werden, solange ein unmittelbarer Bezug zum Vollzug der Si-
cherungsverwahrung besteht.

§ 62
Besondere Sicherungsmaßnahmen

 (1) Gegen Untergebrachte können besondere Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden, wenn nach
ihrem Verhalten oder aufgrund ihres seelischen Zustandes in erhöhtem Maße die Gefahr der Flucht, von
Gewalttätigkeiten gegen Personen oder Sachen, der Selbsttötung oder der Selbstverletzung besteht.

 (2) Als besondere Sicherungsmaßnahmen sind zulässig

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von Gegenständen,

 

2. die Beobachtung bei Nacht, auch mit technischen Hilfsmitteln,

 

3. die Absonderung von anderen Untergebrachten,

 

4. der Entzug oder die Beschränkung des Aufenthalts im Freien,

 

5. die Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ohne gefährdende Gegenstände und

 

6. die Fesselung.

 

 (3) Maßnahmen nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Gefahr einer Befrei-
ung oder eine erhebliche Störung der Anstaltsordnung anders nicht vermieden oder behoben werden
kann.

 (4) Eine Absonderung von mehr als vierundzwanzig Stunden Dauer ist nur zulässig, wenn sie zur Ab-
wehr einer in der Person der oder des Untergebrachten liegenden Gefahr unerlässlich ist.

 (5) In der Regel dürfen Fesseln nur an den Händen oder an den Füßen angelegt werden. Im Interesse
der Untergebrachten kann eine andere Art der Fesselung angeordnet werden. Die Fesselung wird zeit-
weise gelockert oder aufgehoben, soweit dies notwendig ist.

 (6) Bei einer Ausführung, Vorführung oder beim Transport ist die Fesselung auch dann zulässig, wenn
aus anderen Gründen als denen des Absatzes 1 Fluchtgefahr besteht.

§ 63
Anordnung besonderer Sicherungs-

maßnahmen und Verfahren
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 (1) Besondere Sicherungsmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei Gefahr
im Verzug können auch andere Bedienstete der Justizvollzugsanstalt diese Maßnahmen vorläufig anord-
nen. Die Entscheidung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters ist unverzüglich einzuholen.

 (2) Die an der Behandlung maßgeblich beteiligten Personen sind alsbald über die Anordnung zu unter-
richten.

 (3) Werden Untergebrachte ärztlich behandelt oder beobachtet oder bildet ihr seelischer Zustand den
Anlass der Maßnahme, ist vor der Anordnung besonderer Sicherungsmaßnahmen die Ärztin oder der
Arzt zu hören. Ist dies wegen Gefahr im Verzug nicht möglich, wird die Stellungnahme unverzüglich ein-
geholt.

 (4) Besondere Sicherungsmaßnahmen dürfen nur soweit aufrecht erhalten werden, wie es ihr Zweck er-
fordert. Sie sind in angemessenen Abständen daraufhin zu überprüfen, ob und in welchem Umfang sie
noch erforderlich sind.

 (5) Besondere Sicherungsmaßnahmen sollen den Untergebrachten erläutert werden. Die Anordnung,
Entscheidungen zur Fortdauer und die Durchführung der Maßnahmen einschließlich der Beteiligung
nach Absatz 3 sind zu dokumentieren.

 (6) Besondere Sicherungsmaßnahmen nach § 62 Absatz 2 Nummer 5 und 6 sind der Aufsichtsbehörde
unverzüglich mitzuteilen, wenn sie länger als drei Tage aufrechterhalten werden. Absonderung und Un-
terbringung in einem besonders gesicherten Raum von mehr als 30 Tagen Gesamtdauer innerhalb von
zwölf Monaten bedürfen der Zustimmung der Aufsichtsbehörde. Diese Frist wird nicht dadurch unterbro-
chen, dass Untergebrachte am Gottesdienst oder am gemeinschaftlichen Aufenthalt im Freien teilneh-
men.

 (7) Während der Absonderung oder Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum sind die Un-
tergebrachten in besonderem Maße zu betreuen. Sind die Untergebrachten darüber hinaus gefesselt,
sind sie ständig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beobachten.

§ 64
Ärztliche Überwachung

 (1) Sind Untergebrachte in einem besonders gesicherten Raum untergebracht oder gefesselt, sucht sie
die Ärztin oder der Arzt alsbald und in der Folge möglichst täglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesselung
während einer Ausführung, Vorführung oder eines Transports.

 (2) Solange Untergebrachten der tägliche Aufenthalt im Freien entzogen wird, ist in regelmäßigen Ab-
ständen eine ärztliche Stellungnahme einzuholen.

§ 65
Ersatz von Aufwendungen

 (1) Untergebrachte sind verpflichtet, der Justizvollzugsanstalt Aufwendungen zu ersetzen, die sie durch
eine vorsätzlich oder grob fahrlässig begangene Selbstverletzung oder Verletzung anderer Unterge-
brachter oder Gefangener verursacht haben. Ansprüche aus sonstigen Rechtsvorschriften bleiben unbe-
rührt.

 (2) Die Justizvollzugsanstalt kann bei der Geltendmachung von Forderungen nach Absatz 1 oder wegen
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung fremden Eigentums durch Untergebrachte auch
einen den dreifachen Tagessatz der Eckvergütung nach § 45 Absatz 1 übersteigenden Teil des Haus-
gelds in Anspruch nehmen.

 (3) Für die in Absatz 1 genannten Forderungen ist der ordentliche Rechtsweg gegeben.

 (4) Von der Aufrechnung oder Vollstreckung wegen der in Absatz 1 und 2 genannten Forderungen ist
abzusehen, wenn hierdurch die Behandlung der oder des Untergebrachten oder ihre oder seine Einglie-
derung behindert würde.

Abschnitt 12
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Unmittelbarer Zwang

§ 66
Allgemeine Voraussetzungen

 (1) Bedienstete der Justizvollzugsanstalt dürfen unmittelbaren Zwang anwenden, wenn sie Vollzugs- und
Sicherungsmaßnahmen rechtmäßig durchführen und der damit verfolgte Zweck auf keine andere Weise
erreicht werden kann.

 (2) Gegen andere Personen als Untergebrachte darf unmittelbarer Zwang angewendet werden, wenn
sie es unternehmen, Untergebrachte zu befreien, in den Anstaltsbereich widerrechtlich einzudringen
oder wenn sie sich unbefugt darin aufhalten.

 (3) Das Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund anderer Regelungen bleibt unberührt.

§ 67
Begriffsbestimmungen

 (1) Unmittelbarer Zwang ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen durch körperliche Gewalt, ihre
Hilfsmittel und durch Waffen.

 (2) Körperliche Gewalt ist jede unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen oder Sachen.

 (3) Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind namentlich Fesseln.

 (4) Waffen sind die dienstlich zugelassenen Hieb- und Schusswaffen sowie Reizstoffe.

§ 68
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

 (1) Unter mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs sind diejenigen
zu wählen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beeinträchtigen.

 (2) Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn ein durch ihn zu erwartender Schaden erkennbar außer Ver-
hältnis zu dem angestrebten Erfolg steht.

§ 69
Handeln auf Anordnung

 (1) Wird unmittelbarer Zwang von Vorgesetzten oder sonst befugten Personen angeordnet, sind Voll-
zugsbedienstete verpflichtet, ihn anzuwenden, es sei denn, die Anordnung verletzt die Menschenwürde
oder ist nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden.

 (2) Die Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn dadurch eine Straftat begangen würde. Befolgen
Vollzugsbedienstete sie trotzdem, trifft sie eine Schuld nur, wenn sie erkennen oder wenn es nach den
ihnen bekannten Umständen offensichtlich ist, dass dadurch eine Straftat begangen wird.

 (3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung haben die Vollzugsbediensteten der anordnen-
den Person gegenüber vorzubringen, soweit das nach den Umständen möglich ist. Abweichende Vor-
schriften des allgemeinen Beamtenrechts über die Mitteilung solcher Bedenken an Vorgesetzte sind
nicht anzuwenden.

§ 70
Androhung

 Unmittelbarer Zwang ist vorher anzudrohen. Die Androhung darf nur dann unterbleiben, wenn die Um-
stände sie nicht zulassen oder unmittelbarer Zwang sofort angewendet werden muss, um eine rechts-
widrige Tat, die den Tatbestand eines Strafgesetzes erfüllt, zu verhindern oder eine gegenwärtige Ge-
fahr abzuwenden.

§ 71
Allgemeine Vorschriften für den
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Schusswaffengebrauch

 (1) Schusswaffen dürfen nur gebraucht werden, wenn andere Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg versprechen. Gegen Personen ist ihr Gebrauch nur zulässig,
wenn der Zweck nicht durch Waffenwirkung gegen Sachen erreicht wird.

 (2) Schusswaffen dürfen nur die dazu bestimmten Vollzugsbediensteten gebrauchen und nur, um an-
griffs- oder fluchtunfähig zu machen. Ihr Gebrauch unterbleibt, wenn dadurch erkennbar Unbeteiligte
mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet würden.

 (3) Der Gebrauch von Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als Androhung gilt auch ein Warnschuss.
Ohne Androhung dürfen Schusswaffen nur dann gebraucht werden, wenn dies zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

§ 72
Besondere Vorschriften für den

Schusswaffengebrauch

 (1) Gegen Untergebrachte dürfen Schusswaffen nur gebraucht werden,

1. wenn sie eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug trotz wiederholter Aufforderung
nicht ablegen,

 

2. wenn sie eine Meuterei (§ 121 StGB) unternehmen oder

 

3. um ihre Flucht zu vereiteln oder um sie wieder zu ergreifen.

 

Um die Flucht aus einer Einrichtung des offenen Vollzugs zu vereiteln, dürfen keine Schusswaffen ge-
braucht werden.

 (2) Gegen andere Personen dürfen Schusswaffen nur gebraucht werden, wenn sie es unternehmen, Un-
tergebrachte gewaltsam zu befreien oder gewaltsam in eine Justizvollzugsanstalt einzudringen.

Abschnitt 13

Disziplinarmaßnahmen

§ 73
Disziplinarmaßnahmen

 (1) Disziplinarmaßnahmen können angeordnet werden, wenn Untergebrachte rechtswidrig und schuld-
haft

1. eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begehen,

 

2. verbotene Gegenstände in die Justizvollzugsanstalt einbringen oder solche Gegenstände weiter-
geben oder besitzen,

 

3. entweichen oder zu entweichen versuchen,

 

4. unerlaubt Betäubungsmittel oder andere berauschende Stoffe konsumieren oder

 

5. wiederholt oder schwerwiegend gegen sonstige Pflichten verstoßen, die ihnen durch dieses Ge-
setz oder aufgrund dieses Gesetzes auferlegt sind.

 

 (2) Von einer Disziplinarmaßnahme wird abgesehen, wenn es genügt, die Untergebrachten zu verwar-
nen.
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 (3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind

1. der Verweis,

 

2. der Ausschluss von einzelnen Freizeitveranstaltungen bis zu zwei Monaten,

 

3. die Beschränkung oder der Entzug der Bewegungsfreiheit außerhalb des Zimmers der oder des
Untergebrachten bis zu einem Monat,

 

4. die Beschränkung oder der Entzug des Fernsehempfangs bis zu einem Monat,

 

5. der Entzug von Geräten der Unterhaltungselektronik bis zu einem Monat,

 

6. Arrest bis zu vier Wochen.

 

 (4) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können miteinander verbunden werden.

 (5) Zur Abwendung oder Milderung von Disziplinarmaßnahmen können im Wege einvernehmlicher
Streitbeilegung Vereinbarungen getroffen werden, insbesondere die Wiedergutmachung des Schadens,
die Entschuldigung bei Geschädigten oder die Erbringung von Leistungen für die Gemeinschaft.

 (6) Arrest darf nur wegen schwerer oder mehrfach wiederholter Verfehlungen verhängt werden.

 (7) Disziplinarmaßnahmen sind auch zulässig, wenn wegen derselben Verfehlung ein Straf- oder Buß-
geldverfahren eingeleitet wird.

 (8) Unabhängig von einer disziplinarischen Ahndung sollen Pflichtverstöße nach Absatz 1 im Rahmen
der Behandlung aufgearbeitet werden.

§ 74
Vollstreckung und Aussetzung zur Bewährung

 (1) Disziplinarmaßnahmen werden in der Regel sofort vollstreckt.

 (2) Disziplinarmaßnahmen können ganz oder teilweise bis zu sechs Monaten zur Bewährung ausgesetzt
werden. Die Aussetzung zur Bewährung kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn die Unterge-
brachten erneut gegen Pflichten verstoßen.

 (3) Die Vollstreckung unterbleibt, wird verschoben oder unterbrochen, wenn der Erfolg der Behandlung
nachhaltig gefährdet wäre.

 (4) Für die Dauer des Arrests werden die Untergebrachten abgesondert. Sie können in einem besonde-
ren Raum untergebracht werden, der den Anforderungen entsprechen muss, die an ein zum Aufenthalt
bei Tag und Nacht bestimmtes Zimmer gestellt werden. Soweit nichts anderes angeordnet wird, ruhen
die Befugnisse der Untergebrachten zur Teilnahme an Maßnahmen außerhalb des Raumes, in dem Ar-
rest vollzogen wird, sowie die Befugnisse zur Ausstattung des Zimmers mit eigenen Gegenständen, zum
Fernsehempfang und zum Einkauf. Gegenstände für die Freizeitbeschäftigung mit Ausnahme des Lese-
stoffs sind nicht zugelassen. Die Rechte zur Teilnahme an unaufschiebbaren Behandlungsmaßnahmen,
am Gottesdienst und anderen religiösen Veranstaltungen sowie auf einen täglichen mindestens einstün-
digen Aufenthalt im Freien bleiben unberührt.

§ 75
Disziplinarbefugnis

 (1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter an. Bei einer Verfehlung auf
dem Weg in eine andere Justizvollzugsanstalt zum Zweck der Verlegung ist die Leiterin oder der Leiter
der Bestimmungsanstalt zuständig. Die Befugnis, Disziplinarmaßnahmen anzuordnen, kann nur auf Mit-
glieder der Anstalts- oder Vollzugsabteilungsleitung übertragen werden.
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 (2) Die Aufsichtsbehörde entscheidet, wenn sich Verfehlungen von Untergebrachten gegen die Anstalts-
leiterin oder den Anstaltsleiter richten.

 (3) Disziplinarmaßnahmen, die gegen Untergebrachte in einer anderen Justizvollzugsanstalt oder wäh-
rend des Strafvollzugs angeordnet worden sind, werden auf Ersuchen vollstreckt, soweit sie nicht zur
Bewährung ausgesetzt sind. § 74 Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 76
Disziplinarverfahren

 (1) Der Sachverhalt ist zu klären. Die oder der Untergebrachte wird gehört. Sie oder er wird darüber
unterrichtet, welche Verfehlung ihr oder ihm zur Last gelegt wird, und darauf hingewiesen, dass es ihr
oder ihm freisteht, sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen. Es sind sowohl belastende als auch
entlastende Umstände zu ermitteln. Die Erhebungen werden in einer Niederschrift festgelegt; die Einlas-
sung der oder des Untergebrachten wird vermerkt.

 (2) Mehrere Verfehlungen, die gleichzeitig zu beurteilen sind, werden durch eine Entscheidung geahn-
det.

 (3) Bei schweren Verstößen soll sich die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter vor der Entscheidung mit
Personen besprechen, die bei der Behandlung der oder des Untergebrachten mitwirken. Vor der Anord-
nung einer Disziplinarmaßnahme gegen Untergebrachte in ärztlicher Behandlung ist eine ärztliche Stel-
lungnahme einzuholen.

 (4) Die Entscheidung wird der oder dem Untergebrachten von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltslei-
ter oder im Falle einer Übertragung der Disziplinarbefugnis nach § 75 Absatz 1 Satz 3 von der beauftrag-
ten Person mündlich eröffnet und mit einer kurzen Begründung schriftlich abgefasst.

 (5) Bevor der Arrest vollzogen wird, ist eine ärztliche Stellungnahme einzuholen. Während des Arrests
stehen die oder der Untergebrachte unter ärztlicher Aufsicht. Der Vollzug des Arrests unterbleibt oder
wird unterbrochen, wenn ansonsten die Gesundheit der oder des Untergebrachten gefährdet würde.

Abschnitt 14

Entlassungsvorbereitung, Entlassung
und nachgehende Betreuung

§ 77
Vorbereitung der Entlassung

 Die Justizvollzugsanstalt wirkt frühzeitig vor der voraussichtlichen Entlassung darauf hin, dass die Unter-
gebrachten nach ihrer Entlassung insbesondere über eine geeignete Unterkunft und eine Arbeits- oder
Ausbildungsstelle verfügen sowie bei Bedarf in therapeutische oder andere nachsorgende Maßnahmen
vermittelt werden. Hierbei arbeitet die Justizvollzugsanstalt frühzeitig mit öffentlichen Stellen sowie frei-
en Trägern und Personen, die die Eingliederung der Untergebrachten fördern, zusammen.

§ 78
Entlassung

 (1) Die Untergebrachten sollen am Tag ihrer Entlassung möglichst frühzeitig, jedenfalls noch am Vormit-
tag entlassen werden. Bei Bedarf soll die Justizvollzugsanstalt den Transport zur Unterkunft sicherstel-
len.

 (2) Der Entlassungszeitpunkt kann bis zu fünf Tage vorverlegt werden, wenn dringende Gründe dafür
vorliegen, dass die oder der Untergebrachte zu ihrer oder seiner Eingliederung hierauf angewiesen ist.
Dies ist regelmäßig anzunehmen, wenn der Entlassungszeitpunkt auf ein Wochenende oder auf einen
gesetzlichen Feiertag fällt.

 (3) Untergebrachte erhalten, soweit ihre eigenen Mittel nicht ausreichen, bei ihrer Entlassung aus der
Unterbringung von der Justizvollzugsanstalt eine Beihilfe zu den Reisekosten sowie erforderlichenfalls
ausreichende Kleidung. Bedürftige Untergebrachte erhalten darüber hinaus eine Beihilfe, die sie in die
Lage versetzt, ohne Inanspruchnahme fremder Hilfe ihren notwendigen Lebensunterhalt zu bestrei-
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ten, bis sie ihn voraussichtlich anderweitig decken können. Die Justizvollzugsanstalt kann die Überbrü-
ckungsbeihilfe ganz oder teilweise der Bewährungshilfe oder einer mit der Entlassenenbetreuung be-
fassten Stelle überweisen, die darüber entscheidet, wie das Geld nach der Entlassung an die Unterge-
brachten ausbezahlt wird. Die Bewährungshilfe und die mit der Entlassenenbetreuung befasste Stelle
sind verpflichtet, die Überbrückungsbeihilfe von ihrem Vermögen gesondert zu halten.

 (4) Der Anspruch auf Beihilfe zu den Reisekosten und die ausgezahlte Reisebeihilfe sind unpfändbar. Für
den Anspruch auf Überbrückungsbeihilfe und für Bargeld nach Auszahlung einer Überbrückungsbeihilfe
an Untergebrachte gilt § 48 Absatz 4 Satz 1 und 3 sowie Absatz 5 entsprechend.

§ 79
Nachgehende Betreuung

 Die Justizvollzugsanstalt kann früheren Untergebrachten auf Antrag Hilfestellung gewähren, soweit die-
se nicht anderweitig sichergestellt werden kann und der Erfolg der Behandlung gefährdet erscheint.

§ 80
Verbleib und Aufnahme auf freiwilliger Grundlage

 (1) Frühere Untergebrachte können auf ihren Antrag vorübergehend in einer Justizvollzugsanstalt ver-
bleiben oder wiederaufgenommen werden, wenn die Eingliederung gefährdet ist. Der Verbleib und die
Aufnahme sind jederzeit widerruflich.

 (2) Gegen verbliebene oder aufgenommene Personen dürfen Maßnahmen des Vollzugs nicht mit unmit-
telbarem Zwang durchgesetzt werden. § 66 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

 (3) Auf ihren Antrag sind die verbliebenen oder aufgenommenen Personen unverzüglich zu entlassen.

Abschnitt 15

Aufhebung von Maßnahmen,
Beschwerderecht, Rechtsbehelfe

§ 81
Aufhebung von Maßnahmen

 (1) Die Aufhebung von Maßnahmen zur Regelung einzelner Angelegenheiten auf dem Gebiet des Voll-
zugs der Sicherungsverwahrung richtet sich nach den nachfolgenden Absätzen, soweit dieses Gesetz
keine abweichende Bestimmung enthält.

 (2) Rechtswidrige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Ver-
gangenheit zurückgenommen werden.

 (3) Rechtmäßige Maßnahmen können ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft oder für die Ver-
gangenheit widerrufen werden, wenn

1. aufgrund nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände die Maßnahmen hätten
unterbleiben können,

 

2. die Maßnahmen missbraucht werden oder

 

3. erteilte Weisungen nicht befolgt werden.

 

 (4) Begünstigende Maßnahmen dürfen nach den Absätzen 2 oder 3 nur zurückgenommen oder wider-
rufen werden, wenn die vollzuglichen Interessen an der Aufhebung in Abwägung mit dem schutzwürdi-
gen Vertrauen der Betroffenen auf den Bestand der Maßnahmen überwiegen. Belastende rechtswidrige
Maßnahmen sind aufzuheben, soweit hierdurch das Leben oder die Gesundheit einer Person oder die Si-
cherheit oder Ordnung der Justizvollzugsanstalt nicht gefährdet wird.

§ 82
Beschwerderecht
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 (1) Die Untergebrachten haben das Recht, sich mit Wünschen, Anregungen und Beschwerden in Angele-
genheiten, die sie selbst betreffen, an die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu wenden. Regelmäßi-
ge Sprechstunden sind einzurichten.

 (2) Besichtigen Vertreter der Aufsichtsbehörde die Justizvollzugsanstalt, so ist zu gewährleisten, dass
die Untergebrachten sich in sie selbst betreffenden Angelegenheiten an diese wenden können.

 (3) Die Möglichkeit der Dienstaufsichtsbeschwerde bleibt unberührt. Eingaben, Beschwerden und
Dienstaufsichtsbeschwerden, die nach Form und Inhalt nicht den im Verkehr mit Behörden üblichen An-
forderungen entsprechen oder bloße Wiederholungen enthalten, brauchen nicht beschieden zu werden.
Die Untergebrachten sind entsprechend zu unterrichten. Eine Überprüfung des Vorbringens von Amts
wegen bleibt unberührt.

§ 83
Rechtsbehelfe

 Die §§ 109 bis 121 des Strafvollzugsgesetzes (StVollzG) über das gerichtliche Verfahren bleiben unbe-
rührt.

Abschnitt 16

Kriminologische Forschung

§ 84
Fortentwicklung des Vollzugs und

kriminologische Forschung

 (1) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung ist fortzuentwickeln. Maßnahmen zur Behandlung der Unter-
gebrachten sind auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzipieren, zu standardisieren
und auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen.

 (2) Der Vollzug der Sicherungsverwahrung, insbesondere seine Aufgabenerfüllung und Gestaltung, die
Umsetzung seiner Leitlinien und die Behandlungsmaßnahmen sowie deren Wirkungen auf die Vollzugs-
ziele, wird regelmäßig durch den Kriminologischen Dienst in Zusammenarbeit mit Hochschulen oder an-
deren Stellen wissenschaftlich begleitet und erforscht.

 (3) In die Untersuchung ist einzubeziehen, ob die Untergebrachten nach der Entlassung in der Lage
sind, in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.

 (4) Die Leitung der kriminologischen Forschung obliegt der Aufsichtsbehörde.
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